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Executive Summary 

Im Jahr 2025 evaluierte das Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e. V. 
(weiterhin ISS e. V.) im Auftrag des Niedersächsischen Justizministerium sechs 
Häuser des Jugendrechts (weiterhin HdJR) angesiedelt in Braunschweig, Göttingen, 
Hannover, Lüneburg, Osnabrück und Salzgitter. Das Niedersächsische 
Justizministerium unterstützt die HdJR nach eigenen Angaben seit 2018 mit neuen 
Stellen und Sachmitteln, die von den für die Mittelbewirtschaftung zuständigen 
Oberlandesgerichten und Generalstaatsanwaltschaften entsprechend eingesetzt 
werden. Allein für das erst 2023 eingerichtete HdJR in Braunschweig ist bislang keine 
zusätzliche Stelle geschaffen worden. 

Die HdJR sind Kooperationen zwischen Staatsanwaltschaft, Polizei und Jugendhilfe 
im Strafverfahren (JuHiS); das Amtsgericht ist je nach Standort unterschiedlich 
eingebunden. Die Beteiligung richterlicher Akteure bleibt aufgrund der 
Neutralitätspflicht ambivalent. Die Evaluation zeigt, dass das Modell – unabhängig von 
seiner Ausgestaltung als reales, hybrides oder virtuelles Haus – einen wirksamen 
Rahmen für die koordinierte Bearbeitung von Jugenddelinquenz bietet. Dabei lassen 
sich positive Effekte auf die behördenübergreifende Zusammenarbeit, die 
Verfahrensabläufe sowie die Unterstützung Jugendlicher und Heranwachsender 
feststellen. Zugleich wurden strukturelle Herausforderungen und offene 
Entwicklungsbedarfe identifiziert. Als größeres Problem erweist sich die 
unzureichende personelle Ausstattung, insbesondere bei der JuHiS – an mehreren 
Standorten erfolgte keine personelle Aufstockung trotz zusätzlicher Aufgaben.  

An fast allen Standorten konnte im Rahmen der HdJR eine behördenübergreifende 
Zusammenarbeit institutionalisiert und verstetigt werden. Regelmäßige Treffen, 
wechselseitige Hospitationen sowie der persönliche Austausch haben zu einem 
besseren Verständnis der Institutionen untereinander beigetragen. Hilfreich sind 
zudem informelle Begegnungen, wie Sommerfeste, für die engere Zusammenarbeit. 
Konflikte bestehen zumindest zu Beginn der Zusammenarbeit oftmals in der 
Rollenklärung, vor allem zwischen Polizei und Jugendhilfe (z.B. zu 
Datenschutzfragen), weshalb für Hospitationen und Austausch Zeit eingeplant werden 
sollte. 

Die Zusammenarbeit im HdJR führt zu einer besseren Koordination von Verfahren: 
Strafverfahren können nach Bedarf be- oder entschleunigt werden; Fallkonferenzen 
haben als zentrales Instrument etabliert, um passgenaue Reaktionen auf Schwellen- 
und Intensivtäter*innen zu entwickeln. Zudem wurde die Diversion aus Sicht der 
Befragten an mehreren Standorten verbessert. Wenngleich insgesamt eine gute 
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Vernetzung besteht, stellt eine bislang unzureichende Integration von 
Opferschutzorganisationen eine Schwachstelle dar. 

Positive Verhaltensänderungen der fünf interviewten jungen Menschen lassen sich 
nicht eindeutig auf das Konzept des HdJR zurückführen. An mehreren Standorten 
werden zwar exemplarisch Biografien untersucht, in denen die Arbeit des HdJR im 
Einzelfall einen positiven Effekt hatte. Gleichwohl ordnen die Befragten die 
Verbesserung ihrer Situationen als eine „natürliche Reife“ ein. Besonders wirksam 
erscheinen frühe Kontakte der JuHis zu den jungen Menschen, schnelle 
Reaktionszeiten und passgenaue Maßnahmen seitens des HdJR. Fallkonferenzen 
boten jungen Menschen nicht nur den Eindruck stärkerer Kontrolle durch das 
Justizsystem, sondern auch eine spürbare Unterstützung durch unterschiedliche 
Akteure. Sprachliche Barrieren in Fallkonferenzen – insbesondere bei Jugendlichen 
mit geringen Deutschkenntnissen – stellen eine wiederkehrende Herausforderung dar. 

Die Evaluation zeigt zentrale strukturelle Herausforderungen und Entwicklungsbedarfe 
auf: Besonders nachteilig für die behördenübergreifende Zusammenarbeit ist eine 
hohe personelle Fluktuation – etwa bei Polizei und Staatsanwaltschaft – sowie 
unzureichende personelle Ressourcen, vor allem bei der JuHiS. Zudem ließe sich die 
öffentliche Sichtbarkeit der HdJR ausbauen; dies ist insbesondere bei virtuellen HdJR 
der Fall. Fehlende eigene Budgets und ein hoher Verwaltungsaufwand werden von 
den Kooperationspartnern als Hindernisse in der Umsetzung benannt. Zudem könnten 
einheitliche Standards für die Fallkonferenzen etabliert werden, z.B. Leitfaden zur 
Rollenklarheit und Beteiligung freier Träger. Die komplexe Sprache erschwert die 
Verständlichkeit und Partizipation für junge Menschen und ihre Familien in den 
Fallkonferenzen, aber auch im Strafprozess insgesamt; hierfür braucht es mehr 
Sensibilität. Zudem bestehen Versorgungslücken für vulnerable Gruppen wie 
traumatisierte Jugendliche, Heranwachsende mit Sprachbarrieren oder 
Schwerststraffällige. Ein weiterer Schwerpunkt sollte im Ausbau der schulischen 
Präventionsarbeit liegen, die häufig an Personalmangel scheitert. Weitere Bedarfe 
liegen in der Vertiefung der Elternarbeit. 

Zusammenfassend wird deutlich, dass die HdJR eine effektive Kooperationsform im 
Jugendstrafrecht darstellen. Sie tragen zu einer Verbesserung der 
behördenübergreifenden Zusammenarbeit und der Optimierung der Verfahren und 
Abläufe bei. Zudem lassen sich in Einzelfällen positive Effekte auf die Biografie der 
Zielgruppe straffälliger Jugendlicher/Heranwachsender zeigen. Dennoch bedarf es 
struktureller Weiterentwicklungen, insbesondere im Hinblick auf Ressourcen, 
einheitlicher Standards, Angebote für spezifische Zielgruppen und öffentliche 
Sichtbarkeit. 
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Einleitung 

Im Haus des Jugendrechts arbeiten drei zentrale Akteure des jugendstrafrechtlichen 
Verfahrens – JuHiS, Polizei und Staatsanwaltschaft (StA) – in einem gemeinsamen 
Haus „unter einem Dach“ enger zusammen. Ein zentrales Ziel ist die Intensivierung 
der behördenübergreifenden Zusammenarbeit und des Austausches. Dies soll zu 
einer passgenaueren Reaktion auf die Straftaten und einer Beschleunigung der 
Strafverfahren führen. Langfristig soll dies insgesamt eine Reduktion der 
Jugenddelinquenz bewirken (Bender et al. 2023; Kügler/Feuerhelm 2003; 
Lohrmann/Schaerff 2021). 

Das Vorbild für die „Häuser des Jugendrechts“ in Deutschland bilden die Community 
Courts in den USA. Im ersten Community Court in New York im Jahr 1993 arbeiteten 
die Institutionen des Strafvollzugs (Polizei, StA, Gericht) zusammen mit den 
Sozialbehörden (Sozialarbeit, Familienfürsorge, Arbeitsamt) in einem gemeinsamen 
Gebäude. Die Idee war, die komplexen Problemlagen der Täter*innen durch die 
unterschiedlichen Institutionen besser beleuchten sowie passgenaue Unterstützung 
und Hilfestellungen bieten zu können. Hierzu standen in den Community Courts eine 
Bandbreite an Sanktionen und Hilfen (wie Geld- und Freiheitsstrafe, gemeinnützige 
Arbeit, Drogenberatung und psychologische Unterstützung sowie Arbeitsvermittlung) 
zur Verfügung. Sie waren zudem mit lokalen Strukturen – wie Anwohner*innen, Firmen 
und Vereinen – vernetzt (Lohrmann/Schaerff 2021).  

Angelehnt an das Konzept der Community Courts wurde in Deutschland erstmals 1999 
ein „Haus des Jugendrechts“ in Stuttgart-Bad Cannstatt umgesetzt (Kügler/Feuerhelm 
2003). Aufgrund der hohen Jugendkriminalität in Stuttgart wurde die Zielgruppe auf 
Jugendliche und Heranwachsende als Täter*innen festgelegt. Als Herausforderungen, 
auf die mit der Einführung des HdJR reagiert werden sollte, wurden unter anderem 
identifiziert, dass sehr unterschiedliche Institutionen mit jugendlichen und 
heranwachsenden Straftäter*innen arbeiten, dass die Prozesse lange dauern und 
wenig Koordinierung zwischen den Institutionen stattfindet. Durch ein gemeinsames 
Gebäude als „Haus des Jugendrechts“ sollte die Zusammenarbeit von JuHiS, Polizei 
und Staatsanwalt verbessert werden (ebd.). Seit der Einführung des ersten HdJR 
wurden in Deutschland zahlreiche weitere Häuser in mehreren Bundesländern 
aufgebaut. Derzeit gibt es in zehn von 16 Bundesländern insgesamt über 40 HdJR 
(Bender et al. 2023: 7).  

Das ursprüngliche Konzept des HdJR in Stuttgart-Bad Cannstatt wurde mehrfach 
modifiziert, weshalb HdJR sich heute deutlich unterscheiden. Neben der 
ursprünglichen Organisationsform in einem gemeinsamen Gebäude entstanden ab 
2015 die ersten virtuellen Häuser in Fürth und Aschaffenburg (Lohrmann/Schaerff 
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2021: 129). Im virtuellen HdJR behält jede Institution (JuHiS, Polizei, StA) ihr Gebäude; 
des Weiteren wird eine personenunabhängige, virtuelle Kommunikationsstruktur 
institutionalisiert. Diese umfasst meist nicht nur elektronische Kommunikation (E-Mail, 
Telefon, Videokonferenzen), sondern auch regelmäßige persönliche Treffen in den 
Räumen der Kooperationspartner (Lohrmann/Schaerff 2021). Neben der 
Organisationform unterscheiden sich die HdJR in der Zielgruppe: Während sich einige 
Häuser um alle jugendlichen und heranwachsenden Täter*innen kümmern, legen 
andere den Fokus ausschließlich auf Schwellen- und Intensivtäter*innen. Zudem gibt 
es Unterschiede in der Zusammensetzung, die neben Polizei, StA und JuHiS an 
manchen Standorten weitere Kooperationspartner (wie Träger der freien Jugendhilfe 
oder das Amtsgericht) umfassen (Bender et al. 2023). Die Kooperation der 
zuständigen Gerichte mit den Häusern des Jugendrechts ist aufgrund des hohen Guts 
der richterlichen Unabhängigkeit sehr unterschiedlich geregelt. 

Den rechtlichen Rahmen der HdJR bildet das Jugendstrafrecht, das am 
Erziehungsgedanken ausgerichtet ist:  

 „Die Anwendung des Jugendstrafrechts soll vor allem erneuten Straftaten 
eines Jugendlichen oder Heranwachsenden entgegenwirken. Um dieses 
Ziel zu erreichen, sind die Rechtsfolgen und unter Beachtung des 
elterlichen Erziehungsrechts auch das Verfahren vorrangig am 
Erziehungsgedanken auszurichten“ (§ 2 Abs. 1 Satz 1, 2 JGG). 

Demnach sollen erzieherische Maßnahmen im Zentrum stehen und einen 
entwicklungsgerechten Umgang mit den Täter*innen ermöglichen. Das 
Jugendstrafrecht gilt für Jugendliche von 14 bis 17 Jahren; bei Heranwachsenden (18 
bis einschließlich 20 Jahren) wird im Einzelfall entschieden, ob Jugend- oder 
Erwachsenenstrafrecht angewandt wird. Um erzieherische Maßnahmen zu 
entwickeln, können die Akteure des Jugendstrafrechts (Jugendrichter*innen, 
Jugendstaatsanwält*innen) und andere Stellen, wie das Jugendamt, koordiniert 
zusammenarbeiten. Das HdJR bildet eine Form dieser Zusammenarbeit.  

Mögliche Formate des HdJR sind regelmäßige Hauskonferenzen zu Problemen und 
Fragestellungen, Besprechungen zu aktuellen Ermittlungsverfahren und 
anlassbezogene Fallkonferenzen, um Maßnahmen für die Täter*innen zu finden. In 
der virtuellen Variante des HdJR finden diese Besprechungen digital oder persönlich 
in den Räumlichkeiten der Kooperationspartner statt (Lohrmann/Schaerff 2021). 

Von den bundesweit mehr als 40 HdJR wurden bislang fünf durch externe, 
unabhängige Institute wissenschaftlich begleitet und evaluiert: das HdJR in Stuttgart-
Bad Cannstatt (Feuerhelm/Kügler 2003), das HdJR in Ludwigshafen (Müller, Mutke 
und Wink 2008), die HdJR in Frankfurt am Main-Höchst und Wiesbaden (Linz 2013; 
Dessecker et al. 2022) sowie das HdJR in Leipzig (Bender et al. 2023). Wenngleich 
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die Häuser unterschiedliche Schwerpunkte in den Zielsetzungen aufweisen, lassen 
sich die Ergebnisse unter den folgenden Überthemen wie folgt zusammenfassen: 

- Verbesserung der behördenübergreifenden Zusammenarbeit: In mehreren 
Untersuchungen konnte gezeigt werden, dass sich durch die Einführung des HdJR 
die behördenübergreifende Kommunikation verbessert hat (Müller, Mutke und 
Wink 2008; Linz 2013). So konnten durch das HdJR Ludwigshafen Vorbehalte 
zwischen den Kooperationspartnern reduziert, mehr Wissen übereinander gebildet 
und die Weitergabe von Informationen besser geregelt werden (Müller, Mutke und 
Wink 2008). Im HdJR Leipzig wurde die behördenübergreifende Zusammenarbeit 
nur zwischen StA und Polizei optimiert, nicht in hingegen zwischen JuHiS und 
Polizei (Bender et al. 2023). Zwischen StA und Polizei konnte die Zusammenarbeit 
im Sinne von kurzen Wegen, besseren Absprachen und Kommunikation verbessert 
werden.  

- Veränderungen in den Verfahren und Prozessen: Für das HdJR Stuttgart-Bad 
Cannstatt konnten ein Anstieg der Diversionsquote, der vereinfachten 
Jugendverfahren, der Einstellungen von Verfahren sowie die Reduzierung der 
Verurteilungen festgesellt werden (Feuerhelm/Kügler 2003). In mehreren 
Evaluationen wurde eine Verkürzung der Verfahrensdauer durch die Einbindung 
der HdJR festgestellt (Feuerhelm/Kügler 2003; Müller, Mutke und Wink 2008). Im 
Leipzig fand die Verfahrensverkürzung nur für die Bearbeitung bei der Polizei statt, 
jedoch nicht bei StA oder im Verfahren insgesamt (Bender et al. 2003). 

- Veränderungen auf Seiten der Jugendlichen/Heranwachsenden: In einer 
Evaluation des HdJR Frankfurt am Main-Höchst wurde die Legalbewährung der 
Jugendlichen/Heranwachsenden mit einer Kontrollgruppe untersucht (Dessecker 
et al. 2022). Im Ergebnis war die Legalbewährung der 
Jugendlichen/Heranwachsenden, deren Fälle im HdJR behandelt wurden, höher 
als in der Kontrollgruppe, wobei die Autor*innen auf Einschränkungen zur 
Vergleichbarkeit der beiden Gruppen aufgrund unterschiedlicher Schwerpunkte in 
den Delikten hinweisen (Dessecker et al. 2022). 

- Perspektiven der Jugendlichen/Heranwachsenden: Lediglich in zwei der fünf 
Untersuchungen wurde die Perspektive von Jugendlichen/Heranwachsenden 
berücksichtigt.  

In der Untersuchung des HdJR Ludwigshafen wurden 101 junge Menschen befragt, 
von denen fast drei Viertel die Reaktion auf ihre Straftaten als gerecht einstuften; 
die überwiegende Mehrheit empfand sich als fair behandelt und ernst genommen 
(Müller, Mutke und Wink 2008; zitiert nach Bender et al. 2003: 19). Die Mehrheit 
gab an, die Aufgabenprofile von Polizei und JuHiS zu kennen, bezüglich der StA 
wusste dies ein Drittel nicht (Müller, Mutke und Wink 2008, zitiert nach Bender et 
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al. 2003: 19). Da die Fallauswahl über die JuHiS erfolgte, liegt hier möglicherweise 
ein Bias vor.  

In der Evaluation des HdJR Leipzig formulierte die Hälfte der sechs befragten 
Jugendlichen/Heranwachsenden Kritik an der Zusammenlegung der drei Behörden 
„unter einem Dach“ (wie am gemeinsamen Eingang, der Kamera am Haus, sowie 
gemeinsamen Räumlichkeiten trotz verschiedener Funktionen) (Bender et al. 2003: 
XXV). Als Vorteil des gemeinsamen Gebäudes wurde genannt, dass Termine bei 
unterschiedlichen Akteuren am gleichen Tag ausgemacht werden können. Die 
Hälfte der Jugendlichen/Heranwachsenden konnte die Mitarbeiter*innen nicht den 
einzelnen Behörden zuordnen. Zwei Drittel beschrieben positive Beratungen in der 
Beratungsarbeit der JuHiS; zwei Drittel war die Schweigepflicht der JuHiS 
gegenüber der Polizei nicht bekannt. Die Einstellung zur Polizei war grundsätzlich 
negativ; jedoch hatten einzelne ein sehr gutes Verhältnis zu ihren spezifischen 
Jugendsachbearbeiter*innen (Bender et al. 2003: XXV). 

Die fünf Evaluationen der HdJR zeigen Veränderungen durch die Einführung des 
HdJR, besonders im Hinblick auf die Verbesserung der behördenübergreifenden 
Zusammenarbeit, die Veränderungen der Verfahren und Prozesse (z.B. 
Beschleunigung, Anstieg Diversionsquote) und die Legalbewährung. Zugleich wurden 
auch Bedenken und Kritikpunkte – insbesondere durch die Perspektive der 
Jugendlichen/Heranwachsenden – sichtbar: eine zentrale Schwierigkeit des 
Konzeptes HdJR liegt im „Zusammentreffen zweier strukturell aufgrund ihrer 
sozialrechtlichen bzw. strafrechtlichen Verortung inkompatibler Systeme, zwischen 
sozialpädagogisch begründetem Helfen einerseits und kriminalrechtlich legitimiertem 
Strafen andererseits“ (Lohrmann/Schaerff 2021: 130). So sind einerseits StA und 
Polizei verpflichtet, zum Sachverhalt der Straftat zu ermitteln und punitive Maßnahmen 
einzuleiten; andererseits soll die ans Jugendamt angebundene JuHiS die individuelle 
und soziale Entwicklung der jungen Menschen unterstützen und sich dazu auch mit 
dem persönlichen und sozialen Hintergrund des Jugendlichen/Heranwachsenden 
befassen. In den persönlichen Gesprächen dazu können auch Informationen zu dem 
Delikt und anderen Straftaten aufkommen, die nicht aktenkundig sind; hierzu hat die 
JuHiS jedoch Schweigerecht und -pflicht gegenüber der Polizei. Ein engerer 
Informationsaustausch zwischen JuHiS und Polizei (z.B. in Hauskonferenzen) sowie 
kurze Wege in einem gemeinsamen Gebäude werden in der Fachliteratur daher 
teilweise als rechtlich schwierig bewertet (Lohrmann/Schaerff 2021). Diese engere 
Zusammenarbeit kann sich zudem negativ auf das Vertrauensverhältnis zwischen 
JuHiS und Proband*innen auswirken, wenn die Jugendlichen/Heranwachsenden 
durch ein gemeinsames Haus den Eindruck bekommen, dass die Akteure (Polizei, 
StA, JuHiS) durch Zusammenarbeit auch geschützte Informationen austauschen 
(ebd.). Eine Schwierigkeit des gemeinsamen Gebäudes besteht zudem darin, dass in 
manchen Fällen die Jugendlichen/Heranwachsenden die Akteure (wie Polizei, JuHiS) 
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nicht auseinanderhalten können und dadurch ihre verschiedenen Funktionen nicht klar 
erfassen können (Bender et al. 2003). Ein weiterer Kritikpunkt an der Umsetzung des 
HdJR besteht darin, dass die gut funktionierende behördenübergreifende 
Zusammenarbeit an manchen Standorten nur durch das persönliche Engagement 
einzelner Personen und ihrer Netzwerke zustande kommt (Lohrmann/Schaerff 2021).  

Die vorliegende Evaluation der HdJR in Niedersachen soll die unterschiedlichen 
Schwerpunkte (Verbesserung der behördenübergreifenden Zusammenarbeit, 
Veränderungen in den Verfahren und Prozessen, Veränderungen auf Seiten der 
Jugendlichen/Heranwachsenden) in den sechs Häusern in Niedersachen in 
Braunschweig, Göttingen, Hannover Lüneburg, Osnabrück und Salzgitter 
untersuchen. Die Analyse basiert auf sechs Gruppeninterviews mit Vertretungen der 
Kooperationspartner der Standorte (wie Polizei, StA, JuHiS, ggf. Amtsgericht), sechs 
Einzelinterviews mit der „Dritten Perspektive“1, fünf Einzelinterviews mit jungen 
Menschen, deren Fall in einem HdJR behandelt wurde, sowie einer quantitativen 
Befragung von Vertretungen der StA. 

 Jugenddelinquenz im Kontext der Häuser des Jugendrechts 

Jugenddelinquenz bezeichnet ein strafrechtlich relevantes Verhalten von 
strafunmündigen Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden, die nach dem 
Jugendstrafrecht behandelt werden. Jugenddelinquenz ist ein Phänomen, das 
ubiquitär ist. Entsprechend kann von einer „Normalität“ von Jugendkriminalität 
gesprochen werden, die kulturübergreifend beobachtet werden kann 
(Niedersächsisches Ministerium für Justiz 2023). Delinquenz von Jugendlichen kommt 
üblicherweise episodenhaft vor und endet meist ohne Sanktionen innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums. Jugenddelinquenz zeigt sich in allen Bevölkerungsschichten 
und umfasst am häufigsten Delikte von Diebstahl, Körperverletzung und 
Sachbeschädigung (Walsh 2014). Die Ausbildung von Delinquenz im Alter von 
Jugendlichen und Heranwachsenden wird oftmals mit Entwicklungsaufgaben der 
Lebensphase begründet; delinquentes Verhalten hängt demnach zusammen mit 
Bedürfnissen nach Rebellion, nach Abgrenzung und Abnabelung von den eigenen 
Eltern sowie mit Experimentierfreude (ebd.). Insgesamt kennzeichnet 
Jugenddelinquenz meist vorübergehende, begrenzte Delikte; mit dem Eintritt in 
Ausbildung, Beruf und Familienleben sinkt die Delinquenzrate typischerweise deutlich 
ab. 

Kriminologisch lässt sich dieses in erster Linie episodische, bagatellhafte 
Deliktverhalten von schwerwiegender Delinquenz unterscheiden. So gibt es in jeder 

 

1  Dies sind Schlüsselpersonen, die zwar an der Umsetzung der HdJRs nicht direkt beteiligt sind, aber die Arbeit 
der HdJR kritisch reflektieren können (z.B. Mitarbeiter*innen freier Träger der Jugendhilfe, Anwält*innen, weitere 
Mitarbeiter*innen der Polizei und der Jugendämter). 
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Geburtskohorte junge Menschen, deren kriminelles Verhalten nicht nur episodenhaft 
ist. Diese machen etwa 10% der Tatverdächtigen aus und sind für circa 50% der 
Delikte, sowie 70% bis 80% der schweren Gewaltstraftaten (Tötungsdelikte, 
Vergewaltigung, Raub, schwere und gefährliche Körperverletzung) verantwortlich 
(Walsh 2019: 28). Der Begriff „Intensivtäter“ ist kein juristischer Begriff und wird 
verschieden definiert. Er bezeichnet als Konzept aus der Polizeiarbeit „Personen, die 
über einen bestimmten Zeitraum hinweg für eine bezeichnete Anzahl von Delikten 
tatverdächtig sind“ (Walsh 2024: 349). Die Forschung zeigt, dass Intensivtäter*innen 
häufig ein bestimmtes Profil aufweisen (familiärer Hintergrund, finanzielle Situation, 
Freizeitverhalten, Substanzenkonsum). Diese so genannten krimonogenen Faktoren 
führen jedoch nicht automatisch zu Delinquenz, da auch junge Menschen trotz 
Auffälligkeiten resilient sind (Walsh 2014). Schwellentäter*innen stehen 
demgegenüber sprichwörtlich an der Schwelle zu Intensivtäterschaft: Sie begehen in 
kurzer Zeit mehrere Delikte und gelten als „Langzeitkandidaten“ für zukünftige 
Intensivtäterkarrieren. Die Verwendung des Konzeptes der „Schwellen- und 
Intensivtäter“ wird in der Fachliteratur auch kritisiert, da das Etikett stigmatisierend sein 
kann (Walsh 2014).  

In der Praxis versuchen Polizei und die JuHiS mit besonderen Maßnahmen auf junge 
Intensivtäter*innen Einfluss zu nehmen (wie durch Intensivtäterlisten und 
Gefährder*innenansprachen). Die Zusammenarbeit durch die HdJR kann ebenfalls als 
ein Versuch gesehen werden, durch Optimierung der Zusammenarbeit und 
Koordination besser auf Intensivtäter*innen reagieren zu können. Auch in den HdJR 
in Niedersachen stellen Schwellen- und Intensivtäter häufig die zentrale Zielgruppe 
dar. Hierzu gibt es in Niedersachsen seit 2009 einen Erlass des Niedersächsischen 
Justizministeriums (MJ), des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und Sport 
(MI), des Niedersächsischen Kultusministeriums (MK) und des Niedersächsischen 
Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (MS) sowie seit 2015 die 
niedersächsische Landesrahmenkonzeption „Junge Schwellen- und Intensivtäterinnen 
und Schwellen- und Intensivtäter“ (JuSIT). Seitdem erfolgt die Einstufung von 
Schwellen- und Intensivtäter*innen nach landeseinheitlichen Standards 
(Landeskriminalamt Niedersachsen 2024:  23).2  

Klassische Kennzeichen von Jugenddelinquenz lassen sich auch in Niedersachsen 
feststellen:  

 
2 Alle Straftaten werden unter Berücksichtigung der Schwere der Verfehlung und der gesetzlichen 

Strafandrohung mit einem Faktor versehen. So ergibt sich für jede junge Tatverdächtige und jeden jungen 
Tatverdächtigen aus der Summe aller innerhalb von zwölf Monaten begangenen Straftaten ein Punktwert, der 
die Intensität der jeweiligen Delinquenz beschreibt. Darüber hinaus werden die Risiko- und Schutzfaktoren, die 
sich aus der Persönlichkeit und dem sozialen Umfeld der jungen Tatverdächtigen ergeben, bei der Einstufung 
berücksichtigt.“ (Landeskriminalamt Niedersachsen 2024:  23) 
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- Die Jugenddelinquenz ist überwiegend männlich (z.B. waren im Jahr 2021 73% 
der minderjährigen Tatverdächtigen und 78% der heranwachsenden 
Tatverdächtigen männlich (Landeskriminalamt Niedersachsen 2021: 5)). 

- Sie ist stark von gruppendynamischen Prozessen geprägt (z.B. handelten im 
Jahr 41% der 22.891 minderjährigen Tatverdächtigen nicht allein 
(Landeskriminalamt Niedersachsen 2021: 5)). 

- Sie ist seit 2005 in Bezug auf die Zahlen der der Fall- und Tatverdächtigen bei 
Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden rückläufig (s. Abbildung 1; 
Landeskriminalamt Niedersachsen 2024: 15).  

Abbildung 1: Junge Tatverdächtige nach Altersgruppen (2005-2024) in Niedersachen  

 

Quelle: Landeskriminalamt Niedersachsen 2024: 15 Grafik 5. 

Im Jahr 2021 gab es einen historischen Tiefstand der Jugenddelinquenz; in den 
Folgejahren der Covid-19-Pandemie zeigt sich eine Trendumkehr mit einem Anstieg 
der Jugenddelinquenz. Dies kann damit erklärt werden, dass es während der Covid-
Pandemie weniger Gelegenheiten für normabweichendes Verhalten (wie 
Begegnungen in Schule, Sportverein; Tatgelegenheiten im Einzelhandel) gab 
(Landeskriminalamt Niedersachsen 2022: 72). Die entsprechenden Erfahrungen und 
Entwicklungsschritte konnten durch junge Menschen nicht ausgelebt werden und 
demnach gab es möglicherweise Nachholeffekte im delinquenten Verhalten. Weitere 
Schwierigkeiten waren, dass Kinder und Jugendliche bestimmte Erfahrungen von 
Konfliktaustragung in Gruppen und Lösungsstrategien nicht erlernen konnten – auch 
dies kann einen Einfluss auf delinquentes Verhalten haben. Zudem zeigt sich eine 
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gestiegene psychische Belastung durch die Covid-19-Pandemie bei Kindern und 
Jugendlichen aufgrund von Zukunftsängsten und Überforderung; auch dies kann sich 
in der Jugenddelinquenz widerspiegeln (ebd.). Die starken Auswirkungen der Covid-
19-Pandemie auf die Delinquenz bei Kindern und Jugendlichen – bis heute – zeigen 
sich auch in der vorliegenden Evaluation der HdJR in Niedersachsen. 
Evaluationsdesign und operative Umsetzung 

Die HdJR in Niedersachsen wurden mit dem Ziel gegründet, die Kriminalität von 
Jugendlichen (14–17 Jahre) und Heranwachsenden(18–21 Jahre) nachhaltig zu 
bekämpfen. Im vorliegenden Bericht werden sie als Zielgruppe „junge Menschen“ 
zusammengefasst. Die inhaltliche Arbeit von fünf Häusern (Göttingen, Hannover, 
Lüneburg, Osnabrück und Salzgitter) begann im November 2019; im Juni 2023 kam 
am Standort Braunschweig ein weiteres HdJR hinzu. Diese sechs Standorte der HdJR 
in Niedersachsen wurden im Auftrag des Justizministeriums Niedersachsen durch das 
ISS e.V. zwischen Januar und Juli 2025 evaluiert.  

Zu Beginn des Projekts wurde der Evaluationsgegenstand mit dem Auftraggeber 
konkretisiert, um ein gemeinsames Verständnis zu entwickeln, welche Inputs von 
welchen Akteur*innen notwendig sind, um zielgerichtete Aktivitäten durchzuführen; 
wie diese umgesetzt, welche Leistungen dadurch erbracht und welche Ergebnisse und 
Wirkungen dabei erzielt werden sollen.  

Im Ergebnis entstand die folgende Programmtheorie, die einen Ausgangspunkt und 
die Grundlage für eine systematische Evaluation des Modellprojekts bildet: Durch eine 
intensivierte und effektive Zusammenarbeit in Ermittlungs- und Strafverfahren 
(Aktivitäten) gegen Jugendliche und Heranwachsende (Zielgruppe) sollen die 
Fallzahlen dauerhaft gesenkt und die Dauer der Verfahren anhaltend reduziert werden. 
Dies bezieht sich sowohl auf die Deliktsqualität (insbesondere schwere 
Gewaltkriminalität) aber auch auf die absolute Zahl von Straftaten (Output). Sich 
abzeichnende kriminelle Karrieren von Jugendlichen sollen durch präventive Mittel, 
unmittelbare Reaktionen – und soweit erforderlich – den wirksamen Einsatz der 
Maßnahmen des Jugendstrafrechts frühzeitig gestoppt werden (Outcome  
Verhalten der Zielgruppe). Zwischen den im Ermittlungs- und Strafverfahren tätigen 
Einrichtungen sollen Erfahrungen weitergegeben, Strategien ausgearbeitet und das 
gegenseitige Verständnis für die jeweiligen Rollen im Jugendstrafrecht vermittelt 
werden (Outcome  Professionelle Akteur*innen). Im Ergebnis soll die Kriminalität 
von Jugendlichen und Heranwachsenden nachhaltig bekämpft werden (Impact).  

Zentrale Ziele der HdJR in Niedersachsen sind demnach:  

1. Verbesserung der behördenübergreifenden Zusammenarbeit (z.B. durch 
institutionalisierte, regelmäßige Hauskonferenzen oder frühere und häufigere 
Absprachen (per Telefon, E-Mail, Videokonferenzen)) im Strafprozess; 
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2. Veränderungen in den Verfahren und Abläufen (z.B. die Einführung von Prognose- 
und Fallkonferenzen zu Intensiv- und Schwellentätern, Beschleunigung der 
Verfahren, Steigerung der Diversionsquote, Verbesserung der externen 
Kooperationen (bspw. mit freien Trägern), Entwicklung passgenauer Hilfsangebote 
für straffällige Jugendliche und Heranwachsende); 

3. Veränderungen auf Seiten der Jugendlichen/Heranwachsenden (z.B. die 
Verbesserung der Legalbewährung, Senkung der Kriminalitätsrate von 
Jugendlichen und Heranwachsenden). 

Anhand dieser Schwerpunkte werden die HdJR an allen sechs Standorten evaluiert. 
Diese Schwerpunkte werden im Folgenden noch ergänzt um Charakteristika des 
Standortes, um Besonderheiten der einzelnen Standorte abzubilden, sowie um offene 
Bedarfe und einem Ausblick.  

Der Evaluation der HdJR lag ein Mixed-Methods-Design zugrunde, in dem qualitative 
und quantitative Methoden verwendet wurden. Diese basiert im Detail auf folgenden 
Daten:  

 Im Januar 2025 fand eine dreistündige digitale „Kick-Off“-Veranstaltung mit den 
Vertreter*innen der JuHiS, der StA, der Polizei und den Amtsgerichten aus sechs 
HdJR statt. Schwerpunkte der Veranstaltung waren die Vorstellung des 
Evaluationsdesigns und eine erste Bestandaufnahme der Arbeit an den sechs 
Standorten.  

 Im Februar und März 2025 fanden zweistündige Gruppeninterviews sowie eine 
schriftliche Befragung von insgesamt 24 Personen in Braunschweig, Göttingen, 
Hannover, Lüneburg, Osnabrück und Salzgitter statt.  An den Interviews nahmen 
insgesamt sechs Vertreter*innen der StA, sechs Vertreter*innen der Polizei, sechs 
Vertreter*innen der JuHiS, vier Vertreter*innen der Amtsgerichte (teilweise in 
separaten Interviews) sowie zwei Vertreter*innen sonstiger enger 
Kooperationspartner (z.B. freie Träger) teil. Die inhaltlichen Schwerpunkte der 
Interviews lagen auf den Besonderheiten der Arbeit des HdJR am eignen Standort, 
der Bewertung behördenübergreifender Zusammenarbeit im HdJR, der 
Veränderungen der Prozesse und Abläufe durch das HdJR, den Einschätzungen 
der Veränderungen auf Seiten der Jugendlichen/Heranwachsenden durch das 
HdJR sowie auf aktuellen Herausforderungen und offenen Bedarfen. Die 
schriftliche Befragung der Teilnehmenden erfolgte zu Beginn der 
Gruppeninterviews und diente einer sachlichen Diskussion der oben genannten 
Themen aus unterschiedlichen Perspektiven.  

 Mit dem Anspruch, die Arbeit der HdJR kritisch aus der „Dritten Perspektive“ zu 
reflektieren, fanden im Februar 2025 sechs einstündige digitale oder persönliche 
Einzelinterviews mit Schlüsselpersonen statt, die an der Umsetzung der HdJR nicht 
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direkt beteiligt sind, wie zum Beispiel den Mitarbeiter*innen freier Träger der 
Jugendhilfe, Anwält*innen, weiteren Mitarbeiter*innen der Polizei und der 
Jugendämter. Die Schwerpunkte der Interviews lagen auf der jeweiligen 
Zusammenarbeit und den Berührungspunkten mit dem HdJR am Standort sowie 
auf Einschätzungen zum HdJR (Bewertung der behördenübergreifenden 
Zusammenarbeit, Veränderungen in den Verfahren, Veränderungen auf Seiten der 
Jugendlichen/Heranwachsenden durch das HdJR). 

 Folgend dem Prinzip „nicht über uns, sondern mit uns sprechen“ wurden darüber 
hinaus fünf junge Menschen aus vier Standorten der HdJR interviewt. Die Kontakte 
zu den Jugendlichen wurden durch freie Träger oder die JuHiS vermittelt. Die 
Interviews dauerten jeweils eine Stunde; vier der Interviews fanden digital über 
Zoom und ein Interview in Präsenz statt. Die Schwerpunkte der Interviews lagen 
auf den Erfahrungen im eigenen Strafprozess, auf den persönlichen 
Unterstützungsstrukturen und dem Eindruck vom HdJR am Standort.  

 Ergänzend zu den Gruppeninterviews wurde im Juni und Juli 2025 eine schriftliche 
Befragung der HdJR durchgeführt. Hierbei wurden Kennzahlen zur personellen 
Ausstattung, aber auch zur Anzahl Jugendlicher, die im HdJR besprochen wurden, 
systematisiert erfragt. Diese liegen nicht für alle Häuser vor. Auch Aufgrund der 
Unterschiedlichkeit der vorliegenden Daten ist ein Vergleich der Häuser auf 
quantitativer Ebene nicht möglich. Dies wird dadurch bestärkt, dass die 
unterschiedliche Arbeitsweise der verschiedenen Standorte die erfassten 
Dimensionen unterschiedlich bedingen, etwa hinsichtlich des monatlichen 
Arbeitsaufwands oder der im HdJR behandelten Verfahren. Daher sind die 
Ausführungen zu den einzelnen Standorten nicht geeignet, direkte Vergleiche 
zwischen den Häusern zu ziehen. Vereinzelt konnten aufgrund zusätzlich 
verfügbarer Daten oder aufgrund der Arbeitsweise des HdJR ausführlichere 
Auswertungen der Daten erfolgen.  

Einheitliche Daten hinsichtlich u.a. der Diversionsquote, Verfahrensdauer, Anzahl der 
Jugendverfahren und eingestellter Verfahren liegen lediglich allgemein vor. Während 
diese zur Beschreibung der einzelnen Standorte genutzt werden konnten, lassen sie 
jedoch keine standortübergreifenden Rückschlüsse auf die Arbeit oder Auswirkungen 
der HdJR zu. Solche Erkenntnis konnten aufgrund der vorliegenden Daten für den 
Standort Lüneburg gewonnen werden, daher werde sie beispielhaft im Anhang 
vorgestellt (siehe Kapitel 8.1).  
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1 Ergebnisse 

Das übergeordnete Ziel der HdJR ist die Reduktion der Delinquenz von Jugendlichen 
und Heranwachsenden. Dies soll durch eine Intensivierung und Verbesserung der 
behördenübergreifenden Zusammenarbeit erreicht werden. Diese soll passgenauere 
Reaktionen auf Straftaten (z.B. ambulante Maßnahmen) und eine Beschleunigung der 
Verfahren ermöglichen. Die Evaluationsergebnisse werden standortspezifisch unter 
den folgenden Schwerpunkten dargestellt: Charakteristika des Standortes, 
Verbesserung der behördenübergreifenden Zusammenarbeit, Veränderungen in den 
Verfahren und Abläufen, Auswirkungen des HdJR auf straffällige junge Menschen, 
offene Bedarfe und Ausblick. 

1.1 Braunschweig 

Das Wichtigste in Kürze: 

 Das HdJR Braunschweig ist eine primär virtuell organisierte Kooperation zwischen 
StA, Polizeiinspektion, Stadt und Amtsgericht, ergänzt durch regelmäßige 
Präsenztreffen. 

 Die räumliche Trennung der Institutionen wird als förderlich für Rollenklarheit und 
den Aufbau vertrauensvoller Beziehungen zu Jugendlichen eingeschätzt. 

 Jugendrichter*innen beteiligen sich aus Gründen der Unparteilichkeit nicht an 
Fallkonferenzen, sondern ausschließlich an strukturellen Absprachen. 

 Die Zusammenarbeit hat die Qualität der interinstitutionellen Kommunikation und 
die Fachlichkeit der Fallarbeit spürbar verbessert. 

 Personelle Kontinuität und ausreichende Ressourcen werden als 
Schlüsselfaktoren für den Erfolg benannt, stellen jedoch aufgrund fehlender 
spezifischer Stellenanteile eine Herausforderung dar. 

 Das HdJR adressiert vor allem Schwellen- und Intensivtäter sowie zunehmend 
jüngere Kinder mit delinquentem Verhalten, um frühzeitige, nicht-stigmatisierende 
Unterstützung zu bieten. 

 Die Kooperation hat zu beschleunigten Verfahren, standardisierten Abläufen und 
der Entwicklung präventiver sowie passgenauer Angebote für straffällige junge 
Menschen geführt. 

 Für eine nachhaltige Weiterentwicklung werden gemeinsame Standards, 
statistische Erfassung der Ergebnisse und zusätzliche finanzielle Ressourcen 
gefordert. 

Charakteristika des Standortes 
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Das HdJR Braunschweig stellt eine institutionenübergreifende Kooperation zwischen 
der StA, der Polizeiinspektion, der Stadt und dem Amtsgericht dar. Es handelt sich um 
ein primär virtuell organisiertes Kooperationsformat, das durch regelmäßige 
Präsenztreffen ergänzt wird. Diese finden im Wechsel in den Räumlichkeiten der vier 
beteiligten Institutionen statt, was durch deren räumliche Nähe begünstigt wird. Die 
virtuelle Ausgestaltung des HdJR wird von den beteiligten Akteur*innen als vorteilhaft 
wahrgenommen. Zwei zentrale Argumente lassen sich hierbei identifizieren: Erstens 
betonen die Befragten den Wunsch, innerhalb der organisatorischen Struktur ihrer 
Herkunftsinstitutionen verankert zu bleiben. Zweitens wird die räumliche Trennung 
zwischen den Institutionen als förderlich für die Rollenklarheit gegenüber den 
Jugendlichen und Heranwachsenden bewertet. Insbesondere im Hinblick auf das 
notwendige Vertrauensverhältnis innerhalb der sozialpädagogischen Arbeit wird eine 
institutionelle Vermischung – etwa durch eine gemeinsame Örtlichkeit von Polizei, 
JuHiS und StA – kritisch gesehen. Eine Interviewaussage verdeutlicht diese 
Perspektive: 

„Und für mich ist halt der andere Punkt, dass wir mit den jungen Menschen 
ja schon in die Beziehung und in ein vertrauensvolles Umfeld [gehen] und 
ich einfach die Befürchtung habe, dass sie es dann nicht mehr 
differenzieren können, wenn wir alle an einem Ort sind. Also dass sie dann 
Polizei, Jugendhilfe im Strafverfahren und Staatsanwaltschaft einfach 
zusammenmischen und diese Arbeit einfach nicht mehr für uns möglich ist.“ 
(MA_HdJR_Braunschweig_1_75) 

Die Rolle des Amtsgerichts innerhalb des HdJR Braunschweig nimmt eine besondere 
Stellung ein. Obwohl Richter*innen formell als Kooperationspartner*innen 
eingebunden sind, beteiligen sie sich ausschließlich an arbeitsbezogenen Absprachen 
und Prozessen, nicht jedoch an Fallkonferenzen oder personenbezogenen 
Diskussionen. Die Begründung hierfür liegt in der Wahrung der Unschuldsvermutung 
und der Notwendigkeit, eine unbeeinflusste richterliche Entscheidungsfindung zu 
gewährleisten: 

„[W]enn es um konkrete Familien geht, dass wir da nicht beteiligt sind. Das 
liegt daran: es gilt immer eine Unschuldsvermutung. Und ob jemand jetzt 
auf einer Liste der Jugendhilfe oder so eine gewisse Punkteanzahl erreicht 
hat und als Schwellentäter, Intensivtäter in Betracht kommt, diese Listen, 
wer auf Platz eins ist, da nehmen wir nicht teil, um eben nicht 
voreingenommen zu sein, sondern sobald es um Personen direkt geht. Da 
sind wir raus.“ (MA_HdJR_Braunschweig 2_8) 

Ein wiederkehrendes Thema in der Bewertung der Zusammenarbeit ist die personelle 
Ausstattung des HdJR. Am Standort Braunschweig liegen Daten zu Arbeitsaufwand 
und Personalressourcen lediglich für die StA und die JuHis vor (siehe Tabelle 7 im 
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Anhang). Daraus geht hervor, dass bei der StA vier Personen zwei bis acht Stunden, 
im Durchschnitt dreieinhalb Stunden pro Monat, auf das HdJR verwenden. Bei der 
JuHis sind es ein bis drei Stunden und im Durchschnitt zwei Stunden pro Monat verteilt 
auf acht Personen. Von allen beteiligten Institutionen wird betont, dass ein höherer 
Personaleinsatz wünschenswert wäre. Insbesondere die personelle Kontinuität wird 
als entscheidender Faktor für die erfolgreiche interinstitutionelle Kooperation benannt. 
Herausforderungen bestehen diesbezüglich insbesondere bei der StA – u. a. bedingt 
durch häufig wechselnde Assessor*innen – sowie bei der Polizei. Hinzu kommt, dass 
in keiner der vier Institutionen spezifische Stellenanteile oder zusätzliche Stunden für 
die Mitarbeit im HdJR zur Verfügung gestellt wurden. 

Die Zielgruppe des HdJR Braunschweig umfasst primär sogenannte Schwellen- und 
Intensivtäter. Während keine die gesamte Bestehenszeit des HdJR abdeckenden 
Zahlen vorliegen, kann für die Jahre 2023 und 2024 festgestellt werden, dass von den 
30 beziehungsweise 42 jugendlichen Intensiv- und Schwellentäter*innen alle im HdJR 
thematisiert wurden (siehe Tabelle 8 im Anhang). Diese Gruppe machte in den beiden 
Jahren die Mehrheit der Proband*innen (2023: 30 von 57; 2024: 42 von 67) aus. Dies 
spiegelt den gewählten Schwerpunkt auf diese Zielgruppe wider. Die Fallkonferenzen 
widmen sich häufig hochbelasteten Jugendlichen, die sich in prekären Lebenslagen 
befinden, etwa obdachlos sind, sich institutionellen Maßnahmen entziehen oder eine 
Häufung von Straftaten aufweisen. Darüber hinaus richtet das HdJR Braunschweig 
auch den Blick auf jüngere Kinder mit delinquentem Verhalten. Die dahinterstehende 
Interventionslogik zielt explizit auf Prävention und eine nicht-stigmatisierende 
Unterstützung: 

„[E]s soll ein unterstützendes Angebot sein, weil vielleicht mehrfache 
Belastungen vorhanden sind, um da zu unterstützen und gar nicht erst in 
diese kriminellen Karrieren reinzugehen oder das Verhalten sich verfestigt.“ 
(MA_HdJR_Braunschweig 1_16) 

Zusammenfassend zeigt sich, dass das HdJR Braunschweig durch eine bewusst 
gestaltete Struktur sowohl institutionelle Eigenlogiken respektiert als auch Synergien 
in der Fallarbeit schafft. Gleichzeitig bestehen strukturelle Herausforderungen 
hinsichtlich personeller Ressourcen und der Sicherung langfristiger Kontinuität. 

1.1.1 Zusammenarbeit im HdJR 

Die Zusammenarbeit im HdJR Braunschweig ist durch eine institutionalisierte Struktur 
geprägt, die regelmäßige Treffen und abgestimmte Verfahren umfasst. Zentrale 
Steuerungseinheit ist der vierteljährlich tagende Lenkungskreis, dessen Sitzungen 
rotierend bei den vier Kooperationspartnern stattfinden. Das erste Treffen des Jahres 
findet bei der Polizei statt und beinhaltet die Besprechung von Schwellen- und 
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Intensivtäter*innen anhand einer Bewertungsliste. Die Jugendrichter*innen nehmen 
auf eigenen Wunsch lediglich an zwei dieser Treffen teil, da sie sich aus 
personenbezogenen Beratungen heraushalten und sich auf strukturelle Fragen 
konzentrieren. Inhaltlich werden in den Lenkungskreissitzungen neue Problemlagen, 
Bedarfe und Prozessanpassungen adressiert. Die Protokollierung dieser Treffen wird 
von den Beteiligten als zentrale Veränderung durch das HdJR hervorgehoben. 

Zusätzlich finden jährlich etwa vier bis fünf Fallkonferenzen statt, die jeweils durch die 
einladende Institution organisiert werden. An diesen nehmen fallbezogen auch 
Vertreter*innen aus weiteren Institutionen, etwa dem Allgemeine Sozialdienst (ASD), 
teil. Ergänzend dazu beteiligen sich die Kooperationspartner etwa zweimal pro Jahr in 
wechselnder Konstellation an gemeinsamen externen Veranstaltungen wie 
Fortbildungen oder Vorträgen – exemplarisch sei der Besuch der Jugendanstalt 
Hameln erwähnt. 

Obgleich die Kooperation bereits vor der Etablierung des HdJR als sehr gut galt, 
berichten die Befragten von einer weiteren qualitativen Verbesserung. Die 
regelmäßigen, verbindlich organisierten Treffen fördern einen kollegialen, direkten 
Austausch, stärken das gegenseitige Verständnis beruflicher Rollen und tragen zu 
einer erhöhten Fachlichkeit bei: 

„[D]urch unsere Zusammenarbeit, dass das Verständnis oder diese Rollen 
bewusster geworden sind und die Qualität der Arbeit sich verbessert hat. 
Also wenn man in seinem eigenen Kreis ist und pädagogisch für einen 
selbst das alles ganz logisch ist, heißt das aber noch nicht, dass das 
Gegenüber, das aus einer ganz anderen Fachrichtung kommt, genauso ist 
und dass da das Bewusstsein gestiegen ist. Die Berichte, die 
Stellungnahme wirklich klarer zu formulieren und deutlicher zu machen. 
Also diese Fachlichkeit, finde ich, hat zugenommen.“ (MA_HdJR 
_Braunschweig_1_330) 

Aus Sicht der Befragten wirken besonders für neue Kolleg*innen die standardisierten 
Formate orientierend und ermöglichen ein persönliches Kennenlernen der 
institutionellen Partner*innen. Dadurch wird ein bewussterer und differenzierterer 
Umgang mit jugendstrafrechtlichen Fällen ermöglicht, der auch den Raum für 
individuell abgestimmte Maßnahmen schafft. 

1.1.2 Veränderungen in den Abläufen und 
Strafverfahren 

Aus Sicht der Befragten lassen sich im HdJR Braunschweig die nachfolgenden 
Veränderungen in den Abläufen und Strafverfahren feststellen: Beschleunigung der 
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Verfahrensabläufe, Flexibilisierung und Standardisierung kooperativer Praktiken, 
Entwicklung präventiver Angebote im Sozialraum sowie passgenauer Angebote für 
straffällige junge Menschen. 

Im Rahmen der Lenkungstreffen des HdJR werden Bedarfe und Herausforderungen 
der beteiligten Institutionen systematisch aufgegriffen, um bestehende Abläufe zu 
optimieren sowie neue Problemfelder zu identifizieren und zu adressieren. Ein Beispiel 
hierfür ist der Wunsch nach einer frühzeitigeren Übermittlung der JuHiS-Berichte an 
das Amtsgericht. Ein*e Richter*in beschreibt die Situation wie folgt: 

„Da hatten wir kürzlich den Wunsch geäußert, dass wir als Richter die 
Berichte früher bekommen, nicht erst drei Tage vor dem Gerichtstermin. 
Wobei das wiederum intern bei uns zu klären sein dürfte, da es hieß: 
‚Moment, wir Jugendhilfe schicken doch die Berichte schon viel früher.‘ […] 
Das sind kleine Problemstellungen, die dann gelöst werden können.“ 
(MA_HdJR_Braunschweig_2_49) 

Solche Aushandlungsprozesse illustrieren die für interinstitutionelle Netzwerke 
typische Notwendigkeit, Kommunikations- und Kooperationsroutinen laufend 
anzupassen. Zur Verfahrensbeschleunigung trägt zudem bei, dass die Fälle des HdJR 
am Amtsgericht prioritär behandelt werden und die enge Abstimmung zwischen den 
Akteuren ein höheres Maß an Flexibilität im Bereich Diversion erreicht wurde. Dennoch 
betonen die Beteiligten die Notwendigkeit, diese informellen Praktiken perspektivisch 
zu standardisieren: 

„Jetzt gerade im Moment in Richtung Diversion. Vielleicht gibt es noch mehr 
Möglichkeiten, bestimmte Dinge auszutauschen in organisierten Kanälen. 
Im Moment greift man eben zum Hörer und sagt: ‚Hier, dies und das ist 
aufgetaucht. Wie können wir das denn regeln?‘ Das ist sicherlich gut, aber 
an mancher Stelle wäre es vielleicht besser, solche Dinge zu 
standardisieren.“ (MA_HdJR_Braunschweig_2_240) 

Die interinstitutionelle Zusammenarbeit im HdJR Braunschweig ermöglicht den 
beteiligten Akteur*innen, ihre jeweiligen institutionellen Ressourcen und Kontakte 
wechselseitig zu nutzen. Dies zeigt sich beispielhaft an Kooperationen zwischen der 
JuHiS und lokalen Beratungsstellen, die zur Entwicklung passgenauer Angebote für 
Jugendliche und Heranwachsende führten: So ist aus der Zusammenarbeit im HdJR 
die Etablierung von betreuten Arbeitsstunden als eine neue Maßnahme entstanden. 
Darüber hinaus eröffnete die Zusammenarbeit im HdJR neue Möglichkeiten für die 
Entwicklung präventiver Angebote im Sozialraum wie beispielhaft die Umsetzung einer 
Ausstellung zum Thema häusliche Gewalt. Eine Beteiligte*r beschreibt die Dynamik 
wie folgt: 
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„Ich kriege den Input von der Staatsanwaltschaft: ‚Bei uns häufen sich die 
Verfahren, können wir da nicht etwas machen?‘ Und im Sommer […] ist 
eine Ausstellung zu häuslicher Gewalt. […] Da wird ein extra Termin 
stattfinden, wie diese Ausstellung auch aus Täterperspektive genutzt 
werden kann, um zu sensibilisieren, was sie da eigentlich machen.“ 
(MA_HdJR_Braunschweig 1_170) 

Darüber hinaus trägt die verstärkte Netzwerkbildung zu einer höheren Transparenz 
über bestehende Angebote – wie Schuldner- oder Drogenberatung – bei. 
Regelmäßige Netzwerktreffen, Fortbildungen und Fachtage ermöglichen den Aufbau 
persönlicher Kontakte und den fachlichen Austausch zwischen den Akteur*innen. 
Diese Schnittstellen fördern nicht nur ein vertieftes Wissen über die regionale 
Akteur*innenlandschaft, sondern erleichtern auch die Entwicklung individualisierter 
Interventionen. In den nachfolgenden Zitaten werden die Erkenntnisse wie folgt 
reflektiert: 

„Wir geben ja die Auflage oder Weisung, dass ein Jugendlicher zum 
Beispiel zur Drogenberatungsstelle geht, und dann im Austausch sein zu 
können mit jemandem, der auch wirklich diese Gespräche führt, das fand 
ich ganz toll letztes Jahr.“ (MA_HdJR_Braunschweig_2_78) 

„Da sind wir schon im Austausch, dass die Jugendhilfe frühzeitig bei den 
Beratungsstellen auch anfragt, anonymisiert, ob sich folgende Biografie 
eher für Angebot A oder B eignet.“ (MA_HdJR_Braunschweig_2_178) 

Diese intensive Verzahnung trägt zudem dazu bei, dass die institutionellen Netzwerke 
der Kooperationspartner*innen aktiv in die Arbeit des HdJR einfließen. Somit 
verdeutlichen diese Entwicklungen zusammenfassend, wie das HdJR als Plattform 
fungiert, die institutionelle Schnittstellen neu konfiguriert, Prozesse beschleunigt und 
zugleich die Herausforderung der Balance zwischen Flexibilität und Standardisierung 
adressiert. 

1.1.3 Auswirkungen des HdJR auf straffällige junge 
Menschen 

Einschätzungen der Befragten zufolge hat die Kriminalität unter Jugendlichen und 
Heranwachsenden im Einzugsgebiet des HdJR in den letzten zwölf Monaten sowohl 
quantitativ als auch qualitativ zugenommen. Besonders häufig werden Gewaltdelikte 
– darunter gefährliche Körperverletzungen, Messerangriffe und häusliche Gewalt – 
sowie digitale Delikte genannt. Die Zunahme wird teilweise mit den sozialen Folgen 
der Covid-19-Pandemie in Verbindung gebracht, wobei betont wird, dass diese 
Wahrnehmung nicht ausschließlich die im HdJR behandelten Jugendlichen betrifft. 
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Hinsichtlich der Legalbewährung der im HdJR begleiteten Jugendlichen und 
Heranwachsenden berichten die Befragten von positiven Entwicklungen. Dabei wird 
jedoch auf die Vielschichtigkeit der Ursachen verwiesen: Neben der Arbeit des HdJR 
werden auch individuelle Faktoren wie persönliche Reifung oder neue soziale 
Beziehungen als mögliche Gründe genannt. Einzelne Personen betonen, dass der 
Erfolg oft nicht eindeutig auf die Interventionen des HdJR zurückgeführt werden könne. 
Andere sehen jedoch einen direkten Zusammenhang: „Weil es punktueller, 
individueller, genauer [ist]“ (MA_HdJR_Braunschweig_1_298). 

Ein besonders prägnantes Beispiel für die Wirksamkeit des kooperativen Vorgehens 
im HdJR liefert die Addressierung einer Jugendgruppe, die in einem Stadtteil 
wiederholt durch Gewalt und Einschüchterung aufgefallen war. Gemeinsam wurden 
Maßnahmen und Angebote entwickelt, die individuell auf die Jugendlichen 
zugeschnitten waren. Dabei wurde differenziert geprüft, welche Mitglieder der Gruppe 
noch für pädagogische Interventionen erreichbar waren. 

„Ich würde es als großen Erfolg betrachten, dass wir eine Gruppierung, die 
so [20]22–23 in einem Stadtteil hier so ein bisschen die Umgebung 
terrorisiert hat, insbesondere andere Jugendliche, dass da ziemlich 
erfolgreich […] pädagogische Maßnahmen getroffen werden konnten in 
Abstufung: zwei sind in die Jugendanstalt gegangen und der Rest ist 
intensiv pädagogisch betreut worden, in Gruppen oder auch einzeln. Und 
das ist aus meiner Sicht so gut wie erledigt.“ 
(MA_HdJR_Braunschweig_1_29) 

Dennoch bleibt aus Sicht der Befragten in vielen Fällen unklar, welche Faktoren 
konkret zur Legalbewährung beigetragen haben und warum bestimmte Auflagen oder 
Weisungen erfolgreich waren, während andere wirkungslos blieben. Ein*e Richter*in 
berichtet, dass er/sie die Jugendlichen teils direkt zu ihren Erfahrungen mit den 
Maßnahmen befragt und reflektiert wie folgt: 

„Also manche, denen hat es was gebracht. Die wollen mir auch über die 
Inhalte berichten, die sie bei der Drogenberatung oder bei der 
Jugendberatung besprochen haben. Das finde ich immer schön. Aber viele 
sagen leider auch, es hat mir gar nichts gebracht. Hatte nicht unbedingt mit 
dem Angebot zu tun, sondern ich konnte es noch nicht annehmen. […] Das 
müssen wir auch respektieren, dass das zwar gut gemeint war, aber der 
Jugendliche vielleicht noch nicht so weit war.“ (MA_HdJR_Braunschweig 
2_164) 

Erfolgreich erscheinen insbesondere Maßnahmen, die die Jugendlichen aus eigenem 
Antrieb wahrnehmen würden: 
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„Die sie eh freiwillig machen würden, […] Und das haben wir oft, dass wir 
zur Schuldnerberatung zum Beispiel schicken und dann hören wir ‚Ja, aber 
da würde ich doch eh hingehen‘ und das finde ich dann gut, weil dann ist es 
auch die richtige Maßnahme, wenn jemand erkannt hat, da brauche ich 
Hilfe.“ (MA_HdJR_Braunschweig_2_171) 

Zusammenfassend zeigt sich, dass die im HdJR etablierte kooperative Praxis sowohl 
die Reaktionsgeschwindigkeit als auch die Passgenauigkeit von Maßnahmen erhöht. 
Zugleich bleibt die Wirksamkeit einzelner Interventionen im Spannungsfeld zwischen 
struktureller Unterstützung und individueller Veränderungsbereitschaft der 
Jugendlichen zu verorten. 

1.1.4 Offene Bedarfe und Ausblick 

Ein wesentlicher Faktor für den Erfolg des HdJR Braunschweig liegt nach 
Einschätzung der Befragten in der personellen Kontinuität. Der Verbleib vertrauter 
Ansprechpartner*innen in den beteiligten Institutionen wird als wichtig für den Aufbau 
und die Pflege tragfähiger Kooperationsbeziehungen angesehen. Ebenso wichtig ist 
die personelle Zusammensetzung des HdJR-Teams: Beteiligt sein sollten Personen, 
die eine grundsätzliche Offenheit für interinstitutionelle Zusammenarbeit und die 
Arbeitsweise des HdJR mitbringen – eine Anforderung, die nach aktueller 
Einschätzung erfüllt ist. Gleichzeitig stellt der zusätzliche Arbeitsaufwand, den die 
Mitarbeit im HdJR erfordert, eine strukturelle Herausforderung dar. Da bisher keine 
zusätzlichen Stellenanteile geschaffen wurden, müssen die beteiligten Akteur*innen 
die Aufgaben im HdJR neben ihren regulären Tätigkeiten leisten. Diese Belastung 
kann langfristig die personelle Stabilität gefährden und wird daher als kritischer Punkt 
benannt. 

Im Kontext der Weiterentwicklung des HdJR Braunschweig identifizieren die Befragten 
mehrere offene Bedarfe, die sowohl die inhaltliche Arbeit als auch die strukturelle 
Verankerung betreffen. Ein zentraler Bedarf besteht in der Entwicklung gemeinsamer 
Standards für die Diversion. Derzeit erfolgt die Abstimmung zu diversionären 
Maßnahmen ad hoc, was eine stärkere Standardisierung erforderlich erscheinen lässt, 
um einheitliche Verfahren und transparente Entscheidungsprozesse zu gewährleisten. 
Ergänzend wird der Wunsch geäußert, Veränderungen in der Diversion systematisch 
statistisch zu erfassen, um die Wirkung des HdJR nachweisen und entsprechende 
Argumentationsgrundlagen schaffen zu können: 

„Also da bedauere ich sehr, dass es diesen Webstar-Button Haus des 
Jugendrechts, es gab ja mal eine statistische Erfassung, dass es den nicht 
mehr gibt. Das bedauere ich sehr, weil das würde vieles erleichtern, solche 
Dinge auch argumentativ zu befördern.“ (MA_HdJR_Braunschweig_1_452) 
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Darüber hinaus wünschen sich die Akteur*innen finanzielle Ressourcen für die 
eigenständige Organisation von Veranstaltungen wie Fortbildungen, Fachtagen oder 
Vorträgen. Ein entsprechendes Budget könnte genutzt werden, um den Austausch mit 
weiteren Institutionen, beispielsweise der Bewährungshilfe, zu intensivieren und die 
Netzwerkarbeit auszubauen. 

Ein weiterer offener Bedarf bezieht sich auf die Sichtbarmachung des HdJR als 
Modellprojekt über die regionale Ebene hinaus. Hierbei wird insbesondere der 
Vorschlag formuliert, das Konzept in virtuellen Formaten zu präsentieren, um 
potenziellen neuen Standorten den Zugang zu diesem Konzept zu erleichtern. 

Die formulierten Bedarfe verdeutlichen zusammenfassend, dass die nachhaltige 
Etablierung des HdJR über die lokale Kooperation hinaus zusätzliche infrastrukturelle 
und organisatorische Unterstützung erfordert. 

1.2 Göttingen 

Das Wichtigste in Kürze: 

 Das HdJR Göttingen ist als „virtuelles Haus“ der StA, der Polizeiinspektion, der 
Stadt Göttingen und des Landkreis Göttingen organisiert; es wurden keine 
zusätzlichen personellen Ressourcen für die Kooperation bereitgestellt. 

 Als Herausforderungen werden die Doppelrolle der JuHiS und – wie auch an 
anderen Standorten – die Rolle des Amtsgerichts aufgrund der Neutralität der 
Richter*innen genannt. 

 Das HdJR Göttingen versteht sich als „HdJR light“, mit anlassbezogenen Treffen. 
Die Zusammenarbeit ist institutionell nicht verstetigt und damit stark vom 
Engagement einzelner Personen abhängig. 

 An die bereits bestehende vertrauensvolle, behördenübergreifende 
Zusammenarbeit konnte im Rahmen des HdJR gut angeschlossen werden. 

 Auf Ebene der Verfahren wurden im HdJR Göttingen vor allem 
Präventionsangebote an Schulen sowie die anlassbezogenen Prognose- und 
Fallkonferenzen für Intensiv- und Schwellentäter*innen neu etabliert. 

 Die JuHiS kooperiert im Rahmen des HdJR Göttingen mit mehreren Akteuren, 
jedoch besteht bislang kein systematischer Einbezug von 
Opferschutzorganisationen. 

 Eine positive Entwicklung zeigt sich in der Legalbewährung von Intensiv- und 
Schwellentäter*innen im HdJR, wobei aufgrund geringer Fallzahlen keine 
belastbaren Aussagen hierzu möglich sind. 

 Offene Bedarfe bestehen im Bereich der Prävention – unter Einbezug der 
Opferperspektive – sowie in Maßnahmen für spezifische Zielgruppen (z.B. 
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schwerststraffällige junge Menschen). Zudem sollen perspektivisch mehr Akteure 
in die Fallkonferenzen einbezogen werden. 

 Es besteht der Wunsch nach mehr überregionalem Austausch zwischen HdJR-
Standorten in Niedersachsen sowie nach zusätzlichem Personal, insbesondere für 
die JuHiS. 

1.2.1 Charakteristika des Standortes 

Das HdJR Göttingen ist eine Kooperation zwischen der StA, Polizeiinspektion, Stadt 
und Landkreis Göttingen. Es handelt sich um ein „virtuelles Haus“, in dem keine 
gemeinsamen Räumlichkeiten bestehen. Die Kooperationspartner*innen treffen sich 
in den Besprechungsräumen der Polizei oder StA; zusätzlich besteht telefonischer und 
schriftlicher Kontakt. 

Das HdJR Göttingen versteht sich nicht als „Problemstandort“ (MA_HdJR_ 
Göttingen_1_32) mit hohen Bedarfen.  Gleichwohl wird ein Mehrwert insbesondere in 
zwei Bereichen gesehen, und zwar im Hinblick auf die Umsetzung von 
Präventionsmaßnahmen sowie der besonderen Bearbeitungsform für Schwellen- und 
Intensivtäter*innen. Diese stellen die zentrale Zielgruppe des HdJR dar: So wurden in 
den Jahren 2019 bis 2024 jährlich für durchschnittlich 14 Jugendliche Fallkonferenzen 
durchgeführt, wobei durchschnittlich sieben Personen in die besondere 
Bearbeitungsform (Fallkonferenzen und andere Besprechungen) überführt wurden 
(siehe Tabelle 5 im Anhang). In den Fallkonferenzen wurden in den Jahren 2021 bis 
2024 alle im Einzugsgebiet des HdJR in Erscheinung getretenen Intensiv- und 
Schwellentäter*innen (jeweils zwei Personen in den Jahren 2021, 2022 und 2024) 
besprochen. Die Zahl der in Fallkonferenzen besprochenen Jugendlichen insgesamt 
spiegeln lediglich einen geringen Prozentsatz der bei der Jugendgerichtshilfe bzw. 
JuHiS aufgetretenen Jugendlichen wider.3 Jährlich werden etwa sieben bis zehn junge 
Menschen in diesem Rahmen betreut. Strafunmündige Kinder werden durch das HdJR 
Göttingen nicht explizit adressiert. 

Der Zuständigkeitsbereich des HdJR umfasst den Stadtbezirk Göttingen und den 
Altkreis Göttingen. Während für die beiden Regionen dieselben Jugendrichter*innen 
zuständig sind, ist die JuHiS unterschiedlich bzw. abweichend von den o. g. Regionen 
zugeordnet. Aufgrund des begrenzten Zuständigkeitsbereiches ist der Pool an Fällen, 
die für das HdJR in Frage kommen, ebenfalls klein. Gleichwohl gibt es einen 
strukturellen Vorteil am Standort Göttingen, und zwar: Bei den beteiligten Institutionen 
besteht eine alphabetische Fallzuständigkeit. Diese organisatorische Besonderheit 

 
3  Eine genauere Angabe ist aufgrund der mangelhaften Datenlage nicht möglich. 
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erleichtert die Kooperation zwischen den Institutionen, da stets dieselben 
Ansprechpartner*innen bei JuHiS, Polizei und StA für einen Fall zuständig sind. 

Am Standort Göttingen sind neun Personen an der Umsetzung des HdJR regelmäßig 
beteiligt (siehe Tabelle 4 im Anhang). Der monatliche Aufwand für die Aufgaben des 
HdJR liegt pro Person zwischen etwa einer halben Stunde (Amtsgericht) und 20 
Stunden (StA).4  Mit durchschnittlich 15 Stunden liegt der tatsächliche 
durchschnittliche monatliche Aufwand für die Ausführung der Aufgaben im Rahmen 
des HdJR pro Person bei Polizei und StA am höchsten.5 Im summierten zeitlichen 
Aufwand verwendet die StA jedoch am meisten Zeit (30 Stunden/Monat) auf die Arbeit 
im HdJR, während JuHiS (13 Stunden/Monat) sowie Polizei (15 Stunden/Monat) etwa 
die Hälfte dieser Zeit aufwenden. Das Amtsgericht liegt mit einer halben Stunde pro 
Monat deutlich niedriger als die anderen beteiligten. Für die Einrichtung des HdJR wird 
zwar formal eine Vollzeitstelle seitens des Landes Niedersachsen in der StA finanziert, 
dies wird allerdings auf Seiten der StA in Göttingen nicht als Entlastung bei der 
praktischen Umsetzung des HdJR empfunden: 

„[I]ch weiß, dass es eine Stelle dafür gab. Auch das hat natürlich eine 
Motivation gebracht, auf Behördenleitungsebene hier in Göttingen das 
Haus des Jugendrechts auch anzunehmen und das hier zu machen. Aber 
die ist nicht angekommen hier. Es hat sich hier gar nichts verändert. Ich 
habe einfach nur diese Zusatzaufgabe bekommen. […] Das ist jetzt nicht 
schlimm, weil […] dann verschiebe ich einfach einen Fokus oder ich 
verändere so ein bisschen die Arbeit in anderen Bereichen, wo ich mich 
vielleicht mehr zurück nehme usw. und es ist aber letztlich eine freie 
Entscheidung, wie viel man da gibt.“ (MA_HdJR_ Göttingen_1_78) 

Diese Aussage soll allerdings vor dem Hintergrund der haushalterischen und 
personalwirtschaftlichen Logik der Stellenzuweisung eingeordnet werden. Die formale 
Zulegung einer Stelle bedeutet nicht zwingend, dass am jeweiligen Standort 
tatsächlich zusätzliches Personal für die Arbeit im HdJR zur Verfügung steht. Bei 
Staatsanwaltschaften kann eine solche Stelle vielmehr auch dazu dienen, einen 
andernfalls aufgrund geringer Belastungszahlen in den Jugendabteilungen nach dem 
Personalbedarfsberechnungssystem erforderlichen Stellenabzug zu kompensieren. In 
einem solchen Fall führt die haushalterisch zugelegte Stelle im Ergebnis nicht dazu, 
dass ein neuer Dezernent bzw. eine neue Dezernentin hinzukommt; sie verhindert 
vielmehr lediglich den personalwirtschaftlich gebotenen Abzug einer bestehenden 
Stelle. Derartige Konstellationen sind komplex und können infolge mangelnder 

 
4  Zwar wurde bei der Staatsanwaltschaft nach deren Angabe eine zusätzliche Stelle geschaffen, die Arbeit des 

HdJR jedoch über Zuständigkeit der Dezernenten geregelt. Durch personelle Veränderungen sind die 
personellen Ressourcen bei der StA niedriger als 2024. 

5  Bei den abgefragten Werten handelt es sich hinsichtlich aller Standorte um Schätzwerte.  
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Transparenz in der Kommunikation in Bezug auf die Allokation der 
Personalressourcen zu Unstimmigkeiten in der Wahrnehmung der betroffenen 
Personen führen.  

Auf Seiten der JuHiS hingegen wird ein deutlicher Personalengpass konstatiert. Eine 
zusätzliche Stelle ist für Ende 2025 vorgesehen; sie steht allerdings in keinem direkten 
Zusammenhang mit der Kooperation im HdJR. 

1.2.2 Zusammenarbeit im HdJR 

Die Zusammenarbeit im HdJR Göttingen erfolgt vorrangig in Form von Prognose- und 
Fallbesprechungen, die ausschließlich anlassbezogen in den Besprechungsräumen 
der Polizei oder der StA stattfinden. Die Tatsache, dass die Treffen nur anlassbezogen 
erfolgen, wird primär mit der personellen Situation begründet. Teilnehmende der 
Fallbesprechungen sind jeweils die für den Einzelfall zuständigen Vertreter*innen aus 
Polizei, StA und JuHiS. Neben diesen Treffen gibt es regelmäßige telefonische 
Absprachen zwischen den beteiligten Institutionen. Eine ursprünglich geplante 
jährliche Leitungsbesprechung zur Bearbeitung von Problemen wurde bislang nicht 
umgesetzt. Das HdJR Göttingen versteht sich als aufgrund der im Vergleich zu 
anderen Standorten niedrigeren Frequenz an Treffen als „HdJR light“ (MA_HdJR_ 
Göttingen_2_6).  

Als eine der Herausforderungen im HdJR Göttingen wird – wie auch an anderen 
Standorten – die komplexe Rolle der JuHiS in der Zusammenarbeit mit den Behörden 
des Strafvollzugs genannt.  

„Sie [die JuHiS] hat aber eine unmögliche Doppelfunktion: Sie soll einerseits 
auf die eingehen, pädagogisch, auf die eingehen, sozial ermitteln, was mit 
ihnen los ist, aber andererseits soll sie mir auch berichten, damit ich das 
verwerte im Strafprozess. Und das ist etwas, was schon in der Aufgabe 
angelegt ist, sehr ambivalent ist.“ (MA_HdJR_ Göttingen_2_72) 

Aus Sicht der Befragten würde sich dieses Problem bei einem geteilten Standort und 
Räumlichkeiten noch verschärfen; infolge begrüßen die Befragten, dass es keine 
gemeinsamen Räume gibt. 

Als weitere Herausforderung wird – wie auch an anderen Standorten – die Rolle des 
Amtsgerichts aufgrund der Neutralität der Richter*innen im Rahmen des HdJR 
genannt. Die Herausforderung der Rolle der Richter*innen im HdJR wird an 
verschiedenen Standorten thematisiert und unterschiedlich gelöst; im HdJR Göttingen 
ist das Amtsgericht kein originärer Kooperationspartner. 
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Aus Sicht der Befragten bestand bereits vor Einführung des HdJR eine etablierte und 
vertrauensvolle Kommunikationspraxis, die durch die Zusammenarbeit weitergeführt 
wurde: 

„Ansonsten [sind wir] bei der guten Praxis geblieben, die wir haben und bei 
der hervorragenden Kommunikation, die wir haben. Wenn es ein Problem 
gibt, dann dürfen wir alle sofort zum Hörer greifen und uns ansprechen […] 
jedes Gespräch, das eine besondere Nähe kennzeichnet, dadurch, dass 
man sich traut, hier den Oberstaatsanwalt anzurufen, in einer einfachen 
Sachfrage, das ist die gesenkte Hemmschwelle, weil wir so toll miteinander 
kommunizieren“ (MA_HdJR_Göttingen_2_8) 

Die Befragten am Standort Göttingen sehen daher nur geringe Verbesserungsbedarfe. 
Die Möglichkeit, bei Problemen jederzeit informell Kontakt aufzunehmen, wird als 
zentrales Qualitätsmerkmal der Kooperation hervorgehoben. 

Zusammenfassend zeigt sich, dass im HdJR Göttingen an die bereits bestehende 
vertrauensvolle Kommunikation angeschlossen werden konnte. Jedoch ist die 
Zusammenarbeit bislang nicht institutionell verstetigt, da es nur anlassbezogene 
Treffen gibt. Demnach ist die Zusammenarbeit stark vom Engagement von 
Einzelpersonen abhängig. 

1.2.3 Veränderungen in den Abläufen und 
Strafverfahren 

Aus Sicht der Befragten lassen sich im HdJR Göttingen die nachfolgenden 
Veränderungen in den Abläufen und Strafverfahren feststellen: Im Rahmen des HdJR 
Göttingen wurden präventive Angebote an Schulen sowie anlassbezogene Prognose- 
und Fallkonferenzen für Intensiv- und Schwellentäter*innen neu etabliert.  

Die schulische Präventionsarbeit, bei der Strafverfahren simuliert werden, stellt eine 
Besonderheit des Standortes dar. Diese Formate werden von Jugendrichter*innen und 
der StA durchgeführt. Die StA bringt sich hierfür mit zwei Arbeitswochen jährlich ein – 
ein Engagement, das sowohl formal als auch praktisch nur im Rahmen des HdJR 
möglich ist. Zur Nutzung des Angebotes wird folgendes im Interview ausgeführt: 

„[I]n einem Gymnasium auf dem Lande war es sogar der neunte und zehnte 
Jahrgang. Hier in Göttingen sind es überwiegend achte Jahrgänge. Und 
diese Veranstaltungen haben relativ viel Resonanz, weil dann doch der 
gesamte Jahrgang, also 80 bis 100 Schülerinnen und Schüler, dabei sind 
und das den ganzen Vormittag dauert.“ (MA_HdJR_Göttingen_18)   
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Der zweite Schwerpunkt liegt auf den Fall- und Prognosekonferenzen, die 
ausschließlich bei Bedarf stattfinden. Die Dauer der Konferenzen variiert stark 
(zwischen 15 Minuten und drei Stunden). Die Befragten bewerten die Fallkonferenzen 
als wichtiges Instrument in ihrer Zusammenarbeit: 

„Für uns ist wichtig, dass wir den regelmäßigen Austausch haben […]. Also 
ich bin ein Fan von den Fallkonferenzen. Das ist wichtig, sich dafür Zeit zu 
nehmen. Und da einfach durch die vielfältige Zusammensetzung neue 
Erkenntnisse auch für alle Beteiligten zum Vorschein kommen, die dann 
passgenau für den jungen Menschen angewendet […] werden können. Also 
das würde ich sehr missen. Da würde ich auch gegen intervenieren, das 
würde ich einfordern. Also es ist wichtig, Fallkonferenzen durchzuführen.“ 
(MA_HdJR_Göttingen_1_114) 

An den Fallkonferenzen nehmen Polizei, StA und JuHiS teil. Jugendliche und ihre 
Eltern werden nicht einbezogen. Diese Entscheidung stützt sich auf Erfahrungen an 
anderen Standorten, in denen die Einbindung der jungen Menschen als 
kontraproduktiv bewertet wurde, da sie vermutlich die Inhalte nicht gut verstehen 
würden. Weitere Akteure, wie freie Träger der offenen Kinder- und Jugendhilfe, 
nehmen an Fallkonferenzen nicht teil. Ein Grund dafür ist Datenschutzbedenken. 
Einzelne Institutionen, wie die Bewährungshilfe, lehnen eine Teilnahme jedoch auch 
explizit ab, da sie aufgrund ihrer vertrauensvollen Beziehung zur Zielgruppe nicht eng 
mit den Strafverfolgungsbehörden zusammenarbeiten möchten. 

Darüber hinaus ermöglicht die Zusammenarbeit im HdJR aus Sicht der Befragten, 
dass Strafprozesse beschleunigt oder bei Bedarf auch verlangsamt werden – je 
nachdem wie die individualisierte Reaktion bei konkreten Fällen als sinnvoll 
eingeschätzt wird. 

Die JuHiS im HdJR Göttingen kooperiert darüber hinaus mit einer Vielzahl externer 
Institutionen, etwa Drogenberatung, ProFamilia, Jugendhilfeträgern und der Agentur 
für Arbeit. Diese Kooperationen bestehen vorrangig in Form fallbezogener 
Vermittlungen; eine institutionalisierte Zusammenarbeit mit regelmäßigen Treffen 
erfolgt nicht. 

Mit Organisationen des Opferschutzes besteht bislang lediglich Kontakt über den 
Täter-Opfer-Ausgleich (TOA), der in HdJR-Fällen noch nicht angewendet wurde. Ein 
erstes Austauschtreffen zwischen HdJR und dem zuständigen Mediationsverein fand 
bereits statt. Die Opferperspektive ist im HdJR Göttingen bislang jedoch 
unterrepräsentiert und wird von den Beteiligten als Entwicklungsfeld benannt. 

Seit zwanzig Jahren besteht zudem eine enge Zusammenarbeit der JuHiS mit einem 
lokalen Träger bei der Umsetzung sozialpädagogischer Maßnahmen (z. B. 
sozialpädagogisch betreute Arbeitsstunden, soziale Trainingskurse, 
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Betreuungsweisung, Mädchenprojekt). Diese gewachsene Kooperation ermöglicht 
eine passgenaue Ausgestaltung der Maßnahmen im Einzelfall. 

1.2.4 Auswirkungen des Häuser des Jugendrechts auf 
straffällige junge Menschen 

Aus Sicht der Befragten hat sich die Legalbewährung der jungen Menschen im HdJR 
Göttingen im Vergleich zum Vorjahr verbessert – im Gegensatz zur Legalbewährung 
der jungen Menschen im Zuständigkeitsbereich der StA insgesamt. Dabei wird im 
Interview zwar auf eine auffallend hohe Zahl erfolgreicher Fälle verwiesen, gleichwohl 
wird die Aussagekraft dieser Beobachtung aufgrund der geringen Fallzahlen relativiert: 
„Da haben wir vier entlassen, weil die sich legal bewährt haben. Das ist ja enorm viel. 
Aber da ist natürlich dieser Bias, wenn man so kleine Zahlen hat, natürlich, aber 4/10, 
das ist ja heftig“ (MA_HdJR_Göttingen_3_34). 

Die Bewertung, inwieweit die Legalbewährung auf die Arbeit des HdJR zurückzuführen 
ist, fällt unter den Befragten unterschiedlich aus: Einige der Befragten weisen auf die 
Vielzahl externer Einflussfaktoren in der Biografie eines jungen Menschen hin, die eine 
eindeutige Zuschreibung erschweren. Gleichzeitig benennen andere Befragten 
konkrete Fälle, in denen aus ihrer Perspektive die Arbeit des HdJR entscheidend für 
die Entwicklung der Legalbewährung beigetragen hat: 

„Wir hatten wirklich schwerwiegende Fälle an Jugendlichen. Wir haben ein 
großes Potenzial hier in Göttingen, wo sich bestimmte Gruppierungen 
gebildet hatten. […] Also ich bin auch fest davon überzeugt, dass, wenn wir 
dieses Haus des Jugendrechts nicht gehabt hätten, es anders 
ausgegangen wäre oder bzw. andere noch viel straffälliger geworden 
wären. Aber über diesen beharrlichen Zeitraum, wo wir diese jungen 
Menschen begleitet haben, mit dem Austausch, haben wir es dahingehend 
so geschafft, dass wir diese Gruppierung auch ein bisschen 
auseinanderdriften konnten, so dass auch die Straffälligkeit zurückging.“ 
(MA_HdJR_ Göttingen_4_16) 

Die Möglichkeit zu kurzfristigen Absprachen und schnelle Interventionen wird als 
zentrales Element der erfolgreichen Arbeit hervorgehoben. Infolge würde sich aus 
Sicht mancher der Befragten der Wegfall des HdJR negativ auf die Delinquenz 
auswirken, wie in einem Interview ausgeführt wurde: 

„[W]enn wir das Haus des Jugendrechts nicht mehr so haben, glaube ich, 
dass aufgrund dieses wenigeren Austausches und der Kooperation, die wir 
so nicht mehr haben, dass die Fälle selber […] viel, viel länger dauern; dass 
wir viel weniger zeitnahe Konsequenzen, Weisungen oder Auflagen 
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vermitteln können. Und […] dass wenn Jugendliche nicht rechtzeitig 
zurechtgewiesen werden, dass sie mehr Straftaten begehen […] wenn […] 
unsere ganzen Amtswege viel zu lange dauern, ist das für die ein 
Freifahrtschein.“ (MA_HdJR_Göttingen_4_90) 

Die Jugendlichen im HdJR Göttingen werden darüber nicht informiert, dass ihr Fall im 
Rahmen der Kooperation bearbeitet wird:  

„Weil wir eben nicht diesen dieses Label haben. Offiziell ist ja nicht mit 
einem Stempel […] versehen, sondern von der Polizei kommt entsprechend 
die Vorladung oder Post dann separat von der Staatsanwaltschaft, von 
Jugendgerichtshilfe. Das ist ja nicht, dass wir unter einem Dach auch so in 
Erscheinung treten.“ (MA_HdJR_Göttingen_3_38) 

1.2.5 Offene Bedarfe und Ausblick 

Im Kontext der Weiterentwicklung des HdJR Göttingen identifizieren die Befragten 
verschiedene offene Bedarfe, die sowohl die inhaltliche Arbeit als auch die strukturelle 
Rahmung betreffen.  

Demnach bestehen Unklarheiten in Bezug auf Datenschutz und die rechtliche 
Einordnung des HdJR. Es fehlen beispielsweise verbindliche Regelungen zum 
Umgang mit sensiblen Protokollen aus Fallkonferenzen. Darüber hinaus bestehen den 
Befragten zufolge offene Fragen zu den Rechten und Pflichten des HdJR, wie im 
Gruppeninterview deutlich wird: 

„Ja, stellen Sie sich vor, Sie seien der delinquente Jugendliche. Ich trete 
Ihnen jetzt gegenüber mit dem ganzen Powerhouse des Jugendrechts, 
Jugendgerichtshilfe, Polizei, Staatsanwaltschaft, alle in einem Haus. Sie 
werden geladen. […]. Wir sprechen alle mit Ihnen. Und Sie sagen: ‚Ich bin 
da schlecht behandelt worden. Ich möchte dieses Haus des Jugendrechts 
verklagen.‘ Dann suchen Sie mal, was das ist. Wo sind denn eigentlich die 
Rechte und Pflichten der Häuser des Jugendrechts geregelt? Was ist das 
eigentlich?“ (MA_HdJR_Göttingen_2_80) 

Aus Sicht der Befragten sollte das Konzept des HdJR auch im weiteren Verlauf 
standortspezifisch ausgestaltet bleiben, um den jeweiligen lokalen Bedingungen 
gerecht zu werden. Eine Standardisierung wird als hinderlich für die bedarfsorientierte 
Zusammenarbeit empfunden. 

Als weiterer offener Bedarf wird der Ausbau präventiver Maßnahmen insbesondere im 
schulischen Bereich betont. Die Arbeit in Schulklassen wird als wirksam beschrieben, 
ist jedoch kaum messbar und damit schwer politisch zu legitimieren: 



33 

„[A]ls Appell an die Politik: ‚Vertrauen haben in die Präventionsarbeit.‘ Ich 
weiß, dass, je höher man kommt, desto wichtiger ist es, dass man Zahlen 
hat und dass man eine Messbarkeit hat und dass das die Krux ist, die die 
Prävention überall und immer trägt: Es gibt diese Messbarkeit nicht. Ich bin 
überzeugt, es ist nicht möglich. Das sind lange Zeiträume, sozusagen. Ich 
bin genauso überzeugt, dass das viel billiger ist. Viel sinnvoller ist die 
Multiplikatorenwirkung, wenn ich da [in Schulen] bin: Vor 100 Schülerinnen 
und Schülern und davon 40 oder 50 sind Mädchen und die hören sich das 
an und zehn oder fünfzehn davon, die verstehen das wirklich an diesem 
Vormittag. Und ich bin überzeugt, dass ich jedes Mal drei oder vier von 
diesen psychischen Situationen, von diesen Belastungen, von diesen 
Nacktbildern verhindere. Mit jedem dieser Vormittage. Ich kann das aber 
natürlich niemandem belegen.“ (MA_HdJR_Göttingen_3_95) 

Zudem erkennen die Befragten ein Potenzial, Fallkonferenzen durch eine Einbindung 
weiterer Akteure wie freier Träger der offenen Kinder- und Jugendhilfe zu bereichern. 
Bislang werden diese Akteure nur nachträglich über Maßnahmen informiert. 
Datenschutzrechtliche Hürden erschweren eine frühzeitige Beteiligung, werden aber 
als überwindbar betrachtet. 

Ein weiterer offener Bedarf besteht in spezifischen Angeboten für schwerststraffällige 
Jugendliche und Heranwachsende. Derzeit fehlt es an zielgruppengerechten 
Maßnahmen, was eine hohe Improvisationsleistung auf Seiten Jugendhilfe und 
Sozialdiensten erfordert:  

„Für bestimmte Bereiche haben wir hier gar kein Angebot, was die 
Sexualstraftaten angeht, Sexualstraftäter, da ist es halt schwierig. […] [W]o 
wir wirklich noch mal Hilfe bräuchten, gerade was Schwerststraffällige 
angeht oder die im Rahmen der Bewährungshilfe sind, wo wir 
Sonderangebote holen, da müssen wir oft immer irgendwas improvisieren.“ 
(MA_HdJR_Göttingen_4_47) 

Schließlich wird der Wunsch nach mehr Austausch und Vernetzung zwischen den 
sechs HdJR-Standorten in Niedersachsen formuliert. Ein kontinuierlicher 
Erfahrungstransfer könnte zur Verbesserung der Arbeit der Standorte beitragen. Als 
wichtiger Bedarf wird zudem zusätzliches Personal genannt – insbesondere im 
Bereich der JuHiS, wie im Interview ausgeführt wird: „Wir brauchen diese Kapazitäten 
und dafür braucht es eben einfach auch den Blick darauf, dass das auch gesehen wird, 
dass jeder weiß, dass das gute Arbeit ist, […] wie wichtig das ist […] und 
dementsprechend auch honoriert wird.“ (MA_HdJR_Göttingen_4_92) 
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1.3 Hannover 

Das Wichtigste in Kürze: 

 Das HdJR Hannover ist in Form eines „virtuellen Hauses“ mit Treffen in Präsenz 
zwischen StA, Amtsgericht, Polizeidirektion, der Landeshauptstadt Hannover, der 
Region Hannover, der Städte Laatzen und Langenhagen sowie dem Ambulanten 
Justizsozialdienst Niedersachsen organisiert. Eine Besonderheit des Standortes 
stellt die Beteiligung von vier Kommunen mit jeweils eigener JuHiS dar. 

 Die Zusammenarbeit ist über vier Formate institutionalisiert: den Runden Tisch zur 
Besprechung aktueller Fragen und Phänomene, die Lenkungsgruppe als 
vertiefendes Gremium für organisatorische Aufgaben, die Prognose- und 
Fallkonferenzen für Intensiv- und Schwellentäter sowie das jährliche 
Veranstaltungsformat „Work in Progress“. 

 Die Befragten bewerten die Zusammenarbeit positiv; gleichzeitig gibt es in 
unterschiedlich großen Kommunen unterschiedliche Bedarfe hinsichtlich der 
Unterstützung durch das HdJR (z. B. verschiedene Tendenzen der 
Kriminalitätsentwicklung und daher unterschiedliche Bedarfe).  

 Durch das HdJR Hannover wurde die Rolle der JuHiS in Hauptverhandlungen 
gestärkt, vereinfachte Jugendverfahren wurden hingegen bislang nicht intensiviert. 

 Die jährliche „Work in Progress“-Veranstaltung fördert die Vernetzung; die 
Zusammenarbeit mit dem ASD ist gut etabliert; insbesondere die Zusammenarbeit 
mit den freien Trägern der offenen Kinder- und Jugendhilfe wurde durch die 
Fallkonferenzen verbessert. 

 Die Kriminalitätsrate wird überwiegend als stabil hoch eingeschätzt; die 
Legalbewährung bei Jugendlichen mit Fallkonferenzen wird überwiegend als 
verbessert wahrgenommen. 

 Personelle Fluktuation wird als Umsetzungshemmnis genannt. Es gibt den Bedarf 
nach personellen Entlastungen; hierzu wird eine Etablierung einer externen 
Koordinierungsstelle vorgeschlagen. 

 Die Verwendung komplexer, institutioneller Sprache (in offiziellen Dokumenten, im 
Strafverfahren) wird als Barriere und potenzielle Form der Diskriminierung 
gesehen.  

 Als offene Bedarfe werden eine Ausweitung des Schulabsentismus-Projekts, mehr 
Opferschutz, Ausbau der Präventionsmaßnahmen, Angebote für unter 14-Jährige 
und Trainingskurse für junge Menschen mit geringen Deutschkenntnissen 
benannt. 

 Aus Sicht der „Dritten Perspektive“ sollen ambulante Dienste stärker in die 
Umsetzung des HdJR einbezogen, ein Leitfaden zu Rollenverteilungen entwickelt 
und soziale, informelle Aktivitäten zur Förderung eines gleichberechtigteren 
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Austauschs zwischen den Personen unterschiedlicher Professionen etabliert 
werden. 

1.3.1 Charakteristika des Standortes 

Das HdJR Hannover ist ein virtuelles Kooperationsmodell zwischen StA, Amtsgericht, 
Polizeidirektion, der Landeshauptstadt Hannover, der Region Hannover, der Städte 
Laatzen und Langenhagen sowie dem Ambulanten Justizsozialdienst Niedersachsen. 
Eine zentrale Besonderheit des Standortes ist die Beteiligung von vier Kommunen und 
damit vier JuHiS. Aufgrund der dezentralen Struktur und geografischen Ausdehnung 
– etwa mit Blick auf die notwendige Vor-Ort-Erreichbarkeit für junge Menschen – wird 
ein gemeinsamer Standort als nicht praktikabel eingeschätzt. Die Präsenztreffen der 
Kooperationspartner finden im Amtsgericht oder bei der StA statt. Die Zielgruppe des 
HdJR Hannover sind Intensiv- und Schwellentäter*innen. 

Am Standort Hannover sind zwölf Personen regelmäßig an der Umsetzung des HdJR 
beteiligt (siehe Tabelle 9 im Anhang). Den höchsten Arbeitsaufwand haben dabei drei 
Personen der StA, die summiert etwa 46 Stunden im Monat auf die Aufgaben des 
HdJR verwenden und über einen entsprechenden formal dezidiert zugeteilten 
Stellenanteil verfügen können. Unter den JuHiS der Landeshauptstadt Hannover, der 
Region Hannover, der Stadt Laatzen, der Stadt Langenhagen sowie der 
Jugendbewährungshilfe hat lediglich eine Person einen dezidiert für die Arbeit im 
HdJR formal zugeteilten Stellenanteil von acht Stunden pro Monat. Zugleich geben 
diese Träger einen monatlichen Arbeitsaufwand von zwei bis acht Stunden, im 
Durchschnitt sechs Stunden pro Person an. Der Gesamtaufwand von 30 Stunden ist 
auf fünf Personen verteilt, die jedoch für mehrere Gebietskörperschaften zuständig 
sind als an den anderen Standorten. Bezüglich des Arbeitsaufwands des Amtsgerichts 
waren zum Zeitpunkt der Berichtslegung keine Angaben möglich. Hinsichtlich der 
Personalausstattung wurden der StA und dem Amtsgericht zusätzliche Mittel 
bereitgestellt: Bei der StA wurde eine 0,5-VZÄ-Stelle, auf vier Personen verteilt, 
geschaffen – ursprünglich war jedoch eine volle Stelle vorgesehen. Das Amtsgericht 
erhielt eine Freistellung im Umfang von 0,25 VZÄ, die von den Beteiligten als 
unverzichtbar für die Umsetzung des HdJR eingeschätzt wird. Die JuHiS Laatzen 
erhielt im Zuge der Gesetzesreform zur Stärkung der Verfahrensrechte6 eine 

 
6  An dieser Stelle und im Folgenden wird als Gesetzesreform das „Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte 

von Beschuldigten im Jugendstrafverfahren“ verstanden. Dies trat am 17.12.2019 in Kraft und führte zu 
Änderungen in verschiedenen Vorschriften des JGG. Das Gesetz ging mit Änderungen in verschiedenen 
Bereichen des Jugendstrafverfahrens einher und hatte Auswirkungen auf die Arbeit von JuHiS, Polizei und StA, 
wie z.B. verstärkte Informations- und Belehrungspflichten (Bender et al. 2023). Zudem wurde die notwendige 
Verteidigung erweitert. Darüber hinaus wurde festgelegt, dass die individuelle Berichterstattung durch die JuHiS 
möglichst früh im Verfahren, spezifisch vor der Anklageerhebung erfolgen sollte; nur in Ausnahmefällen ist eine 
Anklage ohne Berichterstattung der JuHiS möglich. Zudem muss die Polizei die JuHiS informieren, sobald 
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zusätzliche Stelle, wobei das HdJR in die Argumentation einbezogen wurde. Weitere 
JuHiS sowie die Polizei erhielten hingegen keine zusätzlichen Ressourcen. 

1.3.2 Zusammenarbeit im HdJR 

Die Zusammenarbeit im HdJR Hannover ist über vier Formate strukturell verankert: 
den Runden Tisch, die Lenkungsgruppe, Prognose- und Fallkonferenzen für Intensiv- 
und Schwellentäter sowie die jährliche Veranstaltung „Work in Progress“. 

Der Runde Tisch findet etwa alle zwei Monate im Amtsgericht statt, dauert circa 
eineinhalb bis zwei Stunden und versammelt 12 bis 15 Vertreter*innen der beteiligten 
Institutionen. Hier werden keine Einzelfälle, sondern organisatorische Fragen, offene 
Bedarfe sowie aktuelle Entwicklungen (z.B. neue Phänomene der Delinquenz und 
Reaktionen hierzu) besprochen. Offene Fragestellungen werden in einem 
Themenspeicher dokumentiert und bei Bedarf aufgegriffen. Die Runden Tische 
bestanden bereits vor der Einführung des HdJR Hannover. 

Die Lenkungsgruppe dient als „Vertiefungsinstanz“ (MA_HdJR_Hannover_595) und 
klärt konkrete Schritte und Aufgaben, die aus den Runden Tischen hervorgehen, 
beispielsweise in der Veranstaltungsorganisation. 

Die Prognose- und Fallkonferenzen richten sich an Intensiv- und Schwellentäter und 
finden nach Bedarf statt. Im Jahr 2023 fanden 23 Fallkonferenzen statt (siehe Kapitel 
4.3.3 Veränderungen in den Abläufen und Strafverfahren). 

Das Veranstaltungsformat „Work in Progress“ findet einmal jährlich statt und dient als 
fachübergreifende Fortbildungsreihe zu relevanten Themen des Jugendstrafrechts, 
wie etwa Jugendkriminalität und deren Ursachen. 

Die Zusammenarbeit wird von den Befragten überwiegend positiv bewertet. Da es kein 
gemeinsames Gebäude gibt, braucht es den Befragten zufolge mehr Kommunikation 
per Telefon und E-Mail, was auch umgesetzt wird. Die Einführung des HdJR habe zu 
mehr Verbindlichkeit geführt, die behördenübergreifende Kommunikation verbessert 
und Hemmschwellen zwischen den Akteuren abgebaut. Als Einschränkung in der 
Zusammenarbeit wird genannt, dass insbesondere kleinere Kommunen andere 
Rahmenbedingungen und Bedarfe haben als größere Städte (z.B. eine andere 
Kriminalitätsentwicklung) und die Beteiligung am HdJR einen auch größeren Aufwand 
darstellt (z.B. kleineres Team, größere räumliche Entfernungen). 

 
Strafverfahren gegen junge Menschen eingeleitet und diese zur Vernehmung geladen werden; bei 
Vernehmungen ohne Ladung muss die JuHiS spätestens nach der Vernehmung informiert werden (ebd.). 
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1.3.3 Veränderungen in den Abläufen und 
Strafverfahren 

Aus Sicht der Befragten lassen sich im HdJR Hannover die nachfolgenden 
Veränderungen in den Abläufen und Strafverfahren feststellen: Im Rahmen des HdJR 
Hannover wurden Fallkonferenzen für Intensiv- und Schwellentäter*innen eingeführt. 
Der Fokus liegt dabei auf Schwellentäter*innen, da ein frühzeitiger 
Interventionszeitpunkt als vorteilhaft gesehen wird. Die Einladung zur Fallkonferenz 
erfolgt in der Regel durch die Polizei, teils auch durch die JuHiS. Eingeladen werden 
neben den Jugendlichen (mit gesetzlichen Vertretenden) bzw. Heranwachsenden 
auch weitere relevante Akteure, wie freie Träger der offenen Kinder- und Jugendhilfe 
oder Vertretungen aus Schulen. Die Teilnehmendenzahl liegt bei etwa fünf bis 17 
Personen pro Fallkonferenz. Ziel der Fallkonferenzen ist es, nicht über konkrete 
Straftaten, sondern über die Lebenslage und Bedarfe der Jugendlichen zu sprechen; 
dies wird im Interview wie folgt verdeutlicht: 

„Es wird nicht über konkrete Straftaten gesprochen […] Sobald dann 
irgendwie doch im Gespräch die Rede draufkommt, wird auf der Stelle 
abgeblockt und gesagt: ‚Das machen wir nicht, wir wollen hier tatsächlich 
nur über dich sprechen. Wie stellst du dir deinen zukünftigen Werdegang 
vor? Hast du da Anregungen? Gibt es Anregungen von sonstigen Personen 
aus der Runde? Wo sind deine Potenziale? Wo siehst du dich?‘“ 
(MA_HdJR_Hannover_637) 

Die Konferenzen zielen darauf ab, Ressourcen und Unterstützungsbedarfe zu 
identifizieren und Maßnahmen abzuleiten, um Delinquenzkarrieren zu unterbrechen: 

„Und es wird immer wieder auch der oder der Proband gefragt, ob er sich 
vorstellen kann, in der Richtung was zu machen. Und in dieser Reihe bin 
ich dann natürlich auch dabei, Ideen mitzuliefern. […] man lernt ja auch über 
die ganzen Jahre hier, warum bestimmte Leute so ausbrechen, was ihnen 
fehlt […]. Und wenn da zum Beispiel ein Achtzehnjähriger mit seiner 
dreizehnjährigen Schwester in einem Zimmer wohnt und deswegen immer 
außerhäusig ist und sowas, dann ist natürlich klar, dass da ein großer 
Bedarf ist […] vielleicht eine andere Unterbringung zu finden für jemanden.“ 
(Dritte_Perspektive_Hannover_481) 

Eine Herausforderung besteht in der adressatengerechten Kommunikation, 
insbesondere bei jüngeren Teilnehmenden. Fachbegriffe werden daher aktiv erläutert. 
Eine weitere Zielsetzung der Fallkonferenzen ist, die Dynamiken von Delinquenz 
speziell in Gruppen zu unterbrechen. Durch die Fallkonferenzen ist aus Sicht der 
Befragten eine schnellere Reaktion und eine Beschleunigung des Strafprozesses 
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möglich. Ein Ergebnis der Fallkonferenz kann aber auch sein, die Verhandlung bei 
Bedarf zu entschleunigen und straffälligen jungen Menschen Zeit geben, um 
bestimmte Veränderungen bzw. Maßnahmen realisieren zu können. 

Neben den Fallkonferenzen wurde die Teilnahme der JuHiS an Hauptverhandlungen 
und deren Berichtserstattung im Rahmen des HdJR intensiviert. Das Ziel, vereinfachte 
Jugendverfahren verstärkt anzuwenden, konnte bislang nicht erreicht werden – unter 
anderem, da viele Fälle schwere Delikte betreffen, für die das Verfahren nicht geeignet 
ist. Ein bereits vor Einführung des HdJR bestehendes Projekt zur Bekämpfung von 
Schulabsentismus wird weitergeführt. Dieser thematische Schwerpunkt soll zukünftig 
stärker ausgebaut werden (siehe Kapitel 4.3.5). 

Hinsichtlich der Vernetzung des HdJR Hannover ist festzuhalten, dass die jährlich 
stattfindenden „Work in Progress“-Veranstaltungen einen guten Kontakt mit weiteren 
Akteuren aus Jugendstrafverfahren ermöglichen. Zudem wird die Zusammenarbeit mit 
freien Trägern als eng eingeschätzt. Aus Sicht der „Dritten Perspektive“ hat sich 
insbesondere durch die Fallkonferenzen die Zusammenarbeit mit freien Trägern 
deutlich verbessert. Vor allem die StA sei nun besser über deren Angebote informiert: 

„Polizei und Staatsanwaltschaft hat natürlich erstmal schon durch die 
Struktur gar kein großes Interesse an uns [freie Träger] gehabt. Die liefern 
im Grunde dem Gericht. Und was danach passiert, das interessiert sie im 
Grunde wenig. So war es bis jetzt jedenfalls. Und die Staatsanwaltschaft 
wechselt sehr, sehr viel […] das heißt, man hat in den Gerichtsverfahren 
immer wieder neue Staatsanwälte gehabt, die oft gar keine Ahnung haben: 
‚Was schlägt der Jugendgerichtshilfe da eigentlich an ambulanten 
Maßnahmen vor? Was stützt im Grunde sogar der Anwalt? Und wo geht es 
denn eigentlich hin?‘ [Staatsanwalt X], der weiß das ganz genau. Er kennt 
unsere Maßnahmen, wir sind da sehr im Austausch.“ 
(Dritte_Perspektive_Hannover_277) 

Durch die Fallkonferenzen konnte der freie Träger „ein ganz anderes Standing im 
Verständnis bekommen“ (Dritte_Perspektive_Hannover_289), was als hoher 
Mehrwert des Konzepts HdJR wahrgenommen wird.  

Eine JuHiS arbeitet zudem eng mit dem ASD zusammen, mit dem sie sich räumlich 
ein Büro teilt. Diese bestehende Nähe wird als Vorteil gesehen, weshalb eine zentrale 
Immobilie des HdJR aus praktischen Gründen kritisch betrachtet wird. 

Wenngleich Opferschutz als Thema grundsätzlich berücksichtigt wird, sehen die 
Befragten hier weiterhin Defizite und benennen diesen Bereich als offenen Bedarf 
(siehe Kapitel 4.3.5). 
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1.3.4 Auswirkungen des HdJR auf straffällige junge 
Menschen   

Die Mehrheit der Befragten im HdJR Hannover geht davon aus, dass die 
Kriminalitätsrate der Jugendlichen/Heranwachsenden stabil auf hohem Niveau 
verbleibt. Eine Person äußert hierzu keine Einschätzung; eine weitere sowie die „Dritte 
Perspektive“ berichten von einer Zunahme in den vergangenen zwölf Monaten. Diese 
Entwicklung wird insbesondere mit den Auswirkungen der Covid-19-Pandemie in 
Verbindung gebracht: 

„Die Pandemie war eben eine Zeit, […] wie in so einem großen Labortest: 
Was passiert, wenn wir Jugendhilfe und Jugendunterstützung mal komplett 
einstürzen lassen und wegfallen lassen? Das ist ja passiert. Die Schulen 
waren zu, die Freizeitzentren, die Jugendzentren waren zu. Wir konnten 
hier nur bedingt arbeiten, die Gerichte konnten nur bedingt arbeiten. Alles, 
was irgendwie an Jugendhilfe und an stabilisierende Maßnahmen da war, 
ist weggefallen. Und dann kam im Grunde ja, dass die Familien 
untereinander natürlich auch unter ganz bestimmtem Druck geraten sind, 
auf engen Raum gepresst und […] das ist bis heute nicht aufgefangen 
worden, […] schätze ich immer 3, 4 Jahrgängen richtig was gemacht; die 
sind in eine ganz andere Strukturlosigkeit reingekommen.“ 
(Dritte_Perspektive_Hannover_265) 

Neben der quantitativen Entwicklung werden qualitative Veränderungen der 
Delinquenz thematisiert. Die Befragten berichten von einer Zunahme 
gruppendynamischer Delinquenz, von Gewaltdelikten – insbesondere unter Einsatz 
von Messern – sowie von Hasskriminalität im digitalen Raum. 

Bezüglich der Legalbewährung berichten die Befragten überwiegend von positiven 
Entwicklungen bei Jugendlichen und Heranwachsenden, die an Fallkonferenzen 
teilgenommen haben – zumindest kurzfristig: 

„Es sind allerhöchstens fünf von denen [23 
Jugendlichen/Heranwachsenden in Fallkonferenzen] in Haft gegangen. 
Und bei allen anderen sieht man, dass sechs Monate mehr oder weniger 
Ruhe herrscht. Also soweit Ruhe, dass […] sie gar nicht in den Fokus 
kommen bei uns. Und dann merkt man, das ist jetzt meine ganz persönliche 
Erklärung nach diesen sechs Monaten […] dann ebbt das vielleicht auch 
wieder ab, oder? Wirkung ebbt halt ab.“  (MA_HdJR_Hannover_679) 

Bei den wenigen Jugendlichen, bei denen keine Stabilisierung festzustellen war, wird 
angenommen, dass eine frühere Intervention möglicherweise effektiver gewesen 
wäre. Die „Dritte Perspektive“ geht dagegen nicht davon aus, dass sich eine 
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Veränderung der Legalbewährung auf das HdJR oder die Fallkonferenzen des HdJR 
zurückführen lässt: „man muss sagen, bei den meisten derer, wo wir bei 
Fallkonferenzen waren, hat es nicht geklappt.“ (Dritte_Perspektive_Hannover_513).  

1.3.5 Offene Bedarfe und Ausblick 

Ein relevanter Faktor in der erfolgreichen Umsetzung des HdJR Hannover besteht, wie 
auch an anderen Standorten, in personeller Kontinuität. Entsprechend stellen häufige 
personelle Wechsel in Institutionen (wie z.B. eine Leitung der JuHiS) eine 
Herausforderung dar. Zwar wird die derzeitige personelle Kontinuität positiv bewertet, 
dennoch wird ein Bedarf an personeller Entlastung betont. Zur Entlastung schlagen 
die Befragten die Einrichtung einer Koordinierungsstelle mit einem Umfang von 0,5 
VZÄ vor, die organisatorische Aufgaben zur Umsetzung des HdJR übernehmen 
könnte. Diese Stelle könnte abwechselnd bei einem der Kooperationspartner oder 
einem externen Träger (z.B. der freien Wohlfahrtspflege) angesiedelt werden. Ein 
Vorteil bei einer externen Koordinierungsstelle wird zudem darin gesehen, dass 
Treffen in Präsenz nicht immer im Amtsgereicht, sondern an einem neutralen Platz 
stattfinden können. Wird beispielhaft ein Raum bei einem freien Träger oder einer 
Wohlfahrtorganisation angemietet und als „HdJR“ in der Öffentlichkeit bekannt 
gemacht, dann wird es ggf. auch für Betroffene einfacher sein, diesen Ort bzw. die 
Termine im HdJR aufzusuchen. 

Weitere offene Fragen bestehen im Umgang mit Sprache in Fallkonferenzen und 
Strafverfahren. Die Verwendung komplexer, institutioneller Sprache wird als Barriere 
und potenzielle Form der Diskriminierung eingeschätzt: 

„Die Behandlung einer Person von Behörden und Justiz ist natürlich […] 
immer irgendwie eine Diskriminierung dahingehend, dass wir Sprache 
verwenden, zum Beispiel, die jemand mit einem hohen Bildungsstand 
möglicherweise versteht oder von seinen Eltern verstehen lassen kann und 
jemand anders nicht, oder dass manche Jungen, also viele junge 
Menschen, von ihren Eltern gar nicht begleitet werden, wenn sie zum 
Beispiel in Jugendhilfe, im Strafverfahren kommen.“ 
(MA_HdJR_Hannover_1411) 

Das Thema wurde bereits an einem Runden Tisch thematisiert, auch mit externer 
Expertise. Dennoch bleibt der sprachliche Handlungsspielraum – insbesondere bei 
offiziellen Dokumenten (wie Formularen und Belehrungsschreiben) – begrenzt. Auch 
die Nutzung spezieller Begriffe in Verhandlungen wird kritisch reflektiert:  

„[W]ie spreche ich in der Hauptverhandlung, wie drücke ich mich da aus? 
Haben wir auch schon reflektiert […] zum Beispiel ‚Erschleichen von 
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Leistungen“; ich kann nicht sagen, ‚ich verurteile dich, weil du ohne 
Fahrkarte gefahren bist‘. […] Das Urteil muss ich schon die konkrete 
Benennung anbringen. Aber dass man jetzt vielleicht auch noch mal fragt: 
‚Hast du das alles verstanden?‘ oder solche Dinge, also das versuchen wir 
schon zu berücksichtigen. […] [A]ber im Rahmen der Möglichkeiten sage 
ich mal, weil wir sind nun mal Behörde und sind auch an bestimmte 
Vorschriften gebunden, wie die Strafprozessordnung und auch das 
Strafgesetzbuch.“ (MA_HdJR_Hannover_1493) 

Als weiterer offener Bedarf am HdJR Hannover wird das Thema „Schulabsentismus“ 
identifiziert, da „abgebrochene Schulkarrieren eines der größten Risikofaktoren für 
Delinquenz sind“ (MA_HdJR_Hannover_111). Obwohl am Amtsgericht bereits ein 
Projekt gegen Schulabsentismus existiert, sehen die Befragten 
darüberhinausgehenden Handlungsbedarf.  

Auch im Bereich Opferschutz werden Lücken identifiziert, die bislang unter anderem 
aus Kapazitätsgründen nicht systematisch adressiert werden konnten. Die Bedeutung 
dieses Handlungsfeldes wurde anhand eines konkreten Beispiels deutlich: In einer 
Hauptverhandlung erlebte eine der Befragten, wie sich ein Opfer und dessen Vater 
durch das Verhalten der Verfahrensbeteiligten auf dem Gerichtsflur zutiefst 
verunsichert und allein gelassen fühlten. Während die Angeklagten von der 
Jugendgerichtshilfe begrüßt und vertraut behandelt wurden, erlebten die 
Geschädigten die Situation als feindlich und empfanden das Verfahren nicht als Raum, 
in dem sie ihre Perspektive einbringen oder einen Abschluss finden konnten. 
Nachfolgend wird diese Situation dargestellt: 

„Warum mir der Opferschutz am Herzen liegt, das war einfach mal ein 
Erlebnis […] in der Hauptverhandlung, da war ein junger Mann […] richtig 
brutal in irgendeinem Park nachts zusammengeschlagen worden. Und der 
kam dann da an mit seinem Vater als Geschädigter. Und die Angeklagten 
[…]  waren auch schon da und der Vater und der Sohn, die kamen danach 
zu mir und haben gesagt, sie hätten sich so unwohl gefühlt, weil auf dem 
Flur schon vor dem Gerichtssaal so ein Theater, sag ich jetzt mal, um die 
Angeklagten mit der Jugendgerichtshilfe […] jemand klatschte sich ab, man 
duzte sich und der Vater und der Sohn standen da und sagten: ‚Was ist 
denn das? Wir fühlen uns wie im feindlichen Lager sozusagen‘ und ich fand 
das auch hilfreich, dass sie danach zu mir gekommen sind und mir das so 
geschildert haben. […] Für mich selber auch so erschreckend diese 
Vorstellung, dass ich da jemanden herzitiere, den ich als Opfer vernehmen 
möchte und der dann dieser Situation ausgesetzt war und der total 
unglücklich war. Ich finde so eine Gerichtsverhandlung soll ja auch ein 
bisschen dazu dienen, dass das Opfer mit der Situation auch so ein 
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bisschen ins Reine kommt. Das ist ja idealerweise so, dass sie dann auch 
mal ihre Sicht der Dinge loswerden können und auch das hinter sich bringen 
können und das war da sowas von fehlgeschlagen. […] Und jetzt machen 
das auch viele von der Jugendgerichtshilfe, dass sie auch von sich allein, 
[…] mal das Opfer ansprechen und sagen: ‚Hier, wenn du Hilfe brauchst‘ 
[…] Und ich finde in dem Bereich kann man auch ohne großen Aufwand 
einfach sensibilisieren für diese Sache. Dann braucht man jetzt gar nicht 
unbedingt große Organisation, sondern einfach auch ein bisschen das 
Gefühl aller Beteiligten für die Situation, dass wir eben nicht nur für die Täter 
da [sind]“ (MA_HdJR_Hannover_1815-1833) 

Dieses Beispiel verdeutlicht, dass der Opferschutz nicht allein durch institutionelle 
Strukturen gewährleistet wird, sondern auch ein erhöhtes Maß an Sensibilität aller 
Beteiligten erfordert. Bereits kleine Maßnahmen, wie die aktive Ansprache von Opfern 
durch die Jugendgerichtshilfe, können die Situation für Geschädigte spürbar 
verbessern. Es bedarf daher keiner umfassenden organisatorischen Reform, sondern 
vor allem einer kontinuierlichen Bewusstseinsbildung und Haltung, die den Blick 
stärker auch auf die Opfer richtet und deren Bedürfnisse berücksichtigt. 

Ein weiterer Bedarf liegt in der Ausweitung präventiver Arbeit. Insbesondere wünschen 
sich die Befragten, früher mit straffälligen jungen Menschen in Kontakt zu kommen, 
bevor es zur Einleitung formaler Verfahren kommt. Die bisherige Praxis der 
schriftlichen Einladung wird als unzureichend empfunden, aufsuchende Ansätze 
könnten hier Abhilfe schaffen: „Das würde, glaub ich, Fallkonferenzen noch einen 
großen Teil obsolet machen.“ (Dritte_Perspektive_Hannover_535). 

Zudem werden offene Bedarfe darin gesehen, die Zielgruppe der strafunmündigen 
unter-14-Jährigen zu erreichen. Uneinigkeit besteht darüber, ob Fallkonferenzen das 
geeignete Format für diese Gruppe darstellen, zumal StA und Amtsgericht hier nicht 
eingebunden wären.  

Darüber hinaus bestehen Schwierigkeiten bei der Teilnahme an Trainingskursen für 
Jugendliche mit geringen Deutschkenntnissen. Sprachliche Voraussetzungen sind in 
der Regel notwendig für die Teilnahme an den Maßnahmen; können diese nicht erfüllt 
werden, werden entsprechende Weisungen oftmals nicht ausgesprochen. 
Entsprechend fehlen Angebote, die unabhängig vom Sprachniveau zugänglich sind. 

Im HdJR Hannover besteht grundsätzlich die Möglichkeit zur Hospitation unter den 
Kooperationspartnern – insbesondere für neu eingestiegene Fachkräfte. Diese 
Möglichkeit ist jedoch bislang nicht systematisch institutionalisiert; hierin besteht ein 
weiterer offener Bedarf. 

Aus Sicht der „Dritten Perspektive“ wären die nachfolgenden Veränderungen zu 
Verbesserung der Zusammenarbeit im HdJR hilfreich: Eine regelmäßige Beteiligung 
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ambulanter Dienste an den Runden Tischen, um die Transparenz über das Verfahren 
und die Partizipation der freien Träger zu erhöhen. Informelle Begegnungen zwischen 
den Befragten – wie etwa Sommerfeste – könnten zum Aufbau vertrauter Beziehungen 
beitragen. Die Umsetzung von Fallkonferenzen außerhalb des Amtsgerichts könnte 
hilfreich sein, um symbolische Asymmetrien zu vermeiden. Schließlich wird ein 
verbindlicher Leitfaden für die operative Umsetzung der Fallkonferenzen 
vorgeschlagen, um insbesondere bei wechselnder personeller Besetzung Klarheit 
über Rollen unterschiedlicher Akteursgruppen sowie Abläufe zu schaffen:  

„[E]inen Leitfaden oder so etwas, damit Menschen eben im Vorfeld auch 
wirklich gebrieft werden: Auf was kommt es denn an? Dass es nicht in der 
Fachkonferenz erst passiert, sondern dass die professionellen Akteure 
auch wissen über ihre Rolle da drin, worum es eigentlich geht, wo das 
Ganze hinführt […]. 23 [Fallkonferenzen], dann kann man im Grunde davon 
ausgehen, dass 23 verschiedene Lehrer da saßen. Wahrscheinlich 12 
verschiedene Mitarbeiter von KSD, […] 56 verschiedene Staatsanwälte. 
Und die Eltern sind sowieso immer andere. […] Ich finde im Briefing der 
Akteure, dass es einfach notwendig wäre, dass da jeder wirklich auch seine 
Rolle so ein bisschen mehr im Sinne dieser Fachkonferenzen definiert oder 
definieren kann.“ (Dritte_Perspektive_Hannover_765) 

1.4 Lüneburg 

Das Wichtigste in Kürze: 

 Das HdJR Lüneburg ist eine hybride Kooperation zwischen Polizei, Stadt und 
Landkreis Lüneburg, StA und Amtsgericht, mit einem gemeinsamen 
Besprechungsraum bei der StA. Über die Landesfinanzierung hinaus wurden 
keine zusätzlichen Personalressourcen für das HdJR bereitgestellt. 

 Die Zusammenarbeit im HdJR Lüneburg ist institutionalisiert über 
zweiwöchentliche Präsenztreffen sowie durch regelmäßigen virtuellen Austausch.  

 Eine Besonderheit des Standorts stellt die wöchentliche, automatisierte 
„Wochenlage“ der Polizei zu Straftaten von Kindern, Jugendlichen und 
Heranwachsenden dar, die digital über eine Cloud allen Kooperationspartnern zur 
Verfügung gestellt wird. 

 Die Zielgruppe liegt hauptsächlich bei Schwellen- und Intensivtäter*innen. Bei 
Bedarf können auch andere Fälle (z.B. von unter 14-Jährigen) bearbeitet werden.  

 Die behördenübergreifende Zusammenarbeit hat sich durch regelmäßige Treffen 
und gemeinsame Aktivitäten spürbar verbessert; gegenseitige Wertschätzung und 
frühzeitiger Austausch prägen die Zusammenarbeit. 
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 Durch die Einführung des HdJR konnten Abläufe zwischen den beteiligten 
Institutionen besser koordiniert und gemeinsame Standards etabliert werden, wie 
bei der Umsetzung der Diversionsrichtlinien. Der Anteil der Diversionsverfahren 
konnte daher nach Einschätzung der Befragten auch erhöht werden. 

 Die Zusammenarbeit mit externen Akteuren, wie einem freien Träger, führte zu 
neuen, bedarfsorientierten Angeboten und einem Täter-Opfer-Ausgleichsfonds. 

 Auswirkungen auf die Legalbewährung werden im Einzelfall beobachtet, jedoch 
oftmals auf gesamtgesellschaftliche Faktoren – nicht vorwiegend auf die Arbeit des 
HdJR – zurückgeführt. Dennoch wird ein frühzeitiger Zugang zu 
Jugendlichen/Heranwachsenden durch JuHiS und freie Träger im Rahmen des 
HdJR als Chance gesehen. 

 Die interviewte Person mit einer „dritter Perspektive“ stellt zudem die hohe 
Legalbewährung bei Jugendlichen/Heranwachsenden mit Weisungen fest. 

 Der Erfolg des HdJR hängt stark von personeller Kontinuität ab. Häufige 
Personalwechsel, insbesondere bei der Polizei, sowie Unklarheiten in Bezug auf 
geltende Ansprechpersonen für bestimmte Fälle bei unterschiedlichen 
Institutionen erschweren die Zusammenarbeit.  

 Offene Bedarfe bestehen in der ursprünglich geplanten Präventionsarbeit an 
Schulen.  

 Zudem besteht Handlungsbedarf bei der Sensibilisierung für gesellschaftliche 
Diskriminierung. Diskriminierungserfahrungen, etwa durch racial profiling, 
antimuslimischen Rassismus oder Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt, werden 
selten zur Anzeige gebracht und daher unterschätzt. Eine stärkere Thematisierung 
und Sensibilisierung zu diesem Thema innerhalb des HdJR wird empfohlen. 

 Die interviewte Person mit einer „Dritten Perspektive“ empfiehlt, die Expertise 
freier Träger stärker in Fallkonferenzen einzubinden. Außerdem sollte die 
Sichtbarkeit des HdJR in der Stadt erhöht werden. 

 Trotz bestehender Herausforderungen befürworten die Befragten eine 
Ausweitung des Modells auf Landes- und Bundesebene. 

1.4.1 Charakteristika des Standortes 

Das HdJR in Lüneburg ist eine Kooperation zwischen Polizei, Hansestadt Lüneburg, 
Landkreis Lüneburg, StA und Amtsgericht. Es handelt sich um ein sogenanntes 
„hybrides Haus“, bei dem die beteiligten Institutionen weiterhin in ihren jeweiligen 
Behörden arbeiten, jedoch einen gemeinsamen Besprechungsraum in den Räumen 
der StA haben. Oft finden Treffen auch digital statt. Die räumliche Nähe der beteiligten 
Institutionen – maximal ein Kilometer Entfernung – wird als Vorteil wahrgenommen. 
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Das HdJR verfügt über keine*n Koordinator*in; jeder Kooperationspartner ist für seinen 
Bereich Ansprechpartner*in. 

Bei der Gründung des HdJR in Lüneburg umfasste die Zielgruppe des HdJR alle 
strafunmündigen Kinder als auch strafmündige Jugendliche und Heranwachsende aus 
der Hansestadt und dem Landkreis Lüneburg. Aufgrund der hohen Fallzahlen wurde 
der Fokus auf Schwellen- und Intensivtäter*innen gelegt, wobei in anderen Fällen eine 
grundsätzliche Ansprechbarkeit erhalten bleibt. Die Angaben zum personellen 
Aufwand sind vor diesem Hintergrund einzuordnen (siehe Tabelle 6 im Anhang). So 
verwenden StA (durchschnittlich 20 Stunden/Monat verteilt auf drei Personen) und 
Amtsgericht (25 Stunden pro Monat in einer Person) zwar einen Anteil von 0,1 (StA) 
beziehungsweise 0,25 (Amtsgericht) ihres Pensums für das HdJR. Hier sind jedoch 
administrative und sonstige Tätigkeiten zur Verfahrensbearbeitung nicht eingerechnet. 
Bei der JuHiS verwenden fünf Personen je zehn Stunden pro Monat auf die Arbeit im 
HdJR, ohne jedoch, dass hierfür dezidiert formal zugeteilte Stellenanteile zur 
Verfügung stehen. Der Arbeitsaufwand seitens der Polizei lässt sich aus den oben 
genannten Gründen nicht beziffern. Für die Umsetzung des HdJR wurden bei den 
beteiligten Institutionen also keine über die Landesfinanzierung hinausgehenden 
zusätzlichen Personalressourcen bereitgestellt. Insbesondere auf Seiten der JuHiS 
wird die personelle Ausstattung als knapp bewertet. Alle Befragten betonen, dass eine 
intensivere Betreuung sowie der Ausbau weiterer Maßnahmen – etwa in der 
schulischen Präventionsarbeit – nur mit zusätzlichem Personal möglich wären (siehe 
Kapitel 4.4.5). 

1.4.2 Zusammenarbeit im HdJR 

Die Zusammenarbeit im HdJR Lüneburg ist institutionalisiert über zweiwöchentliche 
Treffen der Kooperationspartner, die jeweils am ersten und dritten Donnerstag im 
Monat stattfinden und je nach Bedarf zwischen 30 Minuten und 2,5 Stunden dauern. 
Ursprünglich waren wöchentliche Treffen geplant, die jedoch dem tatsächlichen Bedarf 
angepasst wurden. Alle beteiligten Institutionen – StA, Polizei, JuHiS – können Fälle 
zur Besprechung einbringen. Die Jugendrichter*innen nehmen nur punktuell teil, etwa 
bei strukturellen Themen oder bei Besuchen externer Gäste. Die regulären Treffen 
werden bei Bedarf durch telefonische Absprachen ergänzt. 

Eine Besonderheit des Standorts stellt die wöchentliche, automatisierte „Wochenlage“ 
der Polizei zu Straftaten von Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden dar, die 
digital über eine Cloud allen Kooperationspartnern zur Verfügung gestellt wird. 
Zusätzlich nehmen alle Partner jährlich an der JuSIT-Konferenz der Polizei teil. Die 
Leitungsebene der Kooperationspartner trifft sich ebenfalls einmal jährlich zur 
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gemeinsamen Reflexion. Ergänzt wird die Kooperation durch gemeinsame Ausflüge, 
die dem Vertrauensaufbau und der informellen Verständigung dienen. 

Eine Herausforderung in der Entstehung des HdJR bildeten der Umgang mit 
unterschiedlichen Rollen der Akteure im Strafprozess und daraus resultierend 
unterschiedliche Haltungen. Ein Thema waren der Datenschutz und die 
Kommunikation durch die JuHiS zur Polizei: „Keine Polizei […] [i]n die Richtung ist kein 
Datenfluss. Das wünscht man sich natürlich in so einer Kooperation anders“ 
(MA_HdJR_Lüneburg_1_90). Hierzu musste erst ein Umgang in der Zusammenarbeit 
gefunden werden. 

Die Einführung des HdJR hat zu einer deutlichen Intensivierung der 
behördenübergreifenden Zusammenarbeit geführt. Maßgeblich hierfür waren der 
gemeinsame Besuch des HdJR Paderborn sowie die kollektive Ausarbeitung einer 
Geschäftsordnung. Die Institutionalisierung regelmäßiger Treffen und gemeinsamer 
Aktivitäten führte zu einem niedrigschwelligen, kollegialen Austausch, wie im 
nachfolgenden Zitat verdeutlicht wird: 

„Ich war jahrelang [Funktion eines Kooperationspartners] in Lüneburg und 
kannte auch alle. Aber die Nähe ist erst wirklich entstanden durch das Haus 
des Jugendrechts, weil man da plötzlich […] in eine Struktur eingebunden 
war, sich regelmäßig gesehen und getroffen hat, gemeinsame Aktivitäten 
unternommen hat, wie auch mal irgendwelche Besichtigungen von 
irgendwelchen Anstalten, psychiatrische oder die Forensik für Jugendliche 
in Bad Zwischenahn. Das hat stattgefunden. Der Kongress, wo wir mit 
vielen Leuten hingefahren sind und, und, und. Plötzlich ist die 
Hemmschwelle viel geringer. Vorher hat mich keiner angerufen oder kaum 
einer angerufen. Heute ist das eine Selbstverständlichkeit.“ (Interview 
MA_HdJR _Lüneburg_1_67) 

Die Kooperationspartner kommunizieren nun früher und häufiger miteinander im 
Strafprozess, wodurch eine engere und effizientere Abstimmung ermöglicht wird: 
„diese Haftsache, die ist in kürzester Zeit von allen Beteiligten kurz thematisiert worden 
und da greift eine Hand in die andere oder ein Zahnrad in das andere. Und dann geht 
das eben heutzutage alles viel, viel schneller.“ (MA_HdJR_Lüneburg_2_77) 

Zugleich hat sich das gegenseitige institutionelle Verständnis vertieft. Die Befragten 
berichten, dass sie nun mehr Einblick in die Logiken, Bedarfe und Arbeitsweisen der 
jeweils anderen Institutionen haben. Dies wird als zentraler Gewinn benannt:  

„Neben dem gegenseitigen Kennenlernen und dem Verständnis, was sich 
so entwickelt hat, weil man Zeit hatte, sich zu erklären: ‚Warum will denn 
jetzt Jugendhilfe, was Jugendhilfe will oder die StA, was die StA will?‘ Dass 
man sich die Dinge angehört hat, voneinander und da Verständnis 
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entwickeln konnte, finde ich, ist dieser strukturelle Gewinn“ (Interview 
MA_HdJR _Lüneburg_1_55). 

Grundlegend für das Gelingen der Kooperation ist laut den Befragten die Anerkennung 
der unterschiedlichen institutionellen Arbeitsaufträge. Auf dieser Basis konnten 
Schnittstellen identifiziert und kooperative Handlungsspielräume ausgelotet werden. 
Die stärkere Vernetzung hat auch die gegenseitige Wertschätzung erhöht – 
insbesondere gegenüber der JuHiS, deren Expertise im Strafverfahren stärker 
einbezogen und für die Entwicklung passgenauer erzieherischer Maßnahmen genutzt 
wird. Trotz institutioneller Unterschiede und gelegentlicher Konflikte – etwa beim 
Thema Datenschutz – wird der Umgang untereinander als durchweg respektvoll 
beschrieben. 

1.4.3 Veränderungen in den Abläufen und den 
Strafverfahren 

Durch die Einführung des HdJR Lüneburg konnten aus Sicht der Befragten die 
nachfolgenden Veränderungen in den Abläufen und Strafverfahren festgestellt 
werden: Die Abläufe zwischen den beteiligten Institutionen konnten besser koordiniert 
und gemeinsame Standards etabliert werden. Die Zusammenarbeit wird, wie bereits 
dargestellt, durch eine automatisierte Wochenlage der Polizei zu Straftaten von 
Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden unterstützt, die allen 
Kooperationspartnern digital zur Verfügung steht. Über dieselbe Plattform werden 
auch die Wochenberichte des Jugendgerichts ausgetauscht und Terminabgleiche 
ermöglicht. Zudem wurden durch das HdJR in allen Institutionen die 
Ansprechpersonen präzisiert. 

Darüber hinaus wurden durch das HdJR gemeinsam Verfahren zur Umsetzung der 
Diversionsrichtlinien entwickelt. Dabei wurden institutionelle Perspektiven 
zusammengeführt und ein gemeinsames Vorgehen erarbeitet, wie im nachfolgenden 
Zitat exemplarisch dargestellt wird: 

„[wir] haben uns zum Beispiel die niedersächsischen Diversionsrichtlinien 
genommen […] und haben gesagt: So, wenn wir jetzt, wenn jede Institution 
mit ihrem Blick drauf guckt: ‚Was möchte hier jeder? Was ist jedem wichtig? 
Wie können wir das zusammen einfach gut machen?‘ Und dann haben wir 
für uns hier eine Strategie entwickelt und besprochen, wie wollen wir die 
Diversionsstrategien hier in Lüneburg gut umsetzen. Und […] dann sind das 
so bestimmte Abläufe gewesen, auf die wir uns geeinigt haben. Und da 
braucht dann auch nicht der Einzelfall mehr besprochen werden, weil das 
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so Standards geworden sind, die wir uns gut abgestimmt haben.“ 
(MA_HdJR_Lüneburg_1_53) 

Wenngleich keine statistischen Daten zur Veränderung der Diversionsquote zur 
Verfügung gestellt werden konnten, berichten sowohl die befragten Vertretungen der 
Kooperationspartner als auch die Person aus der „Dritten Perspektive“ subjektiv von 
einem Anstieg entsprechender Verfahren seit Einführung des HdJR. 

Auch im Hinblick auf gesetzliche Änderungen – etwa zur Stärkung der 
Verfahrensrechte – wurden im Rahmen des HdJR gemeinsame Abläufe abgestimmt 
und verbindlich festgelegt.  

Die engere Zusammenarbeit führt zudem zu einer Beschleunigung interner Prozesse 
und verbessert die Kommunikation. So konnte etwa die Ermittlungsarbeit der Polizei 
durch Rücksprachen mit der StA effizienter gestaltet werden. 

Die Befragten betonen zudem die Möglichkeit einer bedarfsorientierten Be- und 
Entschleunigung von Verfahren. Damit ermöglicht das HdJR ein flexibles Vorgehen, 
das sich an der Entwicklung und Situation der Jugendlichen orientiert, was wie folgt 
dargestellt wird:  

„[M]it diesem Spruch ‚Die Strafe muss auf dem Fuße folgen‘: Das war uns 
auch immer sehr wichtig, dass es auch genau das Gegenteil sein kann. Das 
ist ja nicht immer nur geht draufzuknüppeln und draufzuknüppeln und zu 
sagen ‚es muss immer mehr sein‘, sondern dass man auch den jungen 
Menschen manchmal Zeit geben muss, um sich zu entwickeln und […] auch 
manche Maßnahmen wirken zu lassen […]. Und da einfach ganz individuell 
zu schauen.“ (MA_HdJR_Lüneburg_2_48) 

Darüber hinaus konnte die Zusammenarbeit mit externen Akteuren wie der 
Drogenberatungsstelle, der Jugendbewährungshilfe und spezifisch einem freien 
Träger durch das HdJR intensiviert werden. Letzterer wurde regelmäßig in Treffen 
einbezogen, um gemeinsame Abstimmungen zu fördern und neue Maßnahmen zu 
entwickeln. Diese enge Kooperation stellt eine Besonderheit des Standorts Lüneburg 
dar. In diesem Rahmen entstanden drei neue, bedarfsorientierte sozialpädagogische 
Angebote. Diese werden nachfolgend detailliert beschrieben. 

Erstens wurde im Jahr 2019 die sogenannte „Leseweisung“ eingeführt. Sie richtet sich 
an Jugendliche mit geringer Delinquenzbelastung und nutzt die gemeinsame Lektüre 
von teilweise deliktspezifischen Jugendromanen zur Reflexion. Einige der 
Jugendlichen melden zurück, dass sie erstmals ein Buch von Anfang bis Ende gelesen 
hätten und dies in Zukunft vielleicht öfter machen möchten. Viele Jugendliche finden 
sich in den Geschichten wieder, wie im Interview mit der Person aus der „Dritten 
Perspektive“ beschrieben: „Die Jugendlichen erzählen einfach von selbst: ‚Oh, das hat 
mir so gut gefallen, da finde ich mich selbst. Da bin ich. Das Buch ist über mich 
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geschrieben‘. […] Und dann sagen die Jugendlichen: ‚Oh, das ist ja, als hätte ich das 
geschrieben.‘“ (Dritte_Perspektive_Lüneburg_1_40) 

Zweitens entstand ebenfalls im Jahr 2019 das Projekt „Stolpersteine“ in Kooperation 
mit der Geschichtswerkstatt, bei dem die Jugendlichen die 74 Stolpersteine in 
Lüneburg reinigen und sich mit dem Thema Nationalsozialismus in Lüneburg 
auseinandersetzen. Auch zu diesem Projekt gibt es positive Rückmeldungen: 

„[Die Jugendlichen berichten:] ‘Ich bin hier geboren in Lüneburg. Ich bin jetzt 
schon seit 16 Jahre alt, aber ich habe noch nie einen Stolperstein irgendwie 
wahrgenommen, oder? […] Ich nehme das wahr. Und ich erzähle es auch, 
wenn ich mit Kumpels oder Freunden vorbeilaufe und sage: ‚Guck mal, […] 
das habe ich mal gereinigt.‘“ (Dritte_Perspektive_Lüneburg_1_70) 

Drittens wurde ein modulares Verkehrserziehungsprojekt für junge Menschen mit 
Verkehrsdelikten (z. B. Fahren ohne Fahrerlaubnis) entwickelt. Es findet zweimal 
jährlich statt, wird durch verschiedene Referent*innen gestaltet und wurde durch das 
Netzwerk des HdJR maßgeblich organisiert.  

Zusätzlich wurde in Kooperation mit dem freien Träger ein Täter-Opfer-
Ausgleichsfonds eingerichtet. Dieser basiert auf einer Bedarfsanalyse im HdJR und 
wird u. a. durch Bußgeldzuweisungen gespeist. Jenseits des Täter-Opfer-Ausgleichs 
hat das HdJR keinen Kontakt mit Akteuren oder Anlaufstellen der Opferhilfe. 

Die Zusammenarbeit mit dem freien Träger umfasst darüber hinaus Fachtreffen, wie 
zur Weiterentwicklung des Täter-Opfer-Ausgleichs. Ein Ergebnis ist die Möglichkeit für 
Mitarbeiter*innen des freien Trägers, sich Geschädigten über die Polizei vorzustellen 
damit die Jugendlichen „Gesichter dazu [haben] und die wissen, da sind die Leute, die 
Täter-Opfer-Ausgleich im Jugendstrafverfahren machen“ 
(Dritte_Perspektive_Lüneburg_1_13). Darüber hinaus kann der freie Träger das 
Angebot des Täter-Opfer-Ausgleichs bei Fachveranstaltungen der Polizei vorstellen 
und einbringen. 

Neben diesen Maßnahmen fanden gemeinsam organisierte öffentliche 
Veranstaltungen statt, etwa ein Filmgespräch zum Thema „Restorative Justice“ mit 
rund 60 Teilnehmenden. Darüber hinaus ist das HdJR Lüneburg mit weiteren Akteuren 
des Jugendstrafverfahrens in Niedersachsen vernetzt und nutzt diesen Austausch, um 
Best-Practice-Ansätze weiterzugeben. 
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1.4.4 Auswirkungen des HdJR auf straffällige junge 
Menschen   

Die Kooperationspartner des HdJR betonen, dass die Entwicklung der 
Legalbewährung von Jugendlichen und Heranwachsenden in erster Linie durch 
gesamtgesellschaftliche Faktoren beeinflusst wird, wie etwa den Auswirkungen der 
Covid-19-Pandemie. Daher sei es schwierig, einen direkten Zusammenhang zwischen 
der Arbeit des HdJR und Veränderungen in der Legalbewährung herzustellen. 
Allerdings wird als vorteilhaft angesehen, dass durch das HdJR ein früher Zugang zu 
den Jugendlichen/Heranwachsenden durch die JuHiS und den freien Trägern besteht 
und bereits frühzeitig Maßnahmen (wie Täter-Opfer-Ausgleich) eingeleitet werden 
können. Ein Beispiel für die Effektivität des HdJR im Einzelfall wird durch eine befragte 
Person wie folgt beschrieben:  

„‘Wenn ihr [die JuHiS] mit denen schon arbeiten könnt, wenn die bereit sind, 
sich auf eine Betreuung durch [den freien Träger] einzulassen. […] Da 
braucht man keine richterliche Anordnung für. Macht das mit denen. Wenn 
schon ein Täter-Opfer-Ausgleich stattfinden kann, macht das.‘ Und dann 
kommen die bei mir in den Gerichtssaal und ich sage: ‚Super, 
Betreuungsweisung läuft. Täter-Opfer-Ausgleich läuft. Ich muss nichts mehr 
machen, mein Job ist erledigt‘; oder die Staatsanwaltschaft klagt das gar 
nicht mehr an, weil das schon erledigt ist. Also deswegen würde ich sagen, 
dadurch, dass wir jetzt einen Tick, auch durch die Gesetzesänderungen, 
aber insgesamt früher an den Jugendlichen dran sind. In vielen Einzelfällen 
hat das meines Erachtens schon einen Einfluss.“ (MA_HdJR_ 
_Lüneburg_2_39) 

Die Person aus der „Dritten Perspektive“ berichtet zudem von positiven 
Veränderungen in der Legalbewährung, insbesondere bei Jugendlichen, die sich auf 
eine Weisung einlassen. Vor allem bei einer Betreuungsweisung (6 bis 12 Monate) 
wird eine vertrauensvolle Beziehung aufgebaut, die die Sozialarbeiter*innen in die 
Lage versetzt, die Ressourcen und Schwierigkeiten der Jugendlichen besser zu 
verstehen. Die überwiegend positive Entwicklung der Jugendlichen zeigt sich in der 
folgenden Aussage:  

„Wir haben im Jahr ein bis zwei Jugendliche, die wir an die Haft verlieren. 
Aber sonst lässt sich das eigentlich ganz gut beobachten, dass wir über die 
Jahre viele Jugendliche durch die Betreuung eigentlich ganz gut integriert 
haben und Teilhabe ermöglicht haben, so dass sie die der Haft entkommen 
sind.“ (Dritte_Perspektive_Lüneburg_2_46) 
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Ein wichtiger Vorteil der Zusammenarbeit im HdJR ist die Möglichkeit individueller, 
schneller Absprachen über den Verlauf der Verfahren für wiederholt straffällig 
gewordene Jugendliche. Dadurch können Maßnahmen zielgerichteter und effektiver 
umgesetzt werden. 

1.4.5 Offene Bedarfe und Ausblick 

Ein wichtiger Faktor für den Erfolg des HdJR stellt auch an diesem Standort eine 
personelle Kontinuität dar. Häufige personelle Wechsel innerhalb der Institutionen, 
insbesondere bei der Polizei, sind demnach eine Herausforderung in der 
Zusammenarbeit. Zudem sind Unklarheiten in Bezug auf die jeweils aktuellen bzw. 
richtigen Ansprechpersonen bei den Koordinationspartnern schwierig für die 
Umsetzung des HdJR. Idealerweise wären die Ansprechpersonen für einen 
Jugendlichen/Heranwachsenden bei StA und JuHiS immer dieselben; dies ist jedoch 
aufgrund der Abläufe in der StA nicht möglich. 

Im HdRJ Lüneburg wurden offene Bedarfe in Bezug auf die Präventionsarbeit an 
Schulen sowie Sensibilisierung in Bezug auf Diskriminierung von 
Jugendlichen/Heranwachsenden identifiziert.  

Die Umsetzung der Präventionsarbeit an Schulen wurde zwar bei der Etablierung des 
HdJR geplant, konnte aber aufgrund der Covid-19-Pandemie nicht realisiert werden. 
Mittlerweile steht allerdings fest, dass für diese Zielsetzung die notwendigen 
personellen Ressourcen bei den beteiligten Kooperationspartnern fehlen. Während 
das System „Schule“ für straffällige junge Menschen sehr wichtig ist, erschweren die 
schulischen Strukturen und eingeschränkte Personalressourcen an Schulen eine 
individuelle Unterstützung. Demnach sind eine verbesserte Zusammenarbeit und 
Sensibilisierung des Schulpersonals über Umgang mit straffälligen jungen Menschen 
notwendig. Eine befragte Person äußert sich dazu wie folgt:  

„[W]ir können aber manchmal gar nicht so schnell gucken. Da hat die 
Schule in Anführungsstrichen für mich immer schon Selbstjustiz betrieben. 
Da hat keiner vom Jugendrichter gesessen, da haben Klassenkonferenzen 
stattgefunden, […] da sind die aus dem Klassenverbund ausgeschlossen 
worden […]. Also man versucht ja […], dass der weitere Werdegang, Schule 
oder sowas davon also beeinträchtigt wird, sondern das System positiv zu 
stützen und sie positiv auf den Weg zu geleiten. Und das ist bei Schule 
konträr.“ (MA_HdJR_Lüneburg_2_66) 

Ein weiterer offener Bedarf ist die das Thema der gesellschaftlichen Diskriminierung 
der Jugendlichen/Heranwachsenden und der Sensibilisierung hierfür. Die Befragten 
gehen davon aus, dass nur wenige junge Menschen im HdJR diskriminiert werden, da 
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kaum Strafanzeigen in diesem Bereich vorliegen. Dabei wird jedoch nicht 
berücksichtigt, dass Diskriminierungserfahrungen oftmals nicht angezeigt werden. Als 
Beispiel für Diskriminierung wird von den Befragten die Diskriminierung auf dem 
Arbeitsmarkt genannt, bei welcher Arbeitgeber aufgrund stadtbekannter Nachnamen 
jungen Menschen Ausbildungsplätze verweigern. Darüber hinaus wird durch die 
Person aus der „Dritten Perspektive“ das Thema Racial Profiling7 eingebracht: „[D]as 
sagen die immer wieder, dass sie kontrolliert werden: ‚Ja, ich werde kontrolliert, weil 
ich ein Schwarzkopf bin zum Beispiel, sagen die‘.“ 
(Dritte_Perspektive_Lüneburg_2_102). Auch beim Täter-Opfer-Ausgleich gab es 
Situationen von Diskriminierung, spezifisch antimuslimischem Rassismus: 

„[E]ine muslimische Mutter, die mit ihren Söhnen. Angenommen, beide 
Söhne sind Beschuldigte und sie möchte von sich aus Kontakt suchen […] 
zu der anderen Mutter. Und sie wird abgewiesen. Und es wird gesagt: ‚Wir 
haben Angst vor euch‘. Dann hat diese Mutter mir erzählt: ‚Warum haben 
Sie denn Angst? Wir sind doch genauso wie die Deutschen. Wir gehen doch 
auch zur Arbeit. Wir machen doch auch Schule. Und warum hat sie jetzt 
Angst vor uns? Nur weil ich ein Kopftuch trage‘. Zum Beispiel, also, das 
habe ich schon öfters gehört.“ (Dritte_Perspektive_Lüneburg_2_94). 

Das Thema Diskriminierung könnte damit auf verschiedenen Ebenen und durch 
unterschiedliche Akteure aufgegriffen und hierfür eine Sensibilisierung geschaffen 
werden. 

Die Person aus der „Dritten Perspektive“ sieht zudem Potenzial in der stärkeren 
Einbindung der freien Träger der Jugendhilfe in die Fallkonferenzen. Die Träger haben 
durch ihre enge Arbeit mit den Jugendlichen wertvolle Einblicke in deren Lebenswelten 
und können wichtige Hinweise zu deren Bedürfnissen geben:  

„Weil wir mit den straffällig gewordenen jungen Menschen arbeiten. Und da 
die guten Einblicke haben, zum Beispiel in die Lebenswelten dieser jungen 
Menschen und sagen können, welche Bedarfe da auch entstehen. […] 
[W]eil wir mit denen, wie man das schön sagt, im pädagogischen Nahkampf 
sind und wissen, was die benötigen, was sie brauchen, wo sensible Punkte 
sind zum Beispiel.“ (Dritte_Perspektive_Lüneburg_1_16) 

Ein weiterer Vorschlag der Person aus der „Dritten Perspektive“ betrifft die Sichtbarkeit 
des HdJR in Lüneburg: „Wenn ich vom Haus des Jugendrechts spreche, fragt mich 
jeder erstmal: ‚Wer und was ist das?‘“ (Dritte\_Perspektive\_Lüneburg\_Teil1, Abs. 

 
7  Racial Profiling ist „die verdachtsunabhängige Kontrolle von Personen allein aufgrund ihres physischen 

Erscheinungsbildes. Dabei werden die Hautfarbe oder andere ethnische oder religiöse Merkmale zum Anlass 
für Kontrollen durch Polizei-, Einwanderungs- oder Zollbeamt*innen oder auch durch Kaufhausdetektiv*innen 
genommen.“ (Antidiskriminierungsstelle 2025). 
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114). Daher sollte das HdJR beispielsweise durch Veranstaltungen und 
Informationsstände in Lüneburg bekannter gemacht werden. 

Trotz dieser offenen Bedarfe sind die Befragten insgesamt vom Konzept des HdJR 
und seiner Umsetzung vor Ort überzeugt. Eine Person äußert sich dazu wie folgt: 
„Selbst wenn irgendeiner sagt, wir beenden das Projekt hier, machen wir trotzdem 
weiter […] Wir haben einfach erkannt, dass das eine sinnvolle Sache ist.“ 
(MA_HdJR_Lüneburg_2_98) Die Befragten empfehlen, das Modell in Niedersachsen 
und bundesweit auszubreiten: „[B]reitet es doch mal in die Fläche aus, den 
Grundgedanken des Hauses des Jugendrechts. Das wäre so mein Wunsch. […] Das 
Ding kann man bei engagierten Playern in den einzelnen Behörden niedersachsenweit 
oder bundesweit stattfinden lassen.” (MA_HdJR_Lüneburg_2_98) 

1.5 Osnabrück 

Das Wichtigste in Kürze: 

 Das HdJR Osnabrück ist durch ein gemeinsames Gebäude von StA, 
Polizeiinspektion und Stadt Osnabrück sowie einem freien Träger gekennzeichnet 
– eine standortspezifische Besonderheit, die intensive Kooperation begünstigt, 
aber auch Herausforderungen bei der Rollenklarheit mit sich bringt.  

 Zentrale Kooperationsformate sind wöchentliche Diversionsbesprechungen sowie 
regelmäßige Fall- und Prognosebesprechungen für Schwellen- und 
Intensivtäter*innen. Eine jährliche Hausbesprechung soll wiedereingeführt 
werden. Die Jugendrichter*innen nehmen nicht an Fallbesprechungen teil, 
beteiligen sich jedoch an sozialen Treffen wie Sommerfesten, was den Aufbau 
persönlicher Beziehungen fördert. 

 Die Einführung des HdJR hat die behördenübergreifende Zusammenarbeit und 
das gegenseitige Rollenverständnis verbessert, besonders durch regelmäßigen 
Austausch und wechselseitige Hospitationen. 

 Die besondere Bearbeitung der Fälle von Schwellen- und Intensivtäter*innen 
sowie die ausgeweitete, beschleunigte Diversion führen zu gestrafften Verfahren. 
Der Erstkontakt mit der JuHis konnte seit Bestehen des HdJR verbessert werden. 

 Besonders hervorzuheben ist die enge Kooperation zwischen JuHiS und einem 
freien Träger, die abgestimmte Angebote in der Diversion und individuelle 
Empfehlungen entwickeln. 

 Die gemeinsame räumliche Unterbringung erschwert teils die institutionelle 
Abgrenzung aus Sicht der Jugendlichen, beeinträchtigt jedoch nicht die Nutzung 
der Angebote. Ein kontinuierlicher offener Bedarf besteht daher in der Vermittlung 
der unterschiedlichen Rollen und Funktionen der Akteure gegenüber den 
Jugendlichen. 
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 Offene Bedarfe bestehen hinsichtlich einer Verstetigung der Hospitationspraxis, 
Wiedereinführung der Hausbesprechungen, Integration der JuHiS des 
Landkreises, stärkerer Adressierung der „Zwischengruppe“ (weder erstmalig 
straffällige junge Menschen noch Intensiv- oder Schwellentäter*innen) sowie 
therapeutischer Angebote für traumatisierte junge Menschen. 

 Die Person aus der „Dritten Perspektive“ benennt zusätzliche Bedarfe in Bezug 
auf die Außenwirkung des HdJR, niedrigschwellige Elternarbeit und kürzere 
Wartezeiten bei Gruppenmaßnahmen. 

1.5.1 Charakteristika des Standortes 

Das HdJR Osnabrück vereint StA, Polizeiinspektion, die Jugendgerichtshilfe der Stadt 
Osnabrück und einen freien Träger unter einem Dach. Die gemeinsame räumliche 
Unterbringung stellt eine zentrale Besonderheit des Standortes dar. Nach dreijähriger 
Planungsphase wurde das Gebäude im Dezember 2020 bezogen. Die Aufteilung der 
Kooperationspartner auf die unterschiedlichen Etagen wird wie folgt begründet: 

„Die räumliche Aufteilung war vielleicht damals zu sagen, dass unten die 
Jugendgerichtshilfe ist, dann die Polizei, dann die Staatsanwaltschaft hatte 
auch so seinen Sinn. Es gab Ressentiments seitens der Pädagogik: Was 
wohl die Jugendlichen denken würden, wenn sie denn jedes Mal an der 
Polizei vorbeilaufen müssten, wenn sie denn für sie dann positive Angebote 
bekommen würden. Also Hilfe, so dass die nach unten sollten. Polizei und 
Staatsanwaltschaft, egal auf welcher Ebene das war. Es war einfacher, die 
Staatsanwaltschaft nach oben zu nehmen, weil hier wenigstens 
Umbaumaßnahmen notwendig wurden.“ (MA_HdJR_Osnabrück_1_65) 

Neben der JuHiS verfügt auch der freie Träger über eigene Büroräume im Haus. Die 
enge institutionelle und räumliche Kooperation zwischen JuHiS und freiem Träger 
basiert auf einer rund 30-jährigen Zusammenarbeit im Rahmen eines 
Kooperationsvertrags zur Durchführung ambulanter sozialpädagogischer Angebote 
nach dem Jugendgerichtsgesetz (JGG). Im Zuge der HdJR-Gründung wurde die 
Einbindung des freien Trägers vonseiten der JuHiS ausdrücklich eingefordert: 

 „[W]ir als [freier Träger] sind ja kein Kooperationspartner für das Haus des 
Jugendrechts. Wir stehen da nicht mit im Vertrag. Aber es war ganz klares 
Statement der Jugendgerichtshilfe aufgrund der Tatsache, dass wir schon 
seit 30 Jahren so eng zusammenarbeiten: ‚Wenn wir mit sollen, dann 
kommt [der freie Träger] aber mit, weil wir uns unsere Arbeit, so wie wir sie 
über die Jahre gemacht haben und jetzt machen, nicht vorstellen können 
ohne diesen direkten und intensiven Austausch mit den ambulanten 
sozialpädagogischen Angeboten, weil das eine Verschlechterung darstellen 
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würde, wenn wir plötzlich nicht mehr ein Team wären, so wie wir uns 
begreifen.‘“ (MA_HdJR_Osnabrück_1_88) 

Diese Nähe begünstigt informellen Austausch, bringt jedoch Herausforderungen in der 
Rollenklarheit mit sich (siehe auch Kapitel 4.5.5):  

„Es ist auf der einen Seite eine Herausforderung, die Rollen klar zu 
kommunizieren, auf der anderen Seite ist es aber auch ein Vorteil, diese 
kurzen Wege zu haben […] dass man […] hochgeht und konkret 
Nachfragen stellt zu gewissen Akteninhalten.“ 
(MA_HdJR_Osnabrück_1_93) 

Das HdJR Osnabrück richtet sich an zwei Hauptzielgruppen: Jugendliche mit geringer 
Delinquenz (in Diversionsverfahren) sowie Schwellen- und Intensivtäter*innen (in der 
besonderen Bearbeitungsform). Aufgrund der Zuständigkeitsstruktur bearbeitet das 
HdJR ausschließlich Fälle aus dem Stadtgebiet Osnabrück. Während Polizei und StA 
auch für den Landkreis zuständig sind, ist die dortige JuHiS nicht Teil der Kooperation 
und im HdJR nicht vertreten. Die koordinierende Funktion innerhalb des HdJR wird 
durch eine*n Staatsanwält*in wahrgenommen, an den*die Anfragen zentral gerichtet 
werden. 

An der Umsetzung des HdJR sind insgesamt 27 Personen regelmäßig beteiligt, wobei 
die größte Gruppe mit 14 Personen bei der Polizei angesiedelt ist (siehe Tabelle 10 im 
Anhang). Diese verwenden durchschnittlich neun Stunden (8 bis 14) Stunden 
monatlich auf die anfallenden Aufgaben, wobei durch die gemeinsame Unterbringung 
in einer Immobilie ein Großteil der Arbeit der Beteiligten im HdJR erfolgt. Wie bei der 
Jugendgerichtshilfe (sieben Personen mit durchschnittlich zehn Stunden 
Arbeitsaufwand) sind bei der Polizei keine dezidiert formal zugeteilten Stellenanteile 
vorhanden. Anders ist dies bei der StA, bei der durchschnittlich 22 Stunden pro Monat 
(4 bis 70) verteilt auf sechs Personen, mit formal dezidiert zugeteilten Stellenanteilen 
von 10 % bis 50 % korrespondieren. In der StA erschwert ein jährlicher Wechsel auf 
einer Assessorenstelle eine kontinuierliche Arbeit, da eine etwa halbjährige 
Einarbeitungszeit erforderlich ist. Auch Polizei und JuHiS berichten von 
unzureichender personeller Ausstattung. Insbesondere in der JuHiS besteht ein 
deutlicher Mehrbedarf; es fehlt mindestens eine Vollzeitstelle zur adäquaten 
Aufgabenwahrnehmung.  

1.5.2 Zusammenarbeit im HdJR 

Die behördenübergreifende Zusammenarbeit im HdJR Osnabrück ist durch 
verschiedene fest etablierte Formate strukturell verankert. Zentrales Element sind die 
wöchentlichen Diversionsbesprechungen, die montags stattfinden und neben der 
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Fallarbeit auch kleinere organisatorische Absprachen ermöglichen. Bereits im Vorfeld 
übermitteln Polizei und JuHiS eine Liste der zur Diskussion stehenden Proband*innen 
für Diversionsverfahren. 

Die zweite tragende Säule bildet die besondere Bearbeitungsform für Schwellen- und 
Intensivtäter*innen. Sie umfasst eine initiale Prognosebesprechung sowie regelmäßig 
stattfindende Fallkonferenzen, die pro Fall sechs Wochen bis drei Monate dauern. Die 
Fallbesprechungen dauern zwischen 30 Minuten und drei Stunden. Derzeit befinden 
sich elf Jugendliche in dieser besonderen Bearbeitung; die Anzahl liegt meist zwischen 
zwölf und 15 Fällen, die gleichzeitig bearbeitet werden. 

Ergänzend war eine jährliche Hausbesprechung zur Reflexion struktureller Themen 
vorgesehen, wurde jedoch aufgrund eines als gering eingeschätzten Bedarfs 
vorübergehend ausgesetzt. Einzelne Befragten sprechen sich für eine 
Wiedereinführung aus. 

Von Beginn an wurde dem Aufbau persönlicher Beziehungen zur Förderung der 
Zusammenarbeit besondere Bedeutung beigemessen. Hierzu zählen regelmäßige 
informelle Treffen, etwa Sommerfeste oder Weihnachtsfeiern, an denen auch 
Jugendrichter*innen teilnehmen: 

 „[E]s gab tatsächlich nach der allerersten Veranstaltung, die wir gemacht 
haben, eine sehr schöne Aussage, wo jemand sagte, das hätte er nicht 
gedacht, dass die Jugendrichter so ganz normale Menschen wären. […] 
wenn man vertrauensvoll zusammenarbeiten will, muss man auch die 
Person neben der Funktion zumindest erkennen können, um einschätzen 
zu können: ‚okay, kann ich dem vertrauen? Geht das? Kann ich mit dem gut 
zusammenarbeiten oder nicht?‘“ (MA_HdJR _Osnabrück_2_32) 

Im Prozess der Entstehung des HdJR stellte die Zusammenarbeit unterschiedlicher 
Institutionen mit jeweils eigenen Rollen und Selbstverständnissen – wie auch an 
anderen Standorten – eine Herausforderung dar. Der Beginn der institutionellen 
Zusammenarbeit wird auch als „Kampf“ (MA_HdJR_Osnabrück_2_28) bezeichnet, da 
die beteiligten Organisationen zunächst grundlegende Unterschiede im 
Rollenverständnis überbrücken mussten. Besonders deutlich wurde dies im Bereich 
des Datenschutzes: 

„Wie die Datenweitergabe seitens der Jugendgerichtshilfe an die Polizei, 
die machen wir ja nicht, es sei denn, es gibt eine 
Schweigepflichtsentbindung. Das war seitens des ehemaligen Leiters des 
FZS und auch seitens der Polizei am Anfang sehr schwer zu verstehen, […] 
Und die Akzeptanz hat bestimmt ein halbes bis dreiviertel Jahr gedauert […] 
Das heißt, dieses Rollenverständnis, das war hart erarbeitet […] Aber 
letztendlich ist es akzeptiert worden.“ (MA_HdJR_Osnabrück_2_30) 
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Die behördenübergreifende Zusammenarbeit hat sich seit Einführung des HdJR 
deutlich intensiviert. Dies zeigt sich insbesondere in einem niedrigschwelligen, 
häufigeren Austausch zu aktuellen Fällen sowie in einer gesunkenen Hemmschwelle 
der Kontaktaufnahme. Das gemeinsame Gebäude wird dabei als klarer Vorteil 
benannt: 

„Man sucht häufiger auch mal das Gespräch nach oben, was man sonst per 
Telefon, wenn man sich nicht kennt, auch nicht so getan hat. […] Also 
gesamtgenommen muss ich sagen, ich habe mich jetzt nie verloren gefühlt, 
aber fühle ich mich jetzt weit weniger verloren, mit welchem Sachverhalt 
auch immer, mit welcher Problematik auch immer als vorher, weil einfach 
auch so ein Austausch stattfindet.“ (MA_HdJR_Osnabrück_1_90) 

Auch die Person aus der „Dritten Perspektive“ bestätigt, dass die Zusammenarbeit 
effizienter geworden ist. Digitale Formate haben nach Einschätzung der Akteure nicht 
denselben positiven Effekt wie der persönliche Austausch. 

Ein zentrales Moment der verbesserten Kooperation ist das gewachsene gegenseitige 
institutionelle Verständnis. Zu Beginn der Zusammenarbeit präsentierten die 
Kooperationspartner*innen ihre Arbeitsansätze und Haltungen in gegenseitigen 
Informationsveranstaltungen: 

„[W]ir haben eine Powerpoint vorbereitet: ‚Was ist unsere Haltung? Was ist 
uns in der Arbeit mit den Jugendlichen wichtig?‘ Und haben das den 
Kollegen, der Polizei und der StA vorgestellt. Und andersrum habt ihr 
seitens des FKS dann auch noch mal eine Infoveranstaltung gemacht und 
uns nochmal erklärt, wie genau ihr arbeitet. Das fand ich für das Verständnis 
total wichtig und wertvoll.“ (MA_HdJR_Osnabrück_2_23) 

Darüber hinaus fanden wechselseitige Hospitationen statt, um Einblicke in die 
Arbeitsweise der jeweils anderen Institutionen zu gewinnen. Die Verstetigung dieser 
Praxis wird von mehreren Akteur*innen als Entwicklungsbedarf benannt (siehe 
Kapitel 4.5.5). 

Das gewachsene Verständnis wirkt sich auch auf die gegenseitige Wertschätzung aus, 
insbesondere in Bezug auf die pädagogische Arbeit der JuHiS: 

„Die Akzeptanz der jeweiligen Arbeit ist relativ hoch, so dass sich das letztendlich, wenn man im 
Gerichtssaal sitzt, sehr stark darin widerspiegelt, dass man ganz auf die Vorschläge der 
Jugendgerichtshilfe schlichtweg als eigenen Antrag im Gericht dann übernimmt, weil die sinnvoll sind. 
Ich weiß, von wem das kommt. […] Ich weiß, wie […] gut die Arbeit ist, wie sinnvoll die ist.“ 
(MA_HdJR_Osnabrück_1_91) 

Im Ergebnis stellen die Befragten bei sich fest, dass die interdisziplinäre Kooperation 
zur Steigerung ihrer Arbeitszufriedenheit führt. 
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1.5.3 Veränderungen in den Abläufen und 
Strafverfahren 

Im HdJR Osnabrück wurden zwei zentrale Verfahrensansätze etabliert: Die besondere 
Bearbeitungsform für Schwellen- und Intensivtäter*innen sowie die Ausweitung und 
Beschleunigung der Diversion. 

Die besondere Bearbeitungsform richtet sich an „Intensiv und Schwellentäter […], die 
dann besondere Auffälligkeiten gerade zeigen oder schon über einen längeren 
Zeitraum gezeigt haben, wo wir dann insgesamt als Team der Auffassung sind, da 
müssten wir intensiver dann drauf gucken“ (MA_HdJR_Osnabrück_1_30). Ziel ist 
meist, eine Inhaftierung zu vermeiden. Vorschläge für die Aufnahme in die besondere 
Bearbeitung kommen von JuHiS und Polizei, in Einzelfällen auch von der StA. In einer 
Prognosebesprechung wird gemeinsam entschieden, welche Personen für die 
Teilnahme am Verfahren geeignet sind. Innerhalb von zwei Wochen folgt eine erste 
Fallbesprechung mit relevanten Akteur*innen (z. B. Lehrkräfte, Sozialdienste, 
Bewährungshilfe). Die Beteiligung der Jugendlichen selbst an den Fallkonferenzen 
wird unterschiedlich bewertet. Während die Einbindung früher aus unterschiedlichen 
Gründen (z.B. junge Menschen verstehen Inhalte nicht) häufig unterblieb, zeigt sich 
aktuell eine gegenläufige Entwicklung. Bei gelungener Einbindung wird dies als großer 
Gewinn beschrieben: 

„Ich habe ein Paradebeispiel, das fand ich super. Das war [Probandin] A., 
die hatte überhaupt keine Hemmungen […], sich da irgendwie 
dazuzusetzen und mitzudiskutieren und gesagt ‚Scheiße, das ist doof‘. Das 
ist ein großer Vorteil, wenn die dasitzt und dann wirklich offen mitdiskutieren 
können und dann sagen ‚Ja, das könnt ihr gerne beschließen, aber das 
mache ich nicht mit.‘ So, dann muss man manchmal in manche Sachen 
oder pädagogische Richtung gar nicht mehr denken.“ 
(MA_HdJR_Osnabrück_1_105) 

Jede Fallbesprechung endet mit einem Maßnahmenplan, dessen Umsetzung in der 
nächsten Sitzung geprüft wird. 

Die zweite zentrale Veränderung durch das HdJR Osnabrück betrifft die 
Diversionsverfahren, deren Anzahl und Anwendungsbereich deutlich ausgeweitet 
wurden. Anders als üblich wird Diversion im HdJR Osnabrück nicht primär 
deliktorientiert, sondern personenzentriert entschieden: „Wir gucken halt darauf: Was 
wissen wir denn von diesem Jugendlichen? Wie […] stellt er sich denn da? Und […] 
selbst wenn er mal für 300 € was geklaut haben sollte, könnte man nicht 
gegebenenfalls sagen, die pädagogischen Maßnahmen sind sowieso die gleichen?“ 
(MA_HdJR_Osnabrück_1_30) Dies ermöglicht individuellere Entscheidungen – in 
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Einzelfällen auch gegen eine Diversion, etwa bei Jugendlichen mit bereits im 
Kindesalter auffälligem Verhalten. Zudem wurde das Verfahren erheblich 
beschleunigt, insbesondere durch unmittelbare, persönliche Übergaben der 
Dokumente der StA an die JuHiS: auf diese Weise werden Verzögerungen (z.B. durch 
Postablauf) vermieden. 

Darüber hinaus führt die Intensivierung der Zusammenarbeit zu einer Beschleunigung 
in den Strafverfahren und Absprachen. Dies ermöglicht in geeigneten Fällen eine 
schnelle pädagogische Reaktion: 

 „[W]ir hatten wirklich diverse Beispiele, wo wir in der einen Woche am 
Montag eine Nachricht über den Diebstahl bekommen. Dann ist das Ganze 
in die Diversionsbesprechung mit eingeflossen. Dort wurde dann direkt 
entschieden, dass diversionsgeeignet. […] Und in der Woche drauf fängt 
unser Präventionskurs für Eigentumsdelikte an. Der Jugendliche wurde in 
der Woche noch eingeladen, da wurde geguckt: ‚[…] Kannst du das 
vorstellen? Macht das aus pädagogischer Sicht Sinn?‘ […] Eine Woche 
später konnte er an dem Kurs teilnehmen. Bei manchen Sachen macht es 
Sinn, das in die Länge zu ziehen. Aber gerade bei solchen Momenten ist 
eine pädagogische Sofortreaktion darauf einfach Gold wert. Bei jungen 
Menschen da ein halbes Jahr zu warten, bis er sich dann noch mal mit dem 
Thema Diebstahl auseinandersetzt, verpufft vielleicht bei dem einen oder 
anderen. Aber zwei Wochen später dann in der Gruppe zu sitzen und sich 
damit auseinandersetzen zu müssen. Also besser geht es glaube ich nicht.“ 
(MA_HdJR_Osnabrück_1_94) 

Gleichzeitig wird betont, dass eine schnelle Bearbeitung nicht immer vorteilhaft ist. 
Ein*e Interviewpartner*in aus der „Dritten Perspektive“ hebt hervor: „[I]n 90 % der Fälle 
[…] dass das gut ist, dass es nicht so beschleunigt wird, weil das hier einfach den 
Bonus dann mit sich bringt, länger in der Arbeit zu sein. Und […] dieses 
Damoklesschwertes, […] zu sagen ‚Bald ist die Verhandlung, was kann ich bis dahin 
noch tun?‘“ (Dritte_Perspektive_2_Osnabrück_89) 

Auch die Ermittlungsarbeit der Polizei wird durch klare, direkte Rücksprachen mit der 
StA effizienter gestaltet. 

Ein weiteres besonderes Merkmal des Standorts Osnabrück ist die enge Kooperation 
zwischen JuHiS und dem freien Träger. Diese Zusammenarbeit ermöglicht eine enge 
Verzahnung zwischen Diversion und ambulanten sozialpädagogischen Angeboten. 
Wenngleich der freie Träger formell kein Vertragspartner des HdJR ist, wird er in 
Entscheidungsprozesse eingebunden; auf diese Weise können fundierte, individuelle 
Empfehlungen für die Jugendlichen abgestimmt werden, wie im folgenden Zitat 
deutlich wird: 
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„Dass wir durch diese enge Zusammenarbeit zwischen ambulanter 
Betreuung und Jugendgerichtshilfe die Möglichkeit haben, oft auch 
Clearings zu schaffen, die sehr, sehr genau sind. […] Manchmal sagt ihr 
auch von vornherein: ‚Könntet ihr da nicht noch mal ein Clearing 
vorschalten, um zu gucken, ob wirklich ein Einzelcoaching Anti-Gewalt das 
Richtige für denjenigen ist, ob er die nötige Motivation und auch 
Reflexionsfähigkeit mitbringt?‘“ (MA_HdJR_Osnabrück_1_92) 

Ein weiterer Vorteil dieser Kooperation liegt in der Entwicklung passgenauer 
Kursangebote – z. B. ein Gruppenangebot zu Ladendiebstahl als Alternative zu 
Sozialstunden. Hilfreich erweist sich hierbei auch, dass es durch die enge Kooperation 
einen Informationsfluss zu StA und Polizei gibt, die die Angebote kennen, und in mehr 
Fällen in Richtung Diversion gedacht werden kann. 

Der freie Träger im HdJR Osnabrück kann durch seine Vernetzung mit zahlreichen 
Einrichtungen – wie Sucht- und Schuldnerberatung, Schulsozialarbeit, 
Jugendhilfeeinrichtungen oder ProFamilia – bei Bedarf flexibel auf spezifische Bedarfe 
reagieren. Fachkräfte (z.B. aus der Kinder- und Jugendpsychiatrie), die an 
Fallkonferenzen teilnehmen, können auch für zukünftige Fälle kontaktiert werden. 

Ein weiterer Effekt der institutionellen Verankerung des HdJR ist die erhöhte 
Sichtbarkeit und Ansprechbarkeit der beteiligten Akteure – insbesondere für externe 
Einrichtungen, wie die Person aus der „Dritten Perspektive“ im nachfolgenden Zitat 
verdeutlicht:  

„Die sind ansprechbar als ein Haus des Jugendrechts. Und das war vorher 
immer ein bisschen anders […] und man hat mit der Jugendgerichtshilfe 
vielleicht gesprochen, und dann der Staatsanwalt: ‚Ja, wer spricht denn da 
an und wer ist denn das da überhaupt?‘ So und jetzt sind auch Gesichter 
da. Das finde ich auch immer wichtig.“ 
(Dritte_Perspektive_Osnabrück_1_139) 

Die Informationsveranstaltungen in Schulen zu Strafverfahren, durchgeführt von 
Polizei, JuHiS und seit Kurzem auch der StA, ergänzen diesen Ansatz der Öffnung 
und Prävention. 

Am Standort Osnabrück wurden im Zeitraum von 2019 bis 2024 die Verfahren von 55 
bis 115 Jugendlichen pro Jahr behandelt (siehe Tabelle 11 im Anhang). Dabei 
machten Intensiv- und Schwellentäter*innen einen Anteil von etwa 6 % bis 22 % aus. 
Wurden im Jahre 2019 die Verfahren von 63 Propand*innen behandelt, stieg diese 
Zahl (2020: 55, 2021: 64) über 115 Propand*innen im Jahr 2022 auf 124 im Jahr 2023 
beziehungsweise 115 im Jahr 2024 an. Dieser deutliche Anstieg ist vor allem auf 
Verfahren von Jugendlichen zurückzuführen, die nicht zur Gruppe der Intensiv- und 
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Schwellentäter*innen zählen. Die machen zwar in den Jahren 2020 bis 2024 einen 
Anteil von 11 % bis 22% aus, sind mit 13 bis 17 Personen jedoch stabil. 

Im selben Zeitraum liegt die Diversionsquote von im HdJR behandelten verfahren 
deutlich niedriger als in den Verfahren im Einzugsgebiet insgesamt: 

Tabelle 1: Diversionsquote in Prozent am Standort Osnabrück 2019-2024 

Jahr 2019 2020 2021 2022 2023 2024 
Gesamt 35,4% 29,8% 34,5% 42,9% 40,4% 47,0% 

…von im Haus des Jugendrechts 
behandelten Verfahren 

17,0% 9,0% 10,0% 13,7% 16,5% 16,4% 

Quelle: Eigene Erhebung. 

Daraus lassen sich lediglich eingeschränkte Rückschlüsse auf die Arbeit des HdJR 
ziehen. So entwickelt sich die Diversionsquote tendenziell in eine ähnliche Richtung 
wie die Diversionsquote insgesamt. Zugleich erlauben die zahlreichen 
Einflussfaktoren, die die Möglichkeiten einer Diversion auch rechtlich bedingen, keine 
weiteren Rückschlüsse zu. Vielmehr verdeutlichen die vorliegenden Daten, dass eine 
in Bezug Setzung der Diversionsquote mit der gelingenden Arbeit von HdJR vorschnell 
wäre. Vielmehr kann konstatiert werden, dass die HdJR das kriminalpolitische Ziel der 
Diversion im Sinne einer adressatengerechten, erzieherisch wirkenden Behandlung 
von Fällen in der eigenen Arbeit auch dann erfüllen können, wenn von einer Diversion 
abgesehen wird.  

Für den Standort Osnabrück konnten zusätzlich Daten zum Zeitraum zwischen Tat 
und Erstkontakt mit der Jugendgerichtshilfe zur Verfügung gestellt werden. Aus diesen 
geht hervor, dass der Anteil der Verfahren, in denen der Erstkontakt mit der 
Jugendgerichtshilfe bereits innerhalb eines Monats erfolgte, seit 2019 (7,4%) 
kontinuierlich auf über 28% im Jahr 2024 gesteigert wurden. Im selben Zeitraum (2019: 
51%) stieg der Anteil der Verfahren, in denen der Erstkontakt innerhalb von drei 
Monaten erfolgte, auf etwa 62% (siehe Tabelle 2; zur Untergruppe Erstkontakt in 
Diversionsverfahren siehe Abbildung 2 im Anhang). Die frühere pädagogische 
Reaktion auf Straftaten junger Menschen, die sich hieraus ableiten lässt, führen die 
Beteiligten auf die enge Zusammenarbeit zwischen den Akteuren im HdJR zurück.  
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Tabelle 2:  Zeitraum zwischen Tat(en) und Jugendgerichtshilfe-Erstkontakt in 
Diversionsverfahren 2020-2024 

Dauer 2020 2021 2022 2023 2024 
Bis 1 Monat 8 13,1 17 24 28,57 

Bis 2 Monate 18,2 20,6 11,5 22,2 21,26 

Bis 3 Monate 19 20,4 17,2 16 11,96 

Bis 4 Monate 12,2 12,9 13 10,6 8,14 

Bis 5 Monate 9,6 8,9 9 5,8 5,63 

Bis 6 Monate 10,4 5,6 5,4 5,7 4,65 

Bis 9 Monate 10,2 7,9 8,3 6,1 5,65 

Bis 1 Jahr 4,2 5,2 3,5 3,5 4,65 

Länger als bis 1 Jahr 8,2 5,4 4,2 6,1 5,32 

Quelle: Eigene Erhebung, Angaben der Stadt Osnabrück. 

1.5.4 Auswirkungen des HdJR auf straffällige junge 
Menschen   

Die Befragten am Standort Osnabrück können nicht beurteilen, ob sich die 
Legalbewährung von jungen Menschen im vergangenen Jahr insgesamt verändert hat. 
Aus ihrer Sicht ist zudem der Einfluss des HdJR schwer zu isolieren, da 
Legalbewährung von vielfältigen Faktoren abhängig ist (z.B. Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit, soziales Umfeld). 

Gleichzeitig verweisen die Befragten auf Einzelfälle, in denen ein klarer Effekt der 
Maßnahmen des HdJR sichtbar wurde: 

„[E]s gab die Idee, ihm eine stationäre Jugendhilfe vorzuschlagen […]. Das 
fiel ihm sehr schwer, […] von seinen Leuten wegzukommen. Aber genau 
das war der Punkt: […] innerhalb der Gruppe kam es immer wieder zu 
diesen Spontantaten […] der braucht halt eine pädagogische, intensivere 
Betreuung, und zwar außer-halb von Osnabrück, außerhalb seiner 
Kernfamilie. Und das hatten wir diskutiert. Und dann war halt tatsächlich der 
Stand wirklich an diesem Scheideweg: Entwe-der kriegst du jetzt eine 
Jugendstrafe ohne, oder wir schlagen nochmal vor, wenn du dich darauf 
einlassen kannst, eine Jugendstrafe mit Bewährung dir dann zu geben als 
Auflage.“ (MA_HdJR_Osnabrück_2_71) 

Im geschilderten Fall nahm der Jugendliche das Angebot der stationären Einrichtung 
an und zeigt seither positive Entwicklungen (z.B. keine Straffälligkeit, gute schulische 
Leistungen). Laut den Befragten hätte er im Regelfall eine Steigerung von Sanktionen 
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und eine Gefängnisstrafe erhalten, die vermutlich weniger wirksam gewesen wäre. In 
dieser Biografie zeigt sich ein konkreter positiver Effekt des HdJR. 

Die Teilnahme an Fallkonferenzen wirkt auf junge Menschen nicht nur kontrollierend, 
sondern auch bestärkend: Sie erleben dadurch, dass ihre Perspektiven ernst 
genommen werden und dass sie aktiv Einfluss auf den Verlauf ihres Verfahrens 
nehmen können: 

 „[D]er Unterschied ist, dass manche junge Menschen einfach das Gefühl 
dieses engeren Korsetts brauchen […] ich kann mich an einen Fall von mir 
erinnern, für den war einfach diese Atmosphäre und dieses Wahrnehmen 
‚Ich werde wahrgenommen. Ich werde hier wirklich durchleuchtet.‘ Auf der 
einen Seite dieses Kontrolling, aber auf der anderen Seite auch dieses 
‚Wow, das ist das, was gerade um mich herum alles stattfindet. Und wer 
sich da alles Gedanken macht‘, das war sehr, sehr eindrücklich für ihn.“ 
(MA_HdJR_Osnabrück_2_78) 

Auch aus Sicht der Person aus der „Dritten Perspektive“ führt das enge Netzwerk des 
HdJR dazu, dass „einfach keiner durchfällt. Da rutscht keiner durch. Also, wenn die 
hier angebunden sind, würde ich sagen, bemühen sich alle maximal, den oder 
diejenige zu bekommen.“ (Dritte_Perspektive_Osnabrück_2_63) Der Erfolg von 
Fallkonferenzen hängt laut eine*r der Akteur*innen aus der „Dritten Perspektive“ auch 
davon ab, ob der*die Jugendliche bereits einige Beteiligte kennt und ob eine 
verlässliche Ansprechperson zur Verfügung steht (z.B. zur Klärung von Fragen). 

Entscheidend für die Kooperationsbereitschaft ist laut der Person aus der „Dritten 
Perspektive“ auch die biografische Erfahrung der Jugendlichen mit Wertschätzung und 
Sichtbarkeit: 

„Weil je mehr das Gefühl da ist ‚ich bin sowieso schon nie gesehen worden 
von meinen eigenen Eltern nicht, in der Schule werde ich nur gemobbt, 
keiner erkennt mich so richtig‘, fällt es demjenigen unglaublich viel schwerer 
zu glauben: ‚da sitzen jetzt acht Leute, die nur zusammenkommen, damit 
ich weniger Probleme habe […] Also dieser Kreislauf, glaube ich, muss 
ganz langsam aufgeweicht werden, dass die Person auch Vertrauen darin 
gewinnen kann, dass es hier wirklich um was geht.‘“ 
(Dritte_Perspektive_Osnabrück_2_77) 

1.5.5 Offene Bedarfe und Ausblick 

Im Zuge der Weiterentwicklung des HdJR Osnabrück identifizieren die Befragten 
verschiedene offene Bedarfe. Diese beziehen sich auf die Rollen- und 
Funktionsklärung der beteiligten Institutionen, den Ausbau personeller und 
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struktureller Ressourcen, die zielgruppenspezifische Weiterentwicklung der Angebote 
(u. a. für die „Zielgruppe dazwischen“ und traumatisierte Jugendliche), die Stärkung 
der Elternarbeit sowie die Verbesserung der externen Sichtbarkeit des HdJR. Diese 
Aspekte werden nachfolgend detailliert beschrieben. 

Ein kontinuierlicher Bedarf im HdJR Osnabrück stellt – durch das gemeinsame 
Gebäude – die Vermittlung der unterschiedlichen Rollen und Funktionen 
unterschiedlicher Behörden an die jungen Menschen dar. Im nachfolgenden Zitat wird 
die Problematik beispielhaft dargestellt: 

 „Den Jugendlichen klarzumachen, dass wir keine Polizisten sind und dass 
wir aber auch kein Richter sind oder keine Staatsanwälte, das kriegen die 
oft schwer auseinander differenziert. […] Manchmal sind die ein halbes Jahr 
bei uns in Betreuung, haben es immer noch nicht verstanden. Und diese 
Verantwortung, diese Rolle klarzumachen, die hatten wir vorher schon sehr 
stark und jetzt noch mehr.“ (MA_HdJR_Osnabrück_1_73) 

Wenngleich sowohl die JuHiS als auch die freien Träger im HdJR Osnabrück keine 
negativen Veränderungen in der Wahrnehmung der Angebote durch die 
Jugendlichen feststellen, weisen sie im Interview darauf hin, dass die gemeinsamen 
Räumlichkeiten insbesondere für junge Menschen mit negativen Erfahrungen – etwa 
mit der Polizei – problematisch sein können: „Dann ist da auch das Logo der Polizei 
und das Schild der Staatsanwaltschaft. Und das macht natürlich mit dem einen oder 
anderen Jugendlichen, der da auch Ressentiments hat, irgendwie macht das was.“ 
(MA_HdJR_Osnabrück_1_73) Die Konsequenz ist aus Sicht der JuHiS die 
Rollenunterscheide den jungen Menschen stärker zu verdeutlichen. 

Im Hinblick auf die strukturelle Weiterentwicklung des HdJR Osnabrück werden 
unterschiedliche Veränderungen angeregt, und zwar die Wiedereinführung der 
Hausbesprechungen; die Verstetigung wechselseitiger Hospitationen; eine dauerhafte 
institutionelle Verankerung der Vorstellung des Konzepts des HdJR sowie der 
konkreten Ansprechpersonen bei den unterschiedlichen Kooperationspartnern für 
neue Mitarbeitende; eine gemeinsame Veranstaltung zum Thema Datenschutz; und 
perspektivisch sollte die JuHiS des Landkreises Osnabrück in die Arbeit einbezogen 
werden, da Polizei und StA auch für Fälle außerhalb der Stadt zuständig sind. 

Für eine funktionierende Zusammenarbeit wird personelle Kontinuität auch am 
Standort Osnabrück als zentral erachtet. Die regelmäßig wechselnde Besetzung durch 
Assessor*innen bei der StA und der personelle Abbau im Jugendamt werden für die 
Kooperationsstrukturen als problematisch beschrieben: „Da [im Jugendamt] sind 
Stellen so massiv abgebaut worden, da hat keiner mehr Zeit, für eine 
Kindeswohlgefährdung rauszufahren. Das wäre vor zehn Jahren nicht gewesen.“ 
(Dritte_Perspektive_Osnabrück_2_27) Auch der Zeitraum nach der gerichtlichen 



65 

Auseinandersetzung wird als zu wenig begleitet wahrgenommen. Es fehlen Angebote, 
die Jugendlichen nach Wegfall strafrechtlicher Strukturen Orientierung bieten. 

Bezüglich der Zielgruppen wird angemerkt, dass die sogenannte „Zielgruppe 
dazwischen“ – also weder erstmalig straffällig gewordene junge Menschen noch 
Intensiv- oder Schwellentäter*innen – bislang nicht ausreichend berücksichtigt wird. 
Gleichzeitig wird betont, dass es sich um eine sehr große und heterogene Gruppe 
handelt, deren gezielte Bearbeitung eine Herausforderung darstellt. Ein weiterer 
Bedarf ergibt sich im Umgang mit traumatisierten Jugendlichen aus Kriegsgebieten. 
Diese bringen komplexe Problemlagen mit, für die die bestehenden 
Betreuungsstrukturen oft nicht ausreichen. Angesichts der Komplexität der Fälle wird 
der Einsatz von Psychotherapeut*innen im Team oder eine enge Anbindung an 
externe Netzwerke für notwendig erachtet, wie es im folgenden Zitat verdeutlicht wird: 

„Gerade die syrischen, afghanischen Jugendlichen, die wir dann hier haben. 
[…] Die kommen mit Problemen persönlicher Art hier an, von denen wir in 
der Regel keine Ahnung haben. Weil, wenn einer von denen gesehen hat, 
wie sein Vater vor seinen Augen erschossen wurde, hat er ein ganz anderes 
Aufgabengebiet für sich selbst als Leute, die hier aufgewachsen sind […] 
viele brauchen von denen familiensystemische Hilfe […]  Wir haben 
posttraumatische Belastungsstörung, und zwar manchmal nicht mal das 
Kind, sondern die Eltern“ (MA_HdJR_Osnabrück_2_61) 

Weitere offene Themen im Hinblick auf die Bedarfe der Zielgruppen betreffen vor allem 
strukturelle und inhaltliche Aspekte der bestehenden Angebote. So werden die 
teilweise sehr langen Wartezeiten von mehreren Monaten bis hin zu einem Jahr bei 
Maßnahmen wie Anti-Gewalt-Trainings oder Gruppenangeboten als besonders 
nachteilig für die betroffenen jungen Menschen bewertet. Darüber hinaus wird ein 
zusätzlicher Bedarf in der stärkeren Einbindung der Elternarbeit gesehen. Die 
Befragten heben hervor, dass delinquentes Verhalten häufig im Kontext familiärer 
Dynamiken zu betrachten ist und daher ein Ansatzpunkt auch in der Arbeit mit den 
Eltern liegen könnte: 

„Ein delinquentes Verhalten hat mit hoher Wahrscheinlichkeit auch was 
damit zu tun, wie ihr als Familie lebt, was ihr vorlebt, woher ihr kommt, wie 
ihr sanktioniert, wie der Umgang überhaupt mit straffälligem Verhalten ist 
[…] dass man mal überlegen könnte, […] ob wir einen Teil der Elternarbeit 
oder der Elternverantwortung hier auch mit bündeln und sagen: ‚Es gibt hier 
aus dem Team jemand, der auch mit den Eltern darüber spricht, wie 
verhalte ich mich in den Situationen, wo straffälliges Verhalten bekannt 
wird?‘‘“ (Dritte_Perspektive_Osnabrück_2_119) 
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Schließlich wird aus Sicht der Person aus der „Dritten Perspektive“ betont, dass die 
externe Sichtbarkeit des HdJR ausgebaut werden sollte; ein entsprechender Bedarf 
wurde auch an anderen Standorten aus externer Perspektive formuliert. 

1.6 Salzgitter 

Das Wichtigste in Kürze: 

 Das HdJR Salzgitter ist als „virtuelles Haus“ organisiert, d. h. ohne gemeinsame 
Räumlichkeiten. Regelmäßige Präsenztreffen, insbesondere in der 
Polizeiinspektion, strukturieren die Kooperation. 

 Die räumliche Trennung wird von den Befragten nicht als Nachteil empfunden, 
sondern als hilfreich für die Wahrung der Rollenklarheit und den Aufbau 
belastbarer Arbeitsbeziehungen. 

 Die Zusammenarbeit erfolgt institutionalisiert über Hausbesprechungen im Vier-
Wochen-Rhythmus, in denen sowohl Fallkonferenzen als auch strukturelle Fragen 
bearbeitet werden. 

 Zielgruppe des HdJR sind Intensiv- und Schwellentäter*innen. Eine gleichzeitige 
Bearbeitung ist auf zehn Fälle begrenzt. Im Gegensatz zu anderen Standorten 
nehmen Jugendliche und Eltern in Salzgitter nicht an den Fallkonferenzen teil. 
Gleichzeitig wird hier die Elternarbeit stärker in den Fokus genommen als an den 
anderen Standorten. 

 Die Einführung des HdJR hat die behördenübergreifende Zusammenarbeit 
zwischen JuHiS, Polizei und StA deutlich verbessert. 

 Es wurden gemeinsame Standards etabliert (z. B. feste Sachbearbeitung bei 
Polizei und Priorisierung bei StA und Amtsgericht), was zu beschleunigten 
Verfahren führte. 

 Durch das HdJR konnten politische Aufmerksamkeit für den Bereich erhöht und 
finanzielle Spielräume geschaffen werden; dadurch konnten sozialpädagogische 
Angebote ausgebaut werden. 

 Für die Umsetzung des HdJR wird personelle Kontinuität insbesondere bei der 
Polizei benötigt. 

 Durch die Überlastung der JuHiS können vorhandene Potenziale nicht vollständig 
ausgeschöpft werden. 

 Als offene Bedarfe werden ein Ausbau der Präventionsarbeit (z. B. an Schulen), 
interkulturelle Fortbildungen, ein eigenes Budget sowie eine Reduktion des 
Verwaltungsaufwands im HdJR benannt. 
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1.6.1 Charakteristika des Standortes 

Bestehend aus Polizeiinspektion Salzgitter/Peine/Wolfenbüttel, StA Braunschweig, 
Stadt Salzgitter und Amtsgericht Salzgitter ist das HdJR Salzgitter als „virtuelles Haus“ 
organisiert, d. h. es gibt keine gemeinsamen Räumlichkeiten. Die Zusammenarbeit 
erfolgt dennoch überwiegend in Präsenz, meist in einem Besprechungsraum der 
Polizei. Auch Treffen im Amtsgericht sowie bei der StA fanden statt. Die räumliche 
Trennung wird von den Beteiligten nicht als Nachteil empfunden. Insbesondere die 
JuHiS betont die notwendige Abgrenzung zur Polizei: „Für uns als Jugendamt wäre es 
nicht in Frage gekommen, auf einem Flur zu sitzen mit der Polizei, einfach aufgrund 
unserer Grundhaltung den Jugendlichen gegenüber. Und das ist mir mit dem Bereich 
Jugendhilfe im Strafverfahren noch mal wichtig.“ (MA_HdJR_Salzgitter_1_77)  

Während Polizei, Jugendamt und Amtsgericht räumlich nahe beieinanderliegen, ist die 
StA in Braunschweig angesiedelt und etwa 30 Autominuten entfernt. Diese Entfernung 
stellt eine standortspezifische Herausforderung dar. 

Während am Standort Salzgitter keiner der beteiligten Kooperationspartner über 
explizit zugewiesene Stellenanteile verfügt, erschwert die Arbeitsweise im HdJR eine 
genaue Erfassung des tatsächlichen Arbeitsaufwands. Denn anfallende Aufgaben 
werden oft täglich zusammen mit den weiteren Aufgaben erledigt. Hinzu kommen die 
regelmäßigen Besprechungen, die den tatsächlichen Aufwand jedoch nicht abbilden 
lassen. Alle beteiligten Institutionen berichten von einer angespannten 
Personalsituation. Die Personalsituation bei Polizei wird als „desolat“ 
(MA_HdJR_Osnabrück_1_54) beschrieben: Eine besondere Herausforderung für die 
Zusammenarbeit im HdJR ist die hohe Fluktuation auf Leitungsebene bei der Polizei. 
Auch die StA sieht die Belastung – durch die Betreuung von Assessor*innen sowie 
Koordinations- und Verwaltungsaufgaben im Rahmen des HdJR – kritisch. Am 
Amtsgericht war zunächst eine zusätzliche Stelle für das HdJR vorgesehen, diese ist 
jedoch nicht mehr zuzuordnen. Die JuHiS erhielt zwar eine zusätzliche Vollzeitstelle 
im Bereich der ambulanten Dienste, diese geht jedoch nicht auf das HdJR zurück, 
sondern auf insgesamt gestiegene Fallzahlen.  

Eine besondere strukturelle Eigenheit des Standorts liegt in der engen Verbindung 
zwischen JuHiS und den Allgemeinen Sozialpädagogischen Angeboten (ASA): „Es ist 
zusammen ein Team. Also die ASA und die JU. […] Wir haben zusammen 
Teamsitzungen und wir besprechen alle unsere Fälle. Und das hat einen Riesenvorteil, 
weil wir eine Nähe haben“ (Dritte_Perspektive_Salzgitter_2_19). Gleichzeitig wird aus 
Sicht der ASA die Distanz zur Polizei nochmal betont: „Wobei es für uns, für die ASA 
immer schwierig ist, mit der Polizei zusammenzuarbeiten, weil wir damit uns ganz 
schnell den Ruf versauen können mit den Jugendlichen, weil wir mit denen in Kontakt 
stehen. Deswegen läuft das eher über die JuHiS“ 
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(Dritte_Perspektive_Salzgitter_2_37). Diese enge Verbindung zwischen ASA/ASD 
und JuHiS ist in anderen Städten (jenseits des HdJR) nicht der Fall, wie aus der 
Netzwerkarbeit (z.B. Landesarbeitsgemeinschaften) sichtbar wird. 

Die Zielgruppe des HdJR Salzgitter sind Schwellen- und Intensivtäter*innen, wobei 
eine gleichzeitige Bearbeitung auf zehn Personen begrenzt ist: „Wir nehmen die zehn, 
ich will nicht sagen Schlimmsten, aber die Bedürftigsten, die, die wir jetzt besonders 
im Blick haben müssen.“ (MA_HdJR_Salzgitter_1_57). Ursprünglich wurden bis zu 20 
Fälle gleichzeitig bearbeitet. Aufgrund personeller Engpässe, insbesondere bei der 
Polizei, wurde die Zahl auf zehn reduziert. Die Vorschläge zur Aufnahme erfolgen 
durch die Polizei und die JuHiS. Dabei ist auffällig, dass es sich bei Schwellen- und 
Intensivtäter*innen am Standort Salzgitter um ganz junge Menschen handelt: „Die 
[jungen Menschen im HdJR] sind eigentlich fast alle relativ jung und oft erst so 14 oder 
ein bisschen älter und […] die sind gerade dabei, ihre kriminelle Karriere aufzubauen, 
würde ich mal so sagen.“ (MA_HdJR_Salzgitter_2_87) 

1.6.2 Zusammenarbeit im HdJR 

Im HdJR Salzgitter ist die Zusammenarbeit durch regelmäßige Hausbesprechungen 
alle vier Wochen institutionalisiert. Diese dauern im Durchschnitt drei Stunden und 
integrieren sowohl Fallkonferenzen zu den aktuell betreuten zehn Schwellen- und 
Intensivtäter*innen als auch strukturelle Fragen zu Verfahren und Abläufen. Die 
Treffen finden überwiegend in der Dienststelle der Polizei statt. Ergänzt werden sie 
gelegentlich durch informelle Formate, wie gemeinsame Besuche auf dem 
Weihnachtsmarkt, die dem besseren gegenseitigen Kennenlernen dienen. 

Die Einführung des HdJR hat die Zusammenarbeit der beteiligten Institutionen deutlich 
intensiviert. Ein zentraler Faktor hierfür ist der regelmäßige und strukturierte Austausch 
im Rahmen der Hauskonferenzen. Dieser erleichtert die Kommunikation, verbessert 
das gegenseitige Verständnis und fördert die Kooperation im Einzelfall. Die Befragten 
berichten von einer höheren Kontaktfrequenz, insbesondere telefonisch, sowie einer 
Vertrauensbildung über die Zeit: 

„[M]an telefoniert natürlich häufiger, weil man sich besser kennt […] Und da 
merkt man eben nach einer gewissen Zeit okay, die haben jetzt Vertrauen 
gefasst und dann wird das auch einfacher. Also mir ist zum Beispiel vor der 
Gründung des Haus des Jugendrechts aufgefallen, dass ich irgendwelche 
Akten mit irgendwelchen Problemen auf den Tisch kriegte, wo ich dann 
gesagt habe: ‚Mensch, warum haben die mich nicht mal vorher angerufen?‘ 
Und das kommt jetzt eher selten vor, sondern das sind dann eben Sachen, 
die wir besprechen wir im Haus des Jugendrechts.“ 
(MA_HdJR_Salzgitter_1_48) 
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Ein weiterer Effekt der verbesserten Zusammenarbeit ist die gestärkte Rolle der JuHiS. 
Ihre pädagogische Expertise findet stärkere Beachtung, ihre Einschätzungen und 
Vorschläge werden vermehrt aufgegriffen, wie auch an anderen Standorten. Auch 
Missverständnisse zwischen den Institutionen lassen sich schneller klären, was die 
Koordination und Wirksamkeit der gemeinsamen Arbeit deutlich erhöht. 

1.6.3 Veränderungen in den Abläufen und 
Strafverfahren 

Durch das HdJR Salzgitter konnten auf Prozessebene gemeinsame Standards 
etabliert werden. Bei der Polizei sind feste Sachbearbeiter*innen und Stellvertretungen 
für die HdJR-Fälle zuständig, wodurch eine kontinuierliche Betreuung ermöglicht wird. 
StA und Amtsgericht priorisieren die Verfahren, was eine zügigere Bearbeitung 
erlaubt. Die jungen Menschen werden bei der StA durch spezifische Aktendeckel 
kenntlich gemacht. 

Die verbesserte Abstimmung erlaubt es allen Beteiligten, frühzeitig über aktuelle 
Entwicklungen informiert zu sein. Dies erleichtert Einschätzungen zum weiteren 
Verlauf einzelner Biografien und ermöglicht eine differenziertere Fallbearbeitung. 
Zudem konnten sich die Kooperationspartner durch das HdJR in gemeinsamen 
Abläufen besser abstimmen. Ein Beispiel hierfür ist die gemeinsame Umsetzung der 
Gesetzesänderung zur Stärkung der Verfahrensrechte, wie im nachfolgenden Zitat 
beispielhaft dargestellt wird: 

 „Wobei [wir uns] auch kurzfristig oder sehr früh und zusammengesetzt 
haben […] Das Jugendamt hat uns gefragt: ‚Was braucht ihr?‘ Und wir 
haben gesagt: ‚Uns würde auch eigentlich ein kurzer Bericht reichen; so 
irgendwie mal kurz skizzieren. Und wenn es irgendwelche Vorschläge gibt 
und auch gerade Richtung Diversion‘“. (MA_HdJR_Salzgitter_3_32) 

In kurzen Erstberichten, die durch die JuHiS erstellt werden, werden neben 
Empfehlungen zur Diversion auch relevante soziale Problemlagen, Sprachbarrieren 
oder notwendige Hilfsmaßnahmen benannt. Die daraus resultierende 
Informationsdichte verbessert die Entscheidungsgrundlagen und hat laut 
Einschätzung der Kooperationspartner zur Erhöhung der Diversionsquote 
beigetragen. Insbesondere die StA kann durch die gemeinsamen Absprachen mehr 
Informationen über die Lebensrealität der Jugendlichen erhalten und dies 
mitberücksichtigen: 

 „Da sind ja auch gerade hier in Salzgitter manchmal echt desolate 
Verhältnisse. Frau A. [Kooperationspartnerin] hat mir jetzt noch von einem 
Probanden erzählt, wo sie dann auch im Haus war und durchsucht hat und 
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alles war voll Schimmel. Und da kann man sich dann schon mal so ein Bild 
machen. Das sind dann so Sachen, die stehen eigentlich so in der Akte 
nicht drin, aber man merkt dann doch, in was für einer desolaten Situation, 
die Leute eigentlich leben. Das wird einem dann einfach klarer“ 
(MA_HdJR_Salzgitter_2_5) 

Auch das Jugendamt kann durch direkte Absprachen schneller reagieren und 
zielgerichteter handeln: „Dann rufe ich bei der Polizei an und sage nochmal: ‚Schreib 
doch bitte das und das noch mal genauer, dann kann ich im ASD auch entsprechend 
anders tätig werden.‘“ (MA_HdJR_Salzgitter_2_9). 

Im Gegensatz zu anderen Standorten nehmen Jugendliche und Eltern in Salzgitter 
nicht an den Fallkonferenzen teil. Dies wird mit dem hohen Erklärungsaufwand, 
möglichen negativen Effekten bei der Zielgruppe sowie der personellen Ausstattung 
am Standort Salzgitter begründet. 

Vor Einführung des HdJR war das sozialpädagogische Angebot am Standort Salzgitter 
sehr begrenzt, unter anderem aufgrund personeller Abgänge. Das HdJR führte zu 
einer Aufwertung des Bereichs in der kommunalen Politik. Laut den 
Kooperationspartnern ist es durch den offiziellen Charakter des HdJR erschwert, 
Stellen (wie im Bereich der ambulanten sozialpädagogischen Angebote) zu kürzen. 
Die daraus resultierenden personellen und finanziellen Spielräume ermöglichten den 
Ausbau der Angebote (etwa durch themenspezifische Trainings, Projekte wie „Lesen 
statt Besen“ oder betreute Arbeitsstunden während der Ferienzeit). Die Möglichkeit zur 
kurzfristigen Reaktivierung bedarfsspezifischer Maßnahmen wurde organisatorisch 
hinterlegt: 

„Unser Portfolio ist jetzt ist viel, viel breiter. Ich habe viel mehr Möglichkeit 
zu machen und zu tun, mit sechs ambulanten Fachkräften. Wir haben 
themenspezialisierte Trainingskurse. Wenn wir den Bedarf haben, ist das 
innerhalb von einem Tag einfach wieder hervorholbar.“ 
(MA_HdJR_Salzgitter_1_147) 

Darüber hinaus konnte aus an diesem Standort ein Ausgleichskonto für den Täter-
Opfer-Ausgleich eingerichtet werden, das durch eine lokale Stiftung und Geldauflagen 
finanziert wird. So können gemeinnützige Arbeitsstunden entlohnt und zur 
Schadenswiedergutmachung an die Opfer weitergeleitet werden. 

Im HdJR Salzgitter bestehen enge Vernetzungen mit verschiedenen Akteuren – etwa 
aus Schuldner- oder Suchtberatung, Schulen oder Opferschutzstellen. Einzelne 
Kompetenzen wie Mediation oder Fachberatung bei Sexualdelinquenz sind direkt im 
Team verankert. Gleichzeitig werden aus Sicht der „Dritten Perspektive“ auf Lücken 
im Bereich des Opferschutzes hingewiesen. 
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1.6.4 Auswirkungen des HdJR auf straffällige junge 
Menschen   

Nach Einschätzungen der Befragten aus dem HdJR Salzgitter nahm die 
Kriminalitätsrate im letzten Jahr zu und wurde insbesondere mit den Nachwirkungen 
der Covid-19-Pandemie in Verbindung gebracht. Besonders auffällig ist aus ihrer Sicht 
der Anstieg bei straffälligen Kindern sowie weiblichen Kindern und Jugendlichen. 
Diese Einschätzung wird durch die Person aus der „Dritten Perspektive“ zwar geteilt: 
„[die Kriminalitätsrate [h]at zugenommen. […] Wir sind auf einem Level, wo wir noch 
nie waren.“ (Dritte_Perspektive_Salzgitter_1_35) Gleichzeitig wird jedoch darauf 
hingewiesen, dass die offizielle Statistik möglicherweise verzerrt ist, da nicht alle 
Straftaten angezeigt werden: „Ich kenne eine ganze Menge Jugendlichen, die 
Straftaten nicht anzeigen, weil sie Angst haben vor weiteren Repressionen von 
anderen Jugendlichen.“ (Dritte_Perspektive_Salzgitter_2_324) 

Eine konkrete Wirkung des HdJR auf die Legalbewährung ist aus Sicht der Befragten 
zwar schwer zu belegen, jedoch werden positive Entwicklungen in Einzelfällen 
berichtet: 

 „Ich kann mich da auch gerade konkret an einen Fall erinnern, wo ich 
dachte, da ist Hopfen und Malz verloren, aber der hat die Kurve gekriegt 
[…], die Bewährungszeit überstanden, arbeitet jetzt und diese Arbeit scheint 
ihn irgendwie auszufüllen. Und da haben wir schon einige positive 
Beispiele.“ (MA_HdJR_Salzgitter_2_87) 

Unabhängig vom langfristigen Erfolg zeigt sich eine veränderte Intensität der 
Betreuung durch eine Aufnahme der Fälle der jungen Menschen im HdJR. Die 
Jugendlichen stehen stärker im Fokus, was als kontrollierend, aber auch unterstützend 
wahrgenommen wird. Dies betrifft insbesondere frühdelinquente Jugendliche. Den 
Eindruck der engeren Überwachung durch das HdJR wird auch in den beiden 
Interviews der Personen aus der „Dritten Perspektive“ geteilt: „Dass sie ganz konkret 
im Fokus stehen und sich diesem Fokus auch nicht entziehen können. […] dann wird 
ihnen klar […] die Schlinge um mich, die zieht sich so ein bisschen zu. Und jetzt hat 
alles, was ich tue, wirklich Konsequenzen. Negative Konsequenzen für mich.“ 
(Dritte_Perspektive_Salzgitter_1_139) Aus Sicht einer Person aus der „Dritten 
Perspektive“ wirkt sich dies auch auf die Legalbewährung der jungen Menschen 
positive aus. 

In Salzgitter richtet sich die Aufmerksamkeit auch auf Kinder unter 14 Jahren, die bald 
strafmündig werden. Diese werden durch das Jugendamt frühzeitig angesprochen: 
„[D]ass ich eben mit den unter-14-Jährigen ein Gespräch mache im ASD […] mit den 
Fachkräften, die dann noch für sie zuständig sind. Dass ich mich schon mal vorstelle 
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und sage ‚So, ich bin es übrigens und du wirst hier nicht als Ersttäter anfangen mit 
Arbeitsstunden.‘“ (MA_HdJR_Salzgitter_1_36) 

Darüber hinaus wird die Elternarbeit bei den jungen Menschen im HdJR intensiviert. 
Engere Absprachen zwischen den Institutionen sorgen für eine konsistente 
Kommunikation gegenüber den Sorgeberechtigten. 

1.6.5 Offene Bedarfe und Ausblick 

Im Zuge der Weiterentwicklung des HdJR Salzgitter identifizieren die Befragten 
verschiedene offene Bedarfe, die sowohl die strukturellen Rahmenbedingungen (u. a. 
personelle Kontinuität, Ressourcen und Budgetfragen) als auch die inhaltliche 
Ausgestaltung der Angebote (z. B. Präventionsmaßnahmen, Fortbildungen und 
Elternarbeit) betreffen. Diese Aspekte werden nachfolgenden detailliert beschrieben. 

Eine zentrale Herausforderung für das HdJR Salzgitter stellt die personelle Fluktuation 
bei der Polizei dar, insbesondere auf der Leitungsebene. Diese wirkt sich negativ auf 
die Kontinuität, Bearbeitungsgeschwindigkeit und die Aktenqualität aus. Diese 
Problematik wird offen zwischen den Kooperationspartnern kommuniziert. Mit 
anstehenden Personalentscheidungen wird versucht, mehr Stabilität herzustellen. 
Auch eine hohe Fallzahl pro Fachkraft in der JuHiS wird als eine besondere Belastung 
erkannt. Das vorhandene Personal kann das Potenzial der sozialpädagogischen Arbeit 
nicht ausschöpfen, obwohl der Unterstützungsbedarf bei den jungen Menschen hoch 
ist. Diese Problematik wird im nachfolgenden Zitat exemplarisch dargestellt: 

 „Ich habe drogige Jugendliche, ich habe psychisch auffällige Jugendliche, 
ich habe absente Schulabsende, also vernachlässigte Jugendliche. […] 
Und wir fordern Gutachten an […] wir gehen in Hausbesuche. […] Aber das 
wird nicht in einer entsprechenden Klientenzahl gewürdigt und das ist das 
Problem.“ (MA_HdJR_Salzgitter_3_73) 

Auch aus Sicht der Person aus der „Dritten Perspektive“ fehlen zeitliche und personelle 
Ressourcen im System insgesamt, um den komplexen Bedarfen gerecht zu werden: 

 „Im Grunde genommen müsste man die Leute aus ihrem normalen Umfeld 
rausnehmen und erst mal ein ganz anderes Leben zeigen. Und dafür haben 
wir nicht genug Zeit. […] Ich sage mal, was jetzt 15 Jahre versaut worden 
ist […], das kann man nicht in einem halben Jahr wieder geradebiegen.“ 
(Dritte_Perspektive_Salzgitter_2_491) 

Hinzu kommt die hohe Belastung durch Armut, psychische Erkrankungen und familiäre 
Instabilität in der Zielgruppe. Salzgitter gilt als Standort mit günstigerem Wohnraum, 
wo viele Familien leben, die von Armut betroffen sind. 
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Neben JuHiS berichten auch Polizei und StA von hoher Arbeitsbelastung. Der hohe 
Verwaltungsaufwand im HdJR, insbesondere durch Berichte, wird als zusätzliche 
Herausforderung beschrieben: „Gerade die erste Zeit muss immer irgendwie gefühlt 
alle drei Monate berichten […] das schreckt übrigens dann auch einige Leute, die 
durchaus bereit wären, mal so was zu machen.“ (MA_HdJR_Salzgitter_1_107) 

Einen großen Bedarf sehen die Befragten am Standort Salzgitter in präventiven 
Maßnahmen. Es bestehen konkrete Pläne, insbesondere zur Präventionsarbeit mit 
Intensivtäter*innen. Geplant sind Gefährderansprachen und Präventionsgespräche in 
Kooperation mit Schulen: „Die Delinquenten werden hier noch mal vorgeladen und es 
wird ihnen ausführlich erläutert: ‚Was heißt überhaupt Haus des Jugendrechts? Und 
was heißt Jugendstrafverfahren?‘“ (MA_HdJR_Salzgitter_1_32) Zudem sollen 
Schüler*innen und ihre Eltern über die Konsequenzen von Straftaten besser informiert 
werden, bei Bedarf mit Dolmetscher*innen: 

„[D]ie Kinder, die bei uns auffallen, fallen an Schule auch auf. […] Wir nutzen 
jetzt den Zusammenschluss mit der Schulleitung und laden dort diese 
Kinder mit ihren Eltern in die Schule ein und führen im Grunde genommen 
auch dort eine Gefährderansprache durch und erklären den Eltern auch 
wieder mit Dolmetscher: ‚Was kommt jetzt auf Sie zu, wenn Ihr Kind 14 ist?‘“ 
(MA_HdJR_Salzgitter_1_32) 

Weitere Vorhaben beinhalten Aufklärung von Lehrkräften, Online-Elternabende sowie 
theaterpädagogische Projekte für Schüler*innen. Die Umsetzung hängt jedoch 
maßgeblich von finanziellen Ressourcen ab. 

Neben der Prävention werden im HdJR Salzgitter offene Bedarfe in gemeinsamen 
Fortbildungen (z. B. zur interkulturellen Kompetenz) sowie einem festen Budget für das 
HdJR gesehen. Ob und wie viel Geld seitens des Landes und/oder der Kommune für 
die Umsetzung des HdJR bereitgestellt wird, ist den Befragten nicht bekannt. Hierzu 
wird mehr Transparenz gefordert.  

Auch am Standort Salzgitter sind sich die Beteiligten einig, das es sich beim Konzept 
des HdJR um ein sinnvolles Modell handelt: „Auch ohne das Haus des Jugendrechts 
würden wir in der Art so weiterarbeiten, weil das für uns eine grundsätzliche Haltung 
ist.“ (MA_HdJR_Salzgitter_3_93) 
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2 Erfahrungen der Jugendlichen und 
Heranwachsenden 

Die nachfolgenden Erkenntnisse basieren auf fünf einstündigen Interviews mit fünf 
männlichen Jugendlichen und Heranwachsenden, deren Fälle in einem der vier HdJR 
behandelt wurden. Diese werden nach vier Schwerpunkten analysiert, und zwar (1.) 
soziale Hintergründe, persönliche Unterstützungsstrukturen und 
Diskriminierungserfahrungen der Befragten, (2.) Erfahrungen im Strafprozess, (3.) 
Einschätzungen der Befragten zur Arbeit des HdJR am eigenen Standort sowie (4.) 
Reflexion der eigenen Verhaltensänderung. 

2.1 Sozioökonomische Hintergründe, 
persönliche Unterstützungsstrukturen und 
Diskriminierungserfahrungen der Befragten 

Die fünf Befragten weisen heterogene soziale und familiäre Hintergründe auf. Vier 
Personen sind in ihren Herkunftsfamilien aufgewachsen. Zwei von ihnen benennen 
ihre Eltern, insbesondere ihre Mütter, als Vorbilder. Sie begründen dies mit deren 
Stärke und der erfahrenen Unterstützung im Lebensverlauf insgesamt und/oder 
beispielsweise während des Strafprozesses insbesondere. Zwei weitere junge 
Menschen schildern hingegen ein von schweren familiären Belastungen geprägtes 
Umfeld, das (zumindest bei einer Person) durch massive Konflikte und körperliche 
Gewalt gekennzeichnet ist. Weitere Familienmitglieder wie Onkel oder Schwester 
sowie Personen aus dem Freundeskreis werden von ihnen als wichtige 
Ansprechpersonen wahrgenommen. Ein junger Mann hat mittlerweile den Kontakt zu 
seiner Herkunftsfamilien vollständig abgebrochen. Eine fünfte interviewte Person ist 
seit früher Kindheit nicht in der Herkunftsfamilie, sondern in öffentlichen Einrichtungen 
aufgewachsen und machte dort viele negative Erfahrungen, wie etwa die Bestrafung 
emoionaler Äußerungen durch Einsperren in den Keller. Für ihn stellt eine Mitarbeiterin 
der JuHis eine zentrale Bezugsperson dar, der er am meisten vertraut. Auch er hat 
keinen Kontakt zu seiner Herkunftsfamilie. 

Die fünf befragten jungen Menschen befinden sich aktuell in unterschiedlichen 
Wohnsituationen: Sie leben entweder in einer Wohngruppe, im betreuten Wohnen zur 
Haftvermeidung, in einem Wohnwagen oder im elterlichen Haushalt. In zwei Fällen 
sind Themen wie Wohnsituation, Wohnungssuche sowie die Angst vor oder 
Bedrohung durch Wohnungslosigkeit zentrale Aspekte in der Betreuung. Dabei setzen 
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zwei der Befragten ihre eigene Delinquenzentwicklung explizit in Zusammenhang mit 
dem Wohnviertel ihrer Herkunftsfamilie. Ein Ortswechsel durch betreutes Wohnen und 
die damit verbundene Distanzierung vom bisherigen sozialen Umfeld wurde als 
hilfreich für die Delinquenzvermeidung wahrgenommen. In einem weiteren Fall 
reagierte die Familie selbst mit einem Umzug, um den Kontakt des Sohnes zu 
delinquenzfördernden Strukturen im Wohnviertel zu unterbrechen. 

„Also ich kann jetzt auch wieder [in mein ehemaliges Viertel, Anm. d. V.] 
gehen. Und die [alten Freunde, Anm. d. V.] werden auch nicht so viel 
Scheiße mehr bauen, weil natürlich sind die auch alle älter geworden. Die 
Jüngeren sind jetzt wieder dran. Also die 14- und 13-jährigen da, die fangen 
jetzt da an. Das ist so, das bleibt so in der Altersgruppe von 13 bis 16, 17 
und dann hören die alle auf“ (Befragter_1, 224) 

Neben ungünstigen sozialräumlichen Faktoren wurden in einem Fall ökonomische 
Belastungen in der Herkunftsfamilie ausdrücklich als ein wichtiger Einflussfaktor auf 
delinquentes Verhalten genannt. So beschreibt ein Befragter seine Motivation, 
frühzeitig Geld zu verdienen, um die finanzielle Notlage der Familie abzumildern. Er 
fühlte sich verpflichtet, zum Familieneinkommen beizutragen: 

„Die haben dich großgezogen. Und die geben jeden Cent für dich aus. […] 
Natürlich sehe ich ein paar Mal, wenn ich meine Mutter nach Geld damals 
gefragt habe, wie sie ihr Portemonnaie öffnet […]. Natürlich gucke ich da 
rein und ich sehe, da ist nicht so viel Geld. Dann nehme ich das Geld nicht 
an, gehe ich raus […], damit ich Geld verdiene, dann das meiner Mutter 
gebe. Wir wollten halt früher alle […] früh Mann werden, früh Mann sein. 
Früh. Wir wollten einfach Geld nach Hause bringen und haben so 
Möglichkeiten gesucht, wie wir das finden.“ (Befragter_1_350–352) 

Auf die Frage, ob junge Menschen selbst Diskriminierung erlebt haben, berichten drei 
Jugendlichen, bislang keine Diskriminierung erlebt zu haben. Zwei weitere Befragten 
reflektierten ihre Erfahrungen beispielweise auf dem Wohnungsmarkt und beim nicht 
Einlass in einen Club, als eine Folge von Diskriminierung aufgrund der 
sozioökonomischen Lage. Einer der Befragten gesteht ein, selbst andere Menschen 
rassistisch diskriminiert zu haben und hierfür strafrechtlich belangt worden zu sein. 
Gemäß den Einschätzungen der Befragten erlebten sie im eigenen Strafprozess keine 
Diskriminierung.   

Zusammenfassend handelt es sich bei den fünf Befragten um eine in mehrfacher 
Hinsicht belastete Zielgruppe. Die Lebenswelten sind geprägt von teils sehr 
schwierigen familiären Verhältnisse aus sozialräumlichen Kontexten mit erhöhter 
Delinquenzprävalenz sowie ökonomischer und sozialer Prekarität. 
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2.2 Erfahrungen im Strafprozess  

Im Rahmen der Interviews berichten die jungen Menschen von teils ambivalenten 
Erfahrungen mit dem Strafprozess sowie von unterschiedlichen Einschätzungen zu 
den ihnen auferlegten Strafmaßnahmen. Ihre Perspektiven liefern wichtige Hinweise 
auf Wahrnehmungen von Fairness, Transparenz und Wirksamkeit strafrechtlicher 
Interventionen. 

Drei der Befragten gaben an, sich im Verlauf des Strafverfahrens nur unzureichend 
informiert gefühlt zu haben. Dabei war ihnen der Ablauf nicht immer verständlich, was 
teilweise auch durch eigenes Verhalten – etwa das Ignorieren offizieller Schreiben – 
mitbedingt war. Gleichzeitig äußerten sie den Wunsch nach besserer Aufklärung. So 
beschreibt ein Jugendlicher seine Unsicherheit vor dem Gerichtstermin und beklagt 
eine fehlende Transparenz im Vorfeld der Hauptverhandlung: 

„Was [ich mir] auf jeden Fall gewünscht hätte, wäre noch ein bisschen mehr 
Aufklärung, damit halt eben wirklich vernünftig erklärt wird: ‚Okay, gut, so 
und so war es. Das wird ihm vorgeworfen. Deswegen sind Sie jetzt hier.‘ 
Das wird natürlich jedes Mal vorm Gericht erläutert, was die Straftat war. 
Aber bevor du in den Gerichtssaal gehst, war bei mir häufiger so, ich wusste 
noch nicht mal, warum ich dann da [bin].“ (Befragter_5_219) 

Demgegenüber berichteten vier Befragte, sich im Prozessverlauf durch die 
Vertretungen der JuHiS, Familienangehörige sowie anwaltliche Vertretung gut 
unterstützt gefühlt zu haben.  

Ein wiederholt angesprochener Kritikpunkt betrifft die Verzögerung von 
Gerichtsverfahren. Diese zeitliche Diskrepanz zwischen Tat und Sanktionserfahrung 
wurde von mehreren Jugendlichen als problematisch wahrgenommen, da sie mit ihrer 
persönlichen Entwicklung kollidierte. Ein Befragter beschreibt diesen Widerspruch wie 
folgt: 

„Also es war schon […] die Zeit, wo ich mich bessern wollte. Aber natürlich, 
weil ich so viel Scheiße gebaut habe, kommt ja alles immer langsam hoch. 
Das mit Amtsgericht, das dauert. Wenn ich jetzt eine Straftat mache, kommt 
erst in sechs Monaten oder so meine Gerichtsverhandlung und deswegen, 
ich war gerade auf dem richtigen Weg, und dann hat mich das alles 
eingeholt.“ (Befragter_1_214) 

Besonders einschneidend war für einen Jugendlichen eine gravierende 
Datenschutzverletzung im Rahmen des Gerichtsverfahrens. Trotz Anwendung des 
Jugendstrafrechts nahm ein Pressevertreter an der Verhandlung teil, was zu einem 
identifizierenden Bericht in der Presse sowohl in einem Druckformat als auch in 
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digitaler Form führte. Die Veröffentlichung umfasste sensible Informationen über 
seinen Lebenslauf, Wohnorte und psychische Erkrankungen und hatte weitreichende 
soziale und psychische Folgen: 

„Ich sollte eigentlich vom Jugendstrafrecht verhandelt werden. Und dann 
saß jemand von der Landeszeitung im Gerichtssaal. Das habe ich auch 
nicht mitbekommen. Ich habe nur gesehen, dass sich da jemand reingesetzt 
hat. Ich habe mich schon gefragt, was da los war. Und dann habe ich zwei 
Tage später natürlich von meiner Mutter erfahren, dass ich in der Zeitung 
stehe. Und da steht halt alles von meiner damals vermeintlichen bipolaren 
Störung, die ich Gott sei Dank nicht habe. Aber das war mal so ein 
Verdachtsfall. Hat er da direkt reingeschrieben, dass ich beispielsweise an 
einer bipolaren Störung leide. Dass ich ein Problem mit Drogen hatte in der 
Vergangenheit, dass ich […] in einem Wohnwagen wohne. […] Ich wurde 
ganz schön bloßgestellt […]. Dieser Zeitungseintrag hat mich halt erstmal 
noch ganz schön zurückkatapultiert, auch mental. […] wenn das mal 
jemand liest in der Zukunft oder so, wegen Job oder irgendwie so. […] Das 
hat mich echt fertiggemacht.“ (Befragter_4_10) 

Der Befragte beschreibt die Erfahrung als traumatisierend und berichtet, infolgedessen 
eine Therapie aufgenommen zu haben. Durch die Thematisierung im Interview erhofft 
er sich, dass sich vergleichbare Datenschutzverstöße künftig nicht wiederholen. 

Die befragten Jugendlichen haben unterschiedliche strafrechtliche Sanktionen 
erfahren – darunter Sozialstunden, Trainingsprogramme (z. B. Anti-
Aggressionstraining), Betreuungsweisungen, Jugendarrest sowie Haftstrafen. 
Rückblickend ordneten alle Befragten die jeweils letzte erlebte Maßnahme für sich als 
positive Erfahrung ein, insbesondere dann, wenn diese eine Inhaftierung vermeiden 
half. Die Einschätzungen einzelner Sanktionsformen variieren jedoch deutlich und 
werden nachfolgend exemplarisch beschrieben: 

Sozialstunden: Die Ableistung von Sozialstunden wurde ambivalent beurteilt. Ein 
Befragter erkennt deren potenziellen Nutzen zur Reintegration an, sieht jedoch 
Schwierigkeiten in der praktischen Umsetzung. Junge Menschen differenzieren 
bewusst zwischen sinnvollen Tätigkeiten (z. B. Sportplatzpflege) und solchen, die als 
repetitiv und ineffektiv wahrgenommen werden (z. B. Türen streichen, die später von 
anderen Jugendlichen wieder abgeschliffen werden). 

„Also Sozialstunden sind eigentlich schon sehr gut wieder reinzukommen 
und sinnvoll durchdacht. Das Problem ist nur, einen Jugendlichen dazu zu 
bewegen, der sonst nichts gemacht hat, plötzlich was zu machen. Da wird 
man eben ständig an die meistens [Sozialstunden] sogar vergessen. Also 
man weiß, dass man es machen muss. Man hat es im Hinterkopf, aber im 
Laufe der Zeit denkt man eben nicht mehr daran. […] Also es gab die eine 
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Sache, die wirklich sinnlos war. […] Da haben wir dann einen Tag lang die 
Tür abgekratzt mit Spachtel, wo Farbe drauf war. Ist auch schön und gut, 
aber das, was ich dann herausgefunden habe, ist, dass die die 
Arbeitsstunden dort nutzen, also anbieten, um die Türen abzukratzen und 
wieder neu zu lackieren und dann die neu lackierte Tür wieder abzukratzen 
und wieder neu zu lackieren.“ (Befragter_5_102-106) 

Betreuungsweisung: Die regelmäßige Beratung durch eine Betreuungsperson wurde 
mehrheitlich als hilfreich empfunden. Ein Befragter äußert, dass diese Form der 
Unterstützung ihm konkret weitergeholfen habe und bedauert, dass er diese Hilfe nicht 
früher erhalten habe: 

„Die Hilfe vom Gericht war eigentlich genau das Richtige für mich, weil ich 
habe das als Chance gesehen, mir helfen zu lassen. Sei es jetzt [durch den 
Betreuer] oder einfach aus meiner Situation raus.“ (Befragter_4_22) 

Trainingsmaßnahmen: Trainingsprogramme, insbesondere solche zur 
Sozialkompetenz, wurden einheitlich positiv bewertet, vor allem wenn sie partizipative 
Elemente enthalten. Die Möglichkeit, eigene Themen – wie z. B. Sexualkunde – 
einzubringen, wurde von einem Befragten als besonders gewinnbringend empfunden. 

Wohngruppe: Die Erfahrung mit der Unterbringung in einer Wohngruppe wurde von 
einem Befragten ambivalent bewertet. Zwar habe er sich dort korrekt verhalten und 
keine Probleme im Umgang gezeigt, jedoch lehnte er den Aufenthalt grundsätzlich ab, 
da er angab, eine Familie und eine gute Bindung zu seinen Eltern zu haben. Die 
Wohngruppe wurde von ihm mit einem „offenen Vollzug“ verglichen, insbesondere 
aufgrund der dort geltenden strengen Regeln, die gezielt auf sogenannte 
„Haftvermeider“ ausgerichtet seien. Trotz dieser als repressiv empfundenen 
Bedingungen wird von ihm anerkannt, dass die Wohngruppe eine mildere Alternative 
zum Jugendstrafvollzug darstellt („besser als Knast“), auch wenn die Maßnahme von 
ihm nicht als passgenau erlebt wurde. 

„Ich finde, das alles ist okay, weil ich eigentlich in meinem Kopf gar nicht 
das haben durfte. Eigentlich diese Wohngruppe als Chance.“ 
(Befragter_1_318) 

Betreutes Wohnen: Das betreute Wohnen wurde von einem der befragten 
Jugendlichen als insgesamt unterstützend und strukturschaffend beschrieben. 
Besonders positiv hervorgehoben wurde die alltagspraktische Begleitung – etwa bei 
gesundheitlichen oder administrativen Anliegen – sowie die Verlässlichkeit der 
Ansprechpersonen im System. Die schrittweise Reduktion der Betreuung im Sinne 
einer Verselbstständigung wurde als „gewöhnungsbedürftig“, aber letztlich hilfreich 
beschrieben. Trotz anfänglicher Unsicherheiten sah der Jugendliche darin eine 
sinnvolle Vorbereitung auf eigenverantwortliches Leben: 
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„Aber es ist eine gute Hilfe da, die sehr gut dabei hilft, alles klar zu sehen 
und seine Schritte vorsichtig und sicher zu machen“ (Befragter_5_50-56) 

Jugendarrest: Die Erfahrungen der Befragten mit Jugendarrest fallen unterschiedlich 
aus. Während ein Befragter diesen als negativ beschreibt, sah ein anderer darin eher 
eine „leichte“ Sanktion, die in einer Phase intensiven Drogenkonsums sogar als 
Gelegenheit zur Ausnüchterung diente. Kritisch hervorgehoben wird jedoch der 
fehlende Übergang in einen stabilen Alltag nach dem Arrest: 

„Problem ist nur, dass man danach auch einen vernünftigen Alltag 
reinkommen muss. […] Wenn man das halt eben nicht hat, dann ist halt 
eben der Arrest meiner Meinung nach ziemlich daneben gelaufen […].“ 
(Befragter_5_84) 

Haftstrafe: Ein Jugendlicher beschreibt die Inhaftierung als existenziell bedrohlich, 
insbesondere wegen des Verlusts der Wohnung und persönlichen Besitzes bei 
fehlender familiärer Unterstützung. Zugleich erkennt er einen strukturierenden Effekt 
des Gefängnisalltags, der zur Reflexion des eigenen Verhaltens beigetragen habe. 

Die Erfahrungen der Jugendlichen im Strafverfahren und ihre Bewertungen der 
Sanktionen zeigen ein vielschichtiges Bild. Informationsdefizite, fehlende 
Anschlussmöglichkeiten nach dem Arrest sowie strukturelle Belastungen (z. B. durch 
Öffentlichkeitswirkungen oder Haftfolgen) stellen zentrale Herausforderungen dar. 
Gleichzeitig zeigen die positiven Rückmeldungen zu individuellen 
Unterstützungsmaßnahmen, dass ressourcenorientierte, alltagsnahe und begleitende 
Interventionsformen als besonders wirksam erlebt werden. 

2.3 Erfahrungen mit den Häusern des 
Jugendrechts 

Die befragten jungen Menschen berichten von differenzierten Erfahrungen mit 
unterschiedlichen Institutionen – JuHis, Polizei, StA und Amtsgericht – sowie mit dem 
Konzept des HdJR.  

Die Jugendgerichtshilfe wird von vier der fünf Befragten als zentrale 
Unterstützungsinstanz im Strafverfahren wahrgenommen. Ihre Mitarbeitenden agieren 
nicht nur vermittelnd im gerichtlichen Kontext, sondern leisten auch alltagspraktische 
Unterstützung, wobei sie die individuellen Lebenslagen der Jugendlichen gezielt 
einbeziehen und tragfähige Vertrauensverhältnisse aufbauen. Besonders deutlich wird 
dies im Fall eines Jugendlichen, der seit über zehn Jahren im Kontakt mit einer JuHis-
Mitarbeiterin steht. Er beschreibt die Unterstützung als umfassend und persönlich: 
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„Sie hilft dort eben so gut wie sie kann. Sozusagen bei allem, so als ob sie 
für einen die Mutter wäre.“ (Befragter_5_151) 

Solche stabilen Beziehungen gewinnen insbesondere dann an Bedeutung, wenn 
familiäre Unterstützung fehlt oder belastet ist. Zugleich sind sich die Jugendlichen der 
institutionellen Begrenztheit dieser Hilfebeziehungen bewusst. Im Falle eines Umzugs 
– beispielsweise aus einer Wohngruppe in eine andere Stadt oder ein anderes 
Bundesland – entfällt die direkte Anbindung an vertraute Ansprechpersonen. Ein 
Jugendlicher bringt diese Problematik folgendermaßen zum Ausdruck: 

„Und wenn ich zum Beispiel in [einem anderen Bundesland, Anm. d. V.] 
wohne, dann geht das zum Beispiel nicht. Der Kontakt [wird] abgebrochen 
und dadurch weiß man dann nicht, wo man sich dann wirklich melden soll.“ 
(Befragter_5_370) 

Diese Aussage verdeutlicht die strukturelle Standortgebundenheit individueller 
Unterstützung und die damit verbundene Unsicherheit für junge Menschen in 
Übergangssituationen, selbst wenn informelle Kontaktversuche weiterhin denkbar 
sind. 

Demgegenüber werden die Erfahrungen mit der Polizei deutlich kritischer beschrieben. 
Obgleich einzelne Polizeibeamte als korrekt und unterstützend erlebt wurden, prägen 
insbesondere Erfahrungen mit übermäßiger Gewalt das Bild, das drei von fünf 
Jugendlichen von der Polizei haben. Diese Erlebnisse tragen zur Herausbildung 
polizeikritischer Haltungen bei, die teilweise tief verankert sind. Ein Jugendlicher 
schildert ein prägendes Erlebnis im Alter von 14 Jahren, das nach einem Verstoß 
gegen eine Corona-Verordnung zu einer Eskalation durch einen Polizeibeamten 
führte: 

„Ja, ich habe damals als 14-jähriger Junge war ich während der Zeit 
heimlich auf einer Baustelle im tiefsten Winter, weil da war es warm und da 
waren wir halt auch nicht draußen. Und ich wollte mich natürlich mit meinen 
Freunden treffen. Und dann wurde ich da von der Polizei rausgezogen und 
ich habe dann gesagt ‚Sekunde, chill mal kurz‘. Zu dem Polizisten habe ich 
gewagt, ‚Chill mal kurz‘ zu sagen. Dann hat er den 14-jährigen […] gepackt 
und an die Wand gedrückt, meine Jacke runtergerissen bei Minus fünf Grad 
und die in den Dreck geschmissen […] Und das war so der erste Tag von 
dieser, ich sag mal, schwerer Phase, die ich hatte, weil ich da halt eben so 
eine ganz, ganz schön Anti, Anti-Polizei war erstmal eine Zeit lang.“ 
(Befragter_4_32) 

Auch ein weiterer Befragter berichtet von einem unverhältnismäßigen Polizeieinsatz, 
bei dem er ohne ersichtlichen Grund festgenommen und für längere Zeit in 
Handschellen gelassen wurde: 
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„Plötzlich kamen fünf Polizeiautos um die Ecke. Sie stiegen aus, haben 
mich sofort gefesselt […] Und dann haben Sie [gesagt]: ‚Ja. Hier hat jemand 
Scheiße an die Wand geschmiert. Wir dachten, Sie wären es.‘“ 
(Befragter_5_198–200) 

Im Gegensatz dazu spielt die StA in den Berichten der Jugendlichen eine eher 
untergeordnete Rolle. Kontakte finden meist indirekt oder im Rahmen von 
Gerichtsterminen und Fallkonferenzen statt. Die Richter*innen werden überwiegend 
positiv bewertet, insbesondere weil die verhängten Strafen als nachvollziehbar 
empfunden wurden. 

Hinsichtlich des HdJR besteht bei den meisten Befragten ein Informationsdefizit: Vier 
von fünf Jugendlichen wissen nicht, wofür das HdJR steht oder welche Funktionen es 
erfüllt. Erst nach einer kurzen Erklärung im Interview konnten sie das Konzept 
einordnen und eine Stellungnahme dazu abgeben. Einer der Jugendlichen nahm das 
HdJR als funktionierendes, eng vernetztes System wahr, in dem Informationen schnell 
weitergegeben werden: 

„Ich sehe das so, als wäre das ein Ball oder eine Uhr, was sich die ganze 
Zeit dreht. Ja, die arbeiten alles gut zusammen. […] Kommt alles so sofort 
weiter.“ (Befragter_1_450) 

Diese Wahrnehmung der institutionellen Vernetzung führt bei einem weiteren 
Jugendlichen zu einer ambivalenten Einschätzung. Einerseits erkennt er den 
potenziellen Vorteil in einer umfassenden Informationslage: Andererseits befürchtet er 
eine Benachteiligung bei fehlender Differenzierung zwischen Unterstützung und 
Kontrolle: 

„Wenn jeder informiert ist, richtig über die Situation, in der sich eine Person 
befindet, kann man ihr besser helfen. Wenn […] ich jetzt [aber] anfange, die 
Polizei zu beleidigen und dann vor Gericht unschuldig tue, die aber genau 
wissen, was ich getan habe […], dann ist das ein Nachteil für mich.“ 
(Befragter_4_202) 

Dabei wird deutlich, dass das Prinzip der Schweigepflicht – insbesondere zwischen 
JuHiS und Polizei – den Jugendlichen in der Regel nicht bekannt ist. 

Die Fälle von drei von fünf interviewten jungen Menschen wurden im Rahmen von 
Fallkonferenzen bearbeitet; dabei waren zwei junge Menschen daran beteiligt. Die 
Teilnahme an der eigenen Fallkonferenz wurde von einem Jugendlichen als 
Katalysator einer neuen Lebensausrichtung beschrieben. Die Erfahrung, dass viele 
Menschen gemeinsam an einem Tisch sitzen und mit ihm gemeinsam nach passenden 
Hilfen für ihn suchen, habe ihn tief bewegt, auch wenn er diese Erfahrung als 
anstrengend empfunden hat:  
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„Das hat mir diesen Kick gegeben. So, okay, man will mir wirklich helfen 
und mich nicht nur verarschen, weil ich oft im Leben verarscht wurde. […] 
Ich habe relativ wenig geredet [in der Fallkonferenz]. Mir mehr […] alles 
angeguckt, gehört, zu Herzen genommen. Ich versuche jetzt dadurch mein 
Leben zu ändern.“ (Befragter_3_139)  

In einem weiteren Fall spricht ein junger Mann von einer positiven Erfahrung, auch 
wenn er nach der Fallkonferenz erneut straffällig geworden ist: 

„Dabei ging es ja nur ums Positive, nicht um Ärger zu machen oder so. […] 
Sie haben nur für mich gesprochen, nicht gegen mich, was mir helfen 
könnte, Vorschläge gemacht, [um nicht erneut straffällig zu werden, Anm. 
d. V.]. Um weiterhin die Schule weiterhin besuchen, ab und zu ein Praktikum 
machen. (..) Und mich von den Leuten, mit denen ich Straftaten begangen 
habe, fernzuhalten. (Befragter_2_214-224) 

Ein dritter Befragter erkennt das Prinzip der Fallkonferenz als sinnvoll an, fühlt sich 
jedoch durch seine Abwesenheit vom Prozess ausgeschlossen. Die mangelnde 
Transparenz führt bei ihm zu Unsicherheit und einer zurückhaltenden Haltung 
gegenüber der Maßnahme. Seine ambivalente Einschätzung macht deutlich, dass die 
Einbindung der Betroffenen selbst für die Akzeptanz solcher Verfahren entscheidend 
sein kann. 

„Also ich finde es relativ gut, wenn man sich auch mal zusammensetzt mit 
anderen Leuten, Die haben ein anderes Auge auf die Situation, zu 
besprechen, was deren Empfehlung ist, wo wirklich das Beste rauszuholen. 
[…] Ich habe da keine Position zu, weil ich eben nicht zu 100 % genau weiß, 
was da wirklich abgeht. Also ich wäre schon gerne dabei gewesen, aber ich 
wusste nicht, ob das irgendwie mir weitergeholfen hätte.“ (Befragter_5_383-
391) 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die befragten Jugendlichen deutlich 
zwischen den Akteuren des HdJR differenzieren. Während die JuHiS überwiegend als 
verständnisvoll und unterstützend erlebt wird, sind die Erfahrungen mit der Polizei 
stark von Misstrauen und teilweise von Gewalterfahrungen in der Vergangenheit 
geprägt. Das HdJR als institutionelle Struktur ist den meisten Jugendlichen zunächst 
unbekannt; nach Aufklärung werden jedoch insbesondere Fallkonferenzen und die 
schnelle Kommunikation zwischen den Akteuren als positiv wahrgenommen – 
vorausgesetzt, die Beteiligten zeigen eine klare, unterstützende Haltung. Gleichzeitig 
zeigen sich Unsicherheiten über die Rollenverteilung und Vertraulichkeit zwischen den 
Institutionen, was die Bedeutung transparenter Kommunikation gegenüber den 
Jugendlichen unterstreicht. 



83 

2.4 Beschreibung der eigenen Veränderung 

Alle fünf befragten jungen Menschen berichten von spürbaren Veränderungen in ihrem 
Verhalten und Erleben innerhalb der letzten Monate bis zum vergangenen Jahr. Diese 
Entwicklungen äußern sich individuell unterschiedlich, umfassen jedoch durchweg 
positive Tendenzen. Übereinstimmend berichten sie davon, dass sie „ruhiger 
geworden“ seien – eine zentrale Selbstbeschreibung ihrer Veränderung im Verhalten 
und Erleben. Dabei offenbaren sich unterschiedliche Muster und 
Bedeutungszuschreibungen für diese Entwicklung: Sie reichen von sozialen 
Einflüssen durch Familie und Bezugspersonen, therapeutischer und medikamentöser 
Unterstützung über Reifungsprozesse bis hin zu biografischen Einschnitten wie z.B. 
Inhaftierung. Die Ruhe fungiert dabei sowohl als Ausdruck innerer Stabilisierung als 
auch als Indikator für gelungene Selbstregulation. Die Ursachen für diese 
Veränderungen sind – wie auch in den Gruppeninterviews mit Fachkräften des HdJR 
deutlich wurde – multifaktoriell. Nachfolgend werden diese Erkenntnisse detailliert 
beschrieben. 

Entwicklungsbedingte Reifung und veränderte Zukunftsperspektiven: Die von 
den Jugendlichen beschriebene neue „Ruhe“ wird unter anderem auf altersbedingte 
Reifungsprozesse und ein gesteigertes Reflexionsvermögen zurückgeführt. Ein 
Befragter beschreibt, wie sich seine Impulsivität und Aggressivität deutlich reduziert 
haben, was er als Ausdruck innerer Entwicklung versteht: „Ich bin ruhiger geworden. 
Nicht mehr so krass hyperaktiv, wegen dem ADHS. Meine Aggression habe ich auch 
gut unter Kontrolle.“ (Befragter_3_377) Ein anderer betont den Einfluss des 
Älterwerdens auf sich und sein soziales Umfeld. Mit wachsendem Alter verändern sich 
nach seiner Einschätzung die Lebensprioritäten – insbesondere im Hinblick auf eine 
stabile berufliche Zukunft: „Ich werde jetzt älter. Ich möchte eine vernünftige Zukunft 
haben.“ (Befragter_1_232) Darüber hinaus benennt ein dritter Jugendlicher die 
Erfahrung sozialer Isolation im jungen Erwachsenenalster und die daraus 
resultierende Notwendigkeit zur Selbstverantwortung als Schlüsselmoment seiner 
Verhaltensänderung: „Bei der nächsten Sache würde mich halt keiner unterstützen. 
[…] Ich bin auf mich allein gestellt und muss selber da durchgehen.“ 
(Befragter_2_242–244) Diese Aussagen verdeutlichen, dass subjektiv erlebte Ruhe 
sowohl als Ergebnis persönlicher Reifung als auch als Reaktion auf veränderte soziale 
Rahmenbedingungen verstanden wird. 

Soziale Bindungen und Verantwortung gegenüber nahestehenden Personen: 
Familiäre Beziehungen und partnerschaftliche Bindungen stellen einen weiteren 
zentralen Einflussfaktor dar. Zwei Befragten schildern, dass emotionale Reaktionen 
von Angehörigen – insbesondere der Mutter oder einer festen Freundin – zur Reflexion 
und Verhaltensanpassung beigetragen haben: „Man sieht natürlich, wie sie weint. 
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Natürlich. Das ist immer noch der Sohn, der das alles macht, weißt du? […] Ja 
irgendwann reicht doch.“ (Befragter_1_644–646) 

Zugang zu passgenauen Hilfestrukturen: Ein Jugendlicher hebt die regelmäßige 
Beratung durch eine Fachkraft eines freien Trägers als zentrales Element seiner 
positiven Entwicklung hervor. Über diese Unterstützung konnten konkrete Themen wie 
die Suche nach Arbeit oder Wohnraum aktiv angegangen werden: „Ich sehe das 
einfach als Chance, mir halt wirklich die Hilfe zu holen, da die Baustellen zu bearbeiten, 
bei denen ich allein nicht weiterkomme.“ (Befragter_4_58) Neben sozialen und 
erfahrungsbezogenen Einflüssen zeigt ein weiterer Fall, dass medikamentöse 
Behandlung eine wichtige Rolle spielte. Die Einnahme von Psychopharmaka im 
Rahmen einer therapeutischen Begleitung führte zu einer spürbaren emotionalen 
Stabilisierung: „Seitdem geht es mir besser. Also, ich bin viel ruhiger. Aber meine 
Therapeutin muss das halt manchmal noch angucken, dass ich nicht zu ruhig werde.“ 
(Befragter_4_176) 

Maßnahmebedingte Kontextveränderung: Die räumliche Trennung vom bisherigen 
sozialen Umfeld – etwa durch eine Unterbringung im betreuten Wohnen im ländlichen 
Raum – wird von mehreren Jugendlichen als förderlich für eine nachhaltige 
Veränderung beschrieben. Die Distanz zu alten Mustern und Personen ermöglicht 
neue Orientierungen und Perspektiven. Auch die strafrechtlichen Konsequenzen 
selbst werden von zwei Jugendlichen als ausschlaggebend für das Umdenken 
genannt. So bezeichnet ein Befragter die Untersuchungshaft als entscheidende 
Einsichtserfahrung: „Die sechs Monate in Untersuchungshaft zu sitzen, war mir eine 
Lehre.“ (Befragter_2_284) Ein weiterer Befragter benennt explizit den Freiheitsentzug 
als einschneidende Erfahrung, die zu einer intensiveren Auseinandersetzung mit dem 
eigenen Handeln geführt habe:  

„Ich bin ruhiger geworden, ruhiger geworden. Man denkt jetzt eher drüber 
nach, bevor man etwas macht, anstatt gleich zu machen. Im Gefängnis 
lernst du das zum Beispiel […] weil niemand lässt sich dort als Hurensohn 
bezeichnen. Jeder geht direkt auf jemanden drauf. Weil du im Streit 
irgendwie ein Wort sagst, sagst du lieber du Hund, du Katze oder beleidigst 
ihn irgendwie so als Tier, als irgendwie auf Familie einzugehen. Ja so, und 
das lernst du sehr schnell im Gefängnis.“ (Befragter_5_356-358) 

Zusammenfassend veranschaulichen die gewonnenen Erkenntnisse, dass bei allen 
fünf Befragten positive Entwicklungen hinsichtlich ihrer Lebensführung und Einstellung 
zu beobachten sind. Diese Prozesse verlaufen jedoch individuell und sind durch eine 
Vielzahl von Faktoren beeinflusst. Unterstützungsangebote wie persönliche Beratung, 
Fallkonferenzen, sozialpädagogische Begleitung oder ein Maßnahmenwechsel 
außerhalb des gewohnten sozialen Umfelds entfalten – insbesondere in Verbindung 
mit inneren Reifungsprozessen – positive Effekte auf die Jugendlichen und 
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Heranwachsenden. Gleichzeitig gilt es zu berücksichtigen, dass sich die befragten 
jungen Menschen in einer Übergangsphase ins frühe Erwachsenenalter befinden. Ihre 
Aussagen reflektieren subjektive Eindrücke in einem Moment der biografischen 
Neuorientierung. Aussagen zur Wirksamkeit und langfristiger Nachhaltigkeit der 
Maßnahmen im Rahmen der HdJR bleiben deshalb vorläufig und können mit 
vorliegenden Datenlage nicht abschließend beurteilt werden. 
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3 Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

In Niedersachsen wurden die HdJR an sechs Standorten eingerichtet, um durch eine 
verbesserte behördenübergreifende Zusammenarbeit eine wirksamere Bearbeitung 
jugendlicher Delinquenz zu ermöglichen. Zentrale Kooperationspartner sind die 
Staatsanwaltschaft, die Polizei sowie die Jugendhilfe im Strafverfahren, an vier 
Standorten ergänzt um das Amtsgericht. Die Evaluation verfolgt das Ziel, Aufbau, 
Funktionsweise und Wirkungen dieser Kooperationsformate differenziert zu 
untersuchen. Besonderes Augenmerk liegt auf strukturellen Bedingungen, 
Verfahrensabläufen sowie der Perspektive der straffälligen jungen Menschen. 

Aufbau, organisatorische Formate und Personalausstattung 

Die sechs HdJR in Niedersachsen sind standortbezogene Kooperationsbündnisse. 
Während StA, Polizei und JuHiS durchgehend beteiligt sind – zum Teil mit mehreren 
JuHiS pro Standort –, findet die Einbindung des Amtsgerichts an vier von sechs 
Standorten statt, und zwar in Braunschweig, Hannover, Lüneburg und Salzgitter. Um 
die Neutralität der Richter*innen zu bewahren, wurden an diesen vier Standorten 
eigene Modelle entwickelt, die von regelmäßiger richterlicher Mitwirkung in 
Fallkonferenzen bis zur rein informellen Abstimmung reichen. Am Standort Osnabrück 
findet ein Austausch mit Jugendrichter*innen in informellen Zusammenkünften wie 
beispielsweise Sommerfesten statt. 

Die organisatorische Umsetzung der HdJR erfolgt in drei Formaten: virtuell in 
Braunschweig, Hannover, Göttingen und Salzgitter, hybrid in Lüneburg und physisch 
bzw. „unter einem Dach“ in Osnabrück. Die Kooperationspartner äußern sich 
formatübergreifend zufrieden mit dem jeweils gewählten Format der Zusammenarbeit. 
Es lassen sich dennoch spezifische Vor- und Nachteile von drei Formaten feststellen, 
und zwar: Die räumliche Nähe „unter einem Dach“ ermöglicht zwar eine intensive 
Abstimmung auf kurzen Wegen, erschwert jedoch für Jugendliche und 
Heranwachsende die klare Trennung zwischen den Institutionen. Diese potenzielle 
Rollenkonfusion ist auch in der Fachliteratur problematisiert worden, insbesondere im 
Hinblick auf das Vertrauen in die Rolle der Jugendhilfe. In der Praxis lassen sich jedoch 
keine negativen Effekte feststellen; auch die Inanspruchnahme von 
sozialpädagogischen Angeboten, wie z.B. im HdJR Osnabrück, blieb bisher 
unbeeinträchtigt. Bei überwiegend virtuell organisierten HdJR erfolgt die 
Zusammenarbeit zwar deutlich kostengünstiger und organisatorisch einfacher.  
Virtuelle HdJR haben allerdings weniger symbolische Strahlkraft und Sichtbarkeit in 
der lokalen Öffentlichkeit, was ihre Legitimation und Bekanntheit im Sozialraum 
einschränken kann. 
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Empfehlung 1: Die Wahl des organisatorischen Formats (virtuell, hybrid oder 
physisch) sollte weiterhin den Kooperationspartnern vor Ort überlassen bleiben, 
da sie auf dieser Grundlage am besten in der Lage sind, die jeweiligen örtlichen 
Rahmenbedingungen, personellen Ressourcen und infrastrukturellen 
Gegebenheiten angemessen zu berücksichtigen.  

Empfehlung 2: Die Sichtbarkeit virtueller HdJR sollte durch gezielte 
Öffentlichkeitsarbeit (z. B. Infoveranstaltungen, digitale Informationsstände) 
erhöht werden, um die Bekanntheit im Sozialraum zu fördern. 

Ein zentrales strukturelles Defizit betrifft standortübergreifend die personelle 
Ausstattung der Kooperationspartner im Rahmen der HdJR. Erstens fehlt es an 
Transparenz bezüglich der Allokation der Personalressourcen, die vom Land 
Niedersachsen zur Umsetzung des Konzepts bereitgestellt werden. Zweitens erfolgt 
eine zusätzliche Ressourcenzuweisung auf kommunaler Ebene lediglich punktuell und 
steht häufig in keinem systematischen Zusammenhang mit den tatsächlichen 
Anforderungen der HdJR-Arbeit. Diese unzureichende und uneinheitliche 
Ressourcenausstattung kann sowohl die Verlässlichkeit der interinstitutionellen 
Zusammenarbeit als auch die Möglichkeit, das Modell langfristig und strukturell im 
institutionellen Alltag zu verankern, beeinträchtigen. Entsprechend divergieren die 
Einschätzungen der befragten Akteur*innen hinsichtlich der Zukunftsfähigkeit des 
Konzepts. Während an einigen Standorten der Wegfall der Landesfinanzierung 
voraussichtlich zum Ende der Zusammenarbeit führen würde, sehen die Befragten an 
den anderen Standorten aufgrund der bislang positiven Erfahrungen Potenzial für eine 
Fortführung der Zusammenarbeit auch ohne zusätzliche Mittel. Drittens wirken sich 
personelle Fluktuation – insbesondere bei der Polizei und bei Staatsanwält*innen im 
Vorbereitungsdienst – sowie die Unterausstattung der JuHiS negativ auf institutionelle 
Kontinuität und Beziehungsaufbau aus. 

Empfehlung 3: Um die nachhaltige Umsetzung und strukturelle Verankerung der 
HdJR an den Standorten zu sichern, ist eine transparente Aufschlüsselung der 
vom Land Niedersachsen bereitgestellten finanziellen Mittel erforderlich. 
Ergänzend dazu sollte eine systematische Bedarfsanalyse erfolgen, die aufzeigt, 
welche personellen Kapazitäten an den jeweiligen Standorten tatsächlich 
erforderlich sind – unter Berücksichtigung regionaler Fallzahlen, bestehender 
Aufgabenprofile und institutioneller Rahmenbedingungen. Dies würde es 
ermöglichen, Personalressourcen bedarfsgerecht zu verteilen und bestehende 
Unterausstattungen gezielt zu adressieren. 

Empfehlung 4: Um eine kontinuierliche, strukturierte Zusammenarbeit zu 
gewährleisten und personelle Fluktuation – insbesondere bei der Polizei und den 
Staatsanwaltschaften – abzufedern, sollte die Einrichtung einer lokalen 
Koordinierungsstruktur geprüft werden. Dabei kann auch die Einrichtung einer 



88    

neutralen Koordinierungsstelle – etwa bei einem freien Träger – eine geeignete 
Option darstellen, deren konkrete standortspezifische Ausgestaltung jedoch in 
der Verantwortung der jeweiligen Akteur*innen vor Ort liegen sollte. 

Behördenübergreifende Zusammenarbeit und Kooperationspraxis 

Erfolgsentscheidend für eine nachhaltige Verstetigung der behördenübergreifenden 
Kooperation ist neben der stabilen Finanzierung die regelmäßige und 
institutionalisierte Kommunikation, die nicht ausschließlich von individuellen Initiativen 
abhängt. In der Anfangsphase stellte die Vermittlung unterschiedlicher institutioneller 
Rollenverständnisse eine besondere Herausforderung dar. Dies zeigte sich 
insbesondere im Spannungsfeld zwischen Polizei und Jugendhilfe, etwa bei Fragen 
der Informationsweitergabe und des Datenschutzes – ein bekanntes Konfliktfeld im 
Konstrukt HdJR. Um diesen Herausforderungen zu begegnen, wurden an mehreren 
Standorten Hospitationen sowie gegenseitige Vorstellungsgespräche implementiert. 
Diese Formate haben sich bewährt, um institutionelle Logiken transparent zu machen, 
Rollenkonflikte abzubauen und das gegenseitige Verständnis zu stärken.  

Empfehlung 5: Institutionen sollten systematisch wechselseitige Hospitationen 
ermöglichen, insbesondere für neue Mitarbeitende.  

Empfehlung 6: Regelmäßige gemeinsame Fortbildungsangebote, z.B. zur 
interkulturellen Kompetenz, sollten eingerichtet werden, um 
professionsübergreifendes Verständnis zu fördern bzw. zu vertiefen. 

Die HdJR fördern zudem eine frühzeitige, niedrigschwellige Kommunikation, die 
insbesondere die Stellung der JuHiS stärkt. Ihre pädagogische Fachlichkeit wird 
stärker gesehen und ihre Einschätzungen fließen häufiger in die Fallbearbeitung ein. 
Informelle Formate wie Sommerfeste werden als vertrauensbildende Maßnahmen 
positiv bewertet. Sie können zur Reduktion hierarchischer Kommunikationsmuster 
beitragen und sollten strategisch in die Kooperationskultur integriert werden.  

Empfehlung 7: Neben formellen Abstimmungsstrukturen sollten informelle 
Zusammenkünfte – wie gemeinsame Veranstaltungen, Netzwerktreffen oder 
informelle Austauschformate – in die Kooperationskultur der HdJR integriert 
werden.  

Die Zielsetzungen der HdJR sind vorrangig auf die Bearbeitung bereits eingetretener 
Delinquenz ausgerichtet, das heißt auf Fälle, in denen präventive Maßnahmen nicht 
gegriffen haben. Prävention im engeren Sinne gehört daher nicht zum originären 
Auftrag der HdJR und ist bislang nicht an allen sechs Standorten systematisch 
verankert (vgl. Abschnitt und Empfehlung 13). Gleichwohl stellt die 
behördenübergreifende Zusammenarbeit im Rahmen der HdJR einen strukturellen 
Fortschritt dar, insofern sie erstmals eine institutionelle Grundlage für die aktive 
Beteiligung von Staatsanwält*innen an präventiven Maßnahmen sowie an 
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kommunalen Präventionsnetzwerken schafft. Die Potenziale dieser erweiterten 
Kooperationsstruktur zeigen sich exemplarisch am Standort Göttingen. 
Standortsübergreifend bleibt jedoch festzuhalten, dass eine systematische 
Rückkopplung institutioneller Erkenntnisse in die kommunale Präventionslandschaft 
bislang nur vereinzelt erfolgt und überwiegend auf individuelle Initiativen angewiesen 
ist. 

Empfehlung 8: Die Möglichkeit der Einbindung der am HdJR beteiligten 
Akteur*innen in die kommunale Präventionsarbeit stellt einen bedeutenden 
Fortschritt dar und sollte im Sinne einer nachhaltigen Präventionsarbeit verstetigt 
und weiter ausgebaut werden. 

Verfahrensveränderungen und prozessuale Wirkungen 

Im Zuge der Umsetzung der HdJR erfolgten an mehreren Standorten deutliche 
Veränderungen in der Fallbearbeitung. Durch den intensiveren Austausch zwischen 
den beteiligten Akteur*innen konnten Handlungsbedarfe frühzeitig erkannt und 
bearbeitet werden. Beispiele hierfür sind die Einführung betreuter Arbeitsstunden 
(Braunschweig) oder die Einrichtung fester Ansprechpartner*innen bei der Polizei 
(Salzgitter). Auch auf gesetzliche Änderungen – etwa zur Stärkung der 
Verfahrensrechte – konnte aufgrund der engen Abstimmung zeitnah reagiert werden. 
Ein weiterer positiver Effekt der Kooperation stellt die Möglichkeit dar, Verfahren 
fallbezogen zu beschleunigen oder, wo pädagogisch angezeigt, zu entschleunigen. In 
Bezug auf die Diversion können keine standortübergreifenden Erkenntnisse ermittelt 
werden, da hierzu keine einheitlichen quantitativen Daten vorliegen. Im HdJR 
Osnabrück wurde beispielhaft die Diversion gezielt erweitert und systematisch 
beschleunigt – sowohl hinsichtlich der Fallzahl als auch des Anwendungsbereichs.  

Fallkonferenzen haben sich als zentrales Instrument der Zusammenarbeit in den HdJR 
in Niedersachsen etabliert. Sie ermöglichen die Entwicklung passgenauer 
Maßnahmen, insbesondere bei Schwellen- und Intensivtäter*innen, und haben ein 
hohes Potenzial, individuelle Hilfeprozesse anzustoßen und als Wendepunkt in der 
Lebensgestaltung wirksam zu werden. Insbesondere die gemeinsame Suche 
verschiedener Akteur*innen nach unterstützenden Maßnahmen wurde von den 
befragten jungen Menschen als ernsthafte Zuwendung erlebt und kann Vertrauen in 
das Hilfesystem fördern. Die positive Wirkung scheint dabei maßgeblich von der 
aktiven Beteiligung der Jugendlichen abzuhängen: Während ein direkt eingebundener 
Jugendlicher die Konferenz als „Kick“ für einen Neuanfang beschreibt, äußert ein nicht 
einbezogener Jugendlicher Verunsicherung und Distanz gegenüber dem Verfahren. 
Die Ergebnisse unterstreichen somit die Bedeutung partizipativer Einbindung als 
Voraussetzung für die Akzeptanz und Wirksamkeit von Fallkonferenzen. Allerdings 
bestehen erhebliche Unterschiede hinsichtlich der Häufigkeit, Beteiligung von 
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Jugendlichen und Familien sowie der inhaltlichen Ausgestaltung an den sechs 
Standorten.  

Empfehlung 9: Es bedarf eines standortübergreifenden Austauschs über die 
gesammelten Erfahrungen im Hinblick auf die Umsetzung von Fallkonferenzen 
sowie einer Auseinandersetzung mit systematisch aufbereiteten Erkenntnissen 
zu Fallkonferenzen in der Fachliteratur (Fritsch 2023). Eine Standardisierung – 
z. B. durch Leitfäden zu unterschiedlichen Rollen der Beteiligten, Abläufen und 
sprachlicher Sensibilität – erscheint notwendig zu sein. Die sprachliche 
Gestaltung der Fallkonferenzen sollte kritisch reflektiert und an die Lebenswelt 
der Jugendlichen und Heranwachsenden angepasst werden, um ihnen eine 
partizipative Einbindung zu erleichtern. 

An Standorten mit enger Einbindung freier Träger zeigt sich ein deutlicher Mehrwert. 
Über regelmäßige Besprechungen oder aktive Teilnahme an Fallkonferenzen konnten 
neue zielgruppenspezifische Angebote entwickelt werden. Auch institutionelle 
Innovationen – wie die Einrichtung von Täter-Opfer-Ausgleichsfonds (z. B. in Salzgitter 
und Lüneburg) – belegen die Praxiswirksamkeit solcher Allianzen. Die 
Staatsanwaltschaft profitiert zugleich von einem besseren Überblick über die 
vorhandenen sozialpädagogischen Angebote. In der Wahrnehmung der Personen aus 
der „dritten Perspektive“ wird dies als deutliche Qualitätssteigerung beschrieben. 

Empfehlung 10: Die Beteiligung freier Träger und ambulanter Dienste an der 
Umsetzung der Fallkonferenzen sollte standortbezogen geprüft und ggf. 
regelmäßig integriert werden. 

Ein struktureller Schwachpunkt besteht in der bislang kaum systematischen 
Einbindung von Opferschutzorganisationen. Hier besteht ein offener Bedarf, 
bestehende Netzwerke gezielt zu erweitern sowie die beteiligten Akteur*innen über die 
Wahrnehmung der Arbeit der HdJR aus der Opferperspektive zu sensibilisieren. 

Empfehlung 11: Opferschutzorganisationen sollten in bestehende Netzwerke – 
zumindest punktuell – eingebunden werden; entsprechende Strukturen sollen 
standortbezogen aufgebaut werden. 

Nutzung von Daten und Kennzahlen 

Standortübergreifend wird die Nutzung quantitativer Daten zur Selbstevaluation als 
begrenzt beschrieben. Zwar wurde an mehreren Standorten temporär ein „Marker“ 
durch die StA eingeführt, um HdJR-Verfahren zu kennzeichnen, dieser wurde jedoch 
aufgrund des hohen administrativen Aufwands wieder abgeschafft. Die StA weisen auf 
die bereits hohe Zahl an notwendigen Verfahrenskategorisierungen hin. 

Aus evaluativer Perspektive wäre eine solche Markierung zur Identifikation von 
Verfahrensgruppen wünschenswert, insbesondere zur künftigen quantitativen 
Wirkungsanalyse. Dennoch ist das Verhältnis von Erkenntnisgewinn und 
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Zusatzaufwand kritisch zu reflektieren. Die Entscheidung gegen eine systematische 
Nutzung quantitativer Kennzahlen stellt eine bewusste, reflektierte Abwägung der 
beteiligten Institutionen dar. 

Wirkungen auf Jugendliche und Heranwachsende 

Wirkungen auf junge Menschen lassen sich auf Basis von sechs Gruppeninterviews 
mit den Kooperationspartner*innen sowie fünf Interviews mit straffälligen jungen 
Menschen methodisch schwer eindeutig den HdJR zuordnen. Dennoch berichten die 
Befragten an mehreren Standorten von positiven Entwicklungen in Einzelfällen, 
insbesondere im Bereich der Legalbewährung. In den qualitativen Interviews mit 
Jugendlichen und Heranwachsenden wird deutlich, dass eine Kombination aus frühem 
Erstkontakt, schneller Reaktionsfähigkeit und passgenauen Hilfs- und 
Strafmaßnahmen als besonders hilfreich wahrgenommen wird. 

Empfehlung 12: Es wird empfohlen, straffällige Jugendliche und 
Heranwachsende in die Umsetzung von ihren Fallkonferenzen direkt 
einzubeziehen insbesondere, weil sie in diesem Zusammenhang ggf. erstmals 
die Erfahrung machen, dass sich professionelle Akteur*innen aufrichtig für ihre 
Situation interessieren und ihnen unterstützend zur Seite stehen wollen. Dies 
kann ein positiver Wendepunkt in ihrem Leben sein und ihr Vertrauen in 
demokratische Strukturen stärken. 

Ausbau präventiver Angebote 

Trotz vereinzelter Initiativen zeigt sich standortübergreifend ein erheblicher Bedarf an 
präventiven Maßnahmen, und zwar insbesondere mit Blick auf minderjährige Kinder 
sowie in Kooperation mit Schulen. Eine strukturelle Verankerung und angemessene 
personelle Ausstattung der Präventionsarbeit sind erforderlich, um delinquentem 
Verhalten frühzeitig effektiv entgegenzuwirken. Für besonders vulnerable Gruppen – 
etwa traumatisierte Jugendliche, Heranwachsende mit Fluchterfahrung oder geringen 
Deutschkenntnissen sowie mehrfach belasteten junge Menschen in prekären 
sozioökonomischen Lagen – fehlen nach Angaben der Befragten bislang differenzierte 
und zielgruppenspezifische Maßnahmen vor Ort. Auch bestehen Defizite hinsichtlich 
der Verfügbarkeit sprachsensibler Trainingsprogramme sowie langer Wartezeiten bei 
Gruppenangeboten (z. B. Anti-Gewalt-Trainings). Darüber hinaus sind strukturelle 
Lücken in der Elternarbeit und der Gestaltung sinnvoller Freizeitangebote nach 
Straffälligkeit identifiziert worden, obwohl diese für eine nachhaltige soziale Integration 
von zentraler Bedeutung sind. 

Empfehlung 13: Es wird empfohlen, standortbezogen zu prüfen, inwiefern und 
über welche Formate präventive Maßnahmen in die Profile der HdJR 
aufgenommen und bearbeitet werden können, und zwar insbesondere im 
Bereich schulischer Kooperationen und mit Fokus auf minderjährige Kinder. 
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Hierzu wird ein standortübergreifender Austausch von Good-Practise-Beispielen 
angeregt. 
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Anhang 

Standort Lüneburg 

Aus den vom Niedersächsischen Justizministerium zur Verfügung gestellten Daten in 
Bezug auf den Standort Lüneburg geht hervor, dass die Dauer der Verfahren seit 2017 
weitgehend stabil geblieben ist.  

Der Anteil der Verfahren, die innerhalb von drei Monaten nach Eingang bei der StA 
durch diese erledigt wurden, lag 2017 bis 2024 bei 88,3% bis 90,3%. Die mittlere Dauer 
betrug im selben  Zeitraum 1,1 bis 1,3 Monate. Im selben Zeitraum lag die 
durchschnittliche Dauer von der Einleitung des Vermittlungsverfahrens bei der 
Ermittlungsbehörde bis zum Eingang bei der StA bei 1,7 bis 2,0 Monaten, der Anteil 
der Verfahren, die innerhalb von drei Monaten bei der StA eingingen, bei 80,5% bis 
86%. Hier zeigt sich ein leichter Aufwärtstrend, der den Anstieg der mittleren 
Verfahrensdauer von der Einleitung des Ermittlungsverfahrens bis zur Erledigung 
durch die StA von 2,8 Monaten im Jahr 2017 auf 3,3 Monate im Jahr 2024 prägt.  

Hieraus lässt sich zwar ableiten, dass das HdJR Lüneburg nicht zu einer 
systematischen Beschleunigung der Verfahrensdauer in den dargelegten Abschnitten 
geführt hat. Allerdings sind dadurch keine Rückschlüsse auf die tatsächlichen Effekte 
des HdJR möglich. Hierfür wäre die Untersuchung zahlreicher zusätzlicher Faktoren 
notwendig, die im Rahmen dieser Evaluation nicht erhoben werden konnten. Darüber 
hinaus ist die StA Lüneburg für den gesamten Landgerichtsbezirk Lüneburg zuständig, 
der sich auf die Amtsgerichte Celle, Dannenberg, Lüneburg, Uelzen, Soltau und 
Winsen (Luhe) erstreckt. Diese Einschränkungen lassen sich auf weitere Kennzahlen 
übertragen. Aus diesen Gründen wurde auf eine weiterführende quantitative Analyse 
und eine Gesamtdarstellung verzichtet. 
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Tabelle 3:  Verfahrensdauer erledigter Verfahren der Jugendstaatsanwälte der 
Staatsanwaltschaft Lüneburg 2017-2024 

 
Dauer 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 

Eingang der Sache 
bei der 
Staatsanwaltschaft 
bis zur Erledigung 
durch die 
Staatsanwaltschaft 

1-3 Monate 
(in Prozent) 90,8 91 88,6 84,8 89,9 88,3 88,6 89,6 

Mittelwert 
(alle 
Verfahren) 

1,1 1,2 1,3 1,5 1,2 1,3 1,4 1,3 

Einleitung des 
Ermittlungsverfahre
ns (bei der 
Einleitungsbehörde
) bis zur Erledigung 
durch die 
Staatsanwaltschaft 

1-3 Monate 68,9 68 64 62,5 68,2 64,3 63 63,7 

Mittelwert 
(alle 
Verfahren) 2,8 2,9 3,1 3,3 2,9 3,2 3,3 3,3 

Einleitung des 
Ermittlungsverfahre
ns (bei der 
Einleitungsbehörde
) bis zum Eingang 
bei der 
Staatsanwaltschaft 

1-3 Monate 
86 85,8 85,1 83,8 85,1 83 80,5 82,4 

Mittelwert 
(alle 
Verfahren) 

1,7 1,7 1,8 1,8 1,7 1,8 2 1,9 

Anzahl erledigter Verfahren (n) 5334 5507 5073 6141 5414 6146 5993 5734 

Quelle: Eigene Darstellung, Daten des Niedersächsischen Justizministeriums. 
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Tabellen und Abbildungen 

Tabelle 4:  Arbeitsaufwand in Stunden sowie dezidiert formal zugeteilte 
Stellenanteile am Standort Göttingen 

Person Institution Stunden/Monat Stellenanteil (%) 
Person 1 Staatsanwaltschaft* 20 0 

Person 2 Staatsanwaltschaft* 10 0 

Person 3 Jugendgerichtshilfe 3 0 

Person 4 Jugendgerichtshilfe 3 0 

Person 5 Jugendgerichtshilfe 3 0 

Person 6 Jugendhilfe im Strafverfahren 2 0 

Person 7 Jugendhilfe im Strafverfahren 2 0 

Person 8 Polizei 15 0 

Person 9 Amtsgericht 0,5 0 

Quelle: Eigene Darstellung. *Die Angaben in der Tabelle spiegeln die Selbstauskünfte der Befragten 
zum tatsächlich wahrgenommenen Arbeitsaufwand und zu formal zugeteilten Stellenanteilen wider. 
Nach Angaben des Niedersächsischen Justizministeriums unterstützt das Land die Häuser des 
Jugendrechts seit 2018 mit neuen Stellen und Sachmitteln, die von den für die Mittelbewirtschaftung 
zuständigen Oberlandesgerichten und Generalstaatsanwaltschaften entsprechend eingesetzt werden; 
lediglich für das erst 2023 eingerichtete Haus des Jugendrechts in Braunschweig wurde bislang keine 
zusätzliche Stelle geschaffen.* 

Tabelle 5:  Zahl der Intensiv- und Schwellentäter*innen und im Haus des 
Jugendrechts behandelte Jugendliche am Standort Göttingen 

 Jahr 2019 2020 2021 2022 2023 2024 
Zahl der Intensiv- und 
Schwellentäter*innen 
im Einzugsgebiet des 
Hauses des 
Jugendrechts 

Gesamt n.b. n.b. 2 2 0 2 

Im Haus des 
Jugendrechts 
behandelte 
Jugendliche 

Gesamt (Probanden 
(Mehrfachtatverdächtige
)) 

10 14 19 14 17 10 

Gesamt (Probanden 
(Mehrfachtatverdächtige
), die die besondere 
Bearbeitungsforum 
übernommen wurden 

4 10 8 8 7 4 

…davon Intensiv- und 
Schwellentäter*innen - - 2 2 0 2 

…davon Andere - - 17 12 17 8 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Tabelle 6:  Arbeitsaufwand in Stunden sowie dezidiert formal zugeteilte 
Stellenanteile am Standort Lüneburg8 

 
Institution Stunden/Monat Stellenanteil (%) 

Person 1 Staatsanwaltschaft* 25 10 

Person 2 Staatsanwaltschaft* 25 10 

Person 3 Staatsanwaltschaft* 10 10 

Person 4 Amtsgericht 25 25 

Person 5 JuHiS 10 0 

Person 6 JuHiS 10 0 

Person 7 JuHiS 10 0 

Person 8 JuHiS 10 0 

Person 9 JuHiS 10 0 

Person 10 Polizei Nicht bezifferbar (hauptsächliche Befassung) 

Quelle: Eigene Darstellung. *Die Angaben in der Tabelle spiegeln die Selbstauskünfte der Befragten 
zum tatsächlich wahrgenommenen Arbeitsaufwand und zu formal zugeteilten Stellenanteilen wider. 
Nach Angaben des Niedersächsischen Justizministeriums unterstützt das Land die Häuser des 
Jugendrechts seit 2018 mit neuen Stellen und Sachmitteln, die von den für die Mittelbewirtschaftung 
zuständigen Oberlandesgerichten und Generalstaatsanwaltschaften entsprechend eingesetzt werden; 
lediglich für das erst 2023 eingerichtete Haus des Jugendrechts in Braunschweig wurde bislang keine 
zusätzliche Stelle geschaffen. 

 
8  Für die Angaben zur Staatsanwaltschaft wird der Anteil des Pensums als Stellenanteil in Prozent angegeben. 
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Tabelle 7:  Arbeitsaufwand in Stunden sowie dezidiert formal zugeteilte 
Stellenanteile am Standort Braunschweig 

Person Institution Stunden/Monat Stellenanteil (%) 
Person 1 Staatsanwaltschaft 8 0 

Person 2 Staatsanwaltschaft 2 0 

Person 3 Staatsanwaltschaft 2 0 

Person 4 Staatsanwaltschaft 2 0 

Person 5 JuHiS 1 0 

Person 6 JuHiS 3 0 

Person 7 JuHiS 2 0 

Person 8 JuHiS 2 0 

Person 9 JuHiS 2 0 

Person 10 JuHiS 2 0 

Person 11 JuHiS 2 0 

Person 12 JuHiS 2 0 

Quelle: Eigene Darstellung.  

Tabelle 8:  Zahl der Intensiv- und Schwellentäter*innen und im Haus des 
Jugendrechts behandelte Jugendliche am Standort Braunschweig 2023-
2024 

Jahr 2023 2024 

Zahl der Intensiv- und 
Schwellentäter*innen 
im Einzugsgebiet des 
Hauses des 
Jugendrechts 

Gesamt 30 42 

Im Haus des 
Jugendrechts 
behandelte 
Jugendliche 

Gesamt 57 67 

…davon Intensiv- und 
Schwellentäter*innen 30 42 

…davon Andere 27 25 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Tabelle 9:  Arbeitsaufwand in Stunden sowie dezidiert formal zugeteilte 
Stellenanteile am Standort Hannover9 

 
Institution Stunden/Monat Stellenanteil (%) 

Person 1 Staatsanwaltschaft* 15,3 45 

Person 2 Staatsanwaltschaft* 15,3 45 

Person 3 Staatsanwaltschaft* 15,3 45 

Person 4 JuHiS 4,0 0 

Person 5 JuHiS 8,0 0 

Person 6 JuHiS 8,0 8 

Person 7 JuHiS 8,0 0 

Person 8 AJSD 
(Bewährungshilfe) 

2,0 0 

Person 9 Polizei 6,3 0 

Person 10 Polizei 6,3 0 

Person 11 Amtsgericht Auskunft nicht möglich 

Person 12 Amtsgericht Auskunft nicht möglich 

Quelle: Eigene Darstellung. *Die Angaben in der Tabelle spiegeln die Selbstauskünfte der Befragten 
zum tatsächlich wahrgenommenen Arbeitsaufwand und zu formal zugeteilten Stellenanteilen wider. 
Nach Angaben des Niedersächsischen Justizministeriums unterstützt das Land die Häuser des 
Jugendrechts seit 2018 mit neuen Stellen und Sachmitteln, die von den für die Mittelbewirtschaftung 
zuständigen Oberlandesgerichten und Generalstaatsanwaltschaften entsprechend eingesetzt werden; 
lediglich für das erst 2023 eingerichtete Haus des Jugendrechts in Braunschweig wurde bislang keine 
zusätzliche Stelle geschaffen. 

 

 
9  Für die Angaben zur Staatsanwaltschaft wird der Arbeitskraftanteil (AKA) als Stellenanteil in Prozent 

angegeben. 
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Tabelle 10:  Arbeitsaufwand in Stunden sowie dezidiert formal zugeteilte 
Stellenanteile am Standort Osnabrück* 

 
Institution Stunden/Monat Stellenanteil (%) 

Person 1 Staatsanwaltschaft* 70 50 

Person 2 Staatsanwaltschaft* 15 10 

Person 3 Staatsanwaltschaft* 15 10 

Person 4 Staatsanwaltschaft* 15 10 

Person 5 Staatsanwaltschaft* 15 10 

Person 6 Staatsanwaltschaft* 4 10 

Person 7 Jugendgerichtshilfe 22 0 

Person 8 Jugendgerichtshilfe 8 0 

Person 9 Jugendgerichtshilfe 8 0 

Person 10 Jugendgerichtshilfe 8 0 

Person 11 Jugendgerichtshilfe 8 0 

Person 12 Jugendgerichtshilfe 8 0 

Person 13 Jugendgerichtshilfe 8 0 

Person 14 Polizei 14 0 

Person 15 Polizei 14 0 

Person 16 Polizei 8 0 

Person 17 Polizei 8 0 

Person 18 Polizei 8 0 

Person 19 Polizei 8 0 

Person 20 Polizei 8 0 

Person 21 Polizei 8 0 

Person 22 Polizei 8 0 

Person 23 Polizei 8 0 

Person 24 Polizei 8 0 

Person 25 Polizei 8 0 

Person 26 Polizei 8 0 

Person 27 Polizei 8 0 

Quelle: Eigene Darstellung. *Die Angaben in der Tabelle spiegeln die Selbstauskünfte der Befragten 
zum tatsächlich wahrgenommenen Arbeitsaufwand und zu formal zugeteilten Stellenanteilen wider. 
Nach Angaben des Niedersächsischen Justizministeriums unterstützt das Land die Häuser des 
Jugendrechts seit 2018 mit neuen Stellen und Sachmitteln, die von den für die Mittelbewirtschaftung 
zuständigen Oberlandesgerichten und Generalstaatsanwaltschaften entsprechend eingesetzt werden; 
lediglich für das erst 2023 eingerichtete Haus des Jugendrechts in Braunschweig wurde bislang keine 
zusätzliche Stelle geschaffen. 
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Tabelle 11: Im Haus des Jugendrechts behandelte Jugendliche am Standort 
Osnabrück 2019-2024 

 Jahr 2019 2020 2021 2022 2023 2024 

Gesamt 63 55 64 115 124 115 

…davon Intensiv- und  
Schwellentäter*innen 4 10 14 17 15 13 

…davon Andere 59 45 50 98 109 102 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Abbildung 2:  Zeitraum zwischen Tat(en) und Jugendgerichtshilfe-Erstkontakt in 
Diversionsverfahren 2020-2024 in Osnabrück 

 
Quelle: Eigene Darstellung, Daten mit freundlicher Genehmigung des HdJR Osnabrück. 
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Kurzprofil des ISS

Das Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. (ISS) ist ein unabhängiges 
Praxisforschungs- und Beratungsinstitut, spezialisiert auf sozial- und gesellschaftspolitische 
Handlungsfelder. Das

Institut wurde im Jahr 1974 vom Bundesverband der Arbeiterwohlfahrt (AWO) gegründet und 
ist seit 1991 als rechtlich selbstständiger gemeinnütziger Verein organisiert. Das ISS hat zum 
Ziel, relevante Lösungsansätze für eine soziale, gerechte und demokratische Gesellschaft zu 
entwickeln.

Wir transferieren wissenschaftlich fundierte Informationen in praxisrelevantes Wissen.

FORSCHEN

Praxisforschung: Wir führen wissenschaftliche Begleitungen und Evaluationen von Programmen 
und Maßnahmen u. a. in den Bereichen Aktives Altern, Armut, Demokratieförderung, 
Einsamkeit, Gleichstellung, Inklusion oder auch Jugend- und Familienhilfe durch. Wir 
identifizieren gesellschaftlich relevante Fragestellungen und schaffen wissenschaftlich 
fundierte Datengrundlagen zur Generierung von Handlungsoptionen und -strategien. Zusätzlich 
erforschen wir die Lebenssituationen spezifischer Zielgruppen, um Benachteiligungen und 
Ressourcen sichtbar zu machen.

BERATEN

Politikberatung: Basierend auf wissenschaftlichen Erkenntnissen beraten wir (fach-)politische 
Entscheidungsträger*innen und Mitarbeitende in Behörden auf Bundes-, Länder- und 
kommunaler Ebene bei der Gestaltung sozialer Politik und entsprechender Programme sowie 
Maßnahmen. Wir legen Wert auf Abwägung zwischen Notwendigem und Machbarem, stehen 
für Standards ein und sind verlässliche Partner in der Zusammenführung von Perspektiven.

Weiterbildung und Organisationsentwicklung: Wir sind bestrebt, die Qualität sozialer 
Dienstleistungen stetig weiterzuentwickeln und bieten hierzu qualifizierende Fort- und 
Weiterbildungen für (leitende) Fachkräfte der Sozialen Arbeit an. In der Organisationsentwicklung 
von Fachabteilungen der Sozialverwaltung richten wir den Blick auf Arbeitsorganisation, 
Leitungshandeln, Teambildung und aktuelle Herausforderungen wie den Fachkräftemangel.

GESTALTEN

Transfer: Wir legen großen Wert darauf, die Ergebnisse unserer Arbeit zugänglich zu machen, 
um zur Handlungsmotivation beizutragen. Wir veröffentlichen daher Evaluationsberichte, 
Expertisen, Handreichungen und Fachartikel. Zudem engagieren wir uns in Redaktionen von 
Fachzeitschriften und nehmen aktiv an Tagungen und Konferenzen teil. Unser Ziel ist es, der 
(Fach-)Öffentlichkeit Einblicke in aktuelle gesellschaftliche und fachpolitische Entwicklungen 
zu vermitteln.

Interdisziplinäre Zusammenarbeit: Am Puls der Zeit verfolgen wir aufmerksam die neuesten 
Entwicklungen in den sozialpolitischen Diskussionen und pflegen sowohl innerhalb des ISS als 
auch extern einen regen Wissensaustausch mit u.a. Fachgremien und Praxisorganisationen, 
Europäischen Institutionen, Ministerien, NGOs sowie Universitäten. Dadurch stellen wir 
sicher, dass wir auftragsunabhängig wissen, was sozialpolitisch diskutiert wird.

Internationale Aktivitäten: Wir erweitern unseren Blick über nationale Grenzen hinaus und 
bleiben über europäische Impulse auf dem aktuellen Stand. Durch unsere Einbindung in 
europäische Projekte und das fortlaufende Monitoring relevanter Themen und globaler sozialer 
Herausforderungen durch die Beobachtungsstelle für gesellschaftspolitische Entwicklungen in 
Europa fördern wir den transnationalen Austausch von Wissen.
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